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Leben sozial benachteiligte Menschen in Deutschland häufiger in einer gesundheitsbelas-
tenden Umwelt als andere Bevölkerungsgruppen? Diese und andere Fragen zu sozialen 
und räumlichen Unterschieden in der Verteilung von Umweltnutzen und -lasten sowie da-
mit einhergehende Verteilungskonflikte, Gesundheitsbelastungen und gesundheitliche Un-
gleichheiten werden in Deutschland meist unter dem Begriff Umweltgerechtigkeit behan-
delt.  
Das Buch greift die Ergebnisse eines vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) und Umweltbundesamt (UBA) geförderten Forschungsprojektes 
auf und entwickelt Handlungsperspektiven, wie die Umweltverhältnisse und Lebensqualität 
aller Bevölkerungsgruppen verbessert werden können. Entlang der nationalen und interna-
tionalen Debatte erfolgt eine Problemanalyse und eine Bewertung von Ursachen, wechsel-
seitigen Abhängigkeiten und Folgewirkungen im Themenfeld Umweltgerechtigkeit – Umwelt, 
Gesundheit und soziale Lage. Neben Begriffsabgrenzungen werden forschungsmethodische 
und konzeptionelle Herausforderungen diskutiert und Bedarfe abgeleitet. Orientiert an den 
zentralen Lebensbereichen Wohnumfeld und Wohninnenraum skizziert das Buch mögliche 
Handlungsfelder wie Innenraumhygiene, Mobilität und Verkehr sowie Grün- und Freiräume. 
Gute Praxisbeispiele aus Deutschland und europäischen Nachbarländern veranschauli-
chen erfolgreiche Strategien und Handlungsansätze für Forschung, Politik und die Umset-
zung auf lokaler Ebene. Das Buch leistet damit wichtige Impulse für die Weiterentwicklung 
im Themenfeld Umweltgerechtigkeit. 
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Vorwort 

Das vorliegende Strategiepapier wurde als erste Arbeitsversion („Grundsatzpapier“) zur 
zweitägigen Fachtagung Umweltgerechtigkeit am 27. und 28. Oktober 2008 des Bun-
desumweltministeriums (BMU) und des Umweltbundesamtes (UBA) in der Tagungs-
stätte Harnack-Haus der Max-Planck-Gesellschaft (Berlin) als Diskussions- und Ar-
beitsgrundlage präsentiert. Die Bearbeitung erfolgte, wie die Organisation und 
Durchführung der Fachtagung, durch die Arbeitsgruppe „Umwelt und Gesundheit“ 
(Leitung: Prof. Dr. Claudia Hornberg) an der Fakultät für Gesundheitswissenschaften, 
Universität Bielefeld. Nach Abschluss des Projekts1 liegt nun die erweiterte, finalisierte 
Fassung des Strategiepapiers vor. Berücksichtigt wurden unter anderem die Diskussi-
onsergebnisse der Fachtagung sowie die Resultate einer bundesweit angelegten 
strukturierten Befragung von Institutionen und Personen zum Bekanntheitsgrad und zur 
Einschätzung der Bedeutung des Themas Umweltgerechtigkeit. Ergänzt und theore-
tisch fundiert durch eine Recherche von Hintergrundpapieren, wissenschaftlichen 
Arbeiten, politischen Dokumenten und Praxisberichten war es möglich, Handlungsfel-
der zu identifizieren und Handlungsempfehlungen für die Politik zu formulieren. Sie 
lassen wichtige Impulse für die deutsche Debatte im Themenfeld Umweltgerechtigkeit 
erkennen. 

Im Zentrum des vom Bundesumweltministerium (BMU) beauftragten Vorhabens 
stand die Aufgabe, Wechselwirkungen zwischen sozialen Lebensbedingungen und 
möglichen gesundheitlichen Beeinträchtigungen durch Umweltbelastungen zu bearbei-
ten und für die politische Ebene aufzubereiten. Die Bearbeitungsgrundlage lieferte der 
amerikanische Environmental Justice-Ansatz und der daran anknüpfende deutsche Be-
griff Umweltgerechtigkeit. Im Forschungsprozess und insbesondere im Austausch mit 
ausgewiesenen Expertinnen und Experten während der Fachtagung Umweltgerechtig-
keit im Jahr 2008 setzte sich zunehmend die Erkenntnis durch, dass der Begriff Um-
weltgerechtigkeit die in Deutschland geführte Diskussion und Auseinandersetzung mit 
dem Thema nicht angemessen widerspiegelt. Aus diesem Grund wurde in den beiden 
zurückliegenden Jahren verstärkt nach terminologischen Alternativen gesucht. Diese 
Entwicklungen haben das vorliegende Strategiepapier nicht unberührt gelassen. So ist 
zu erklären, dass im Titel der Umweltgerechtigkeitsbegriff beibehalten, im weiteren 
Verlauf der Ausführungen aber so weit als möglich darauf verzichtet und statt dessen 
die Umschreibung Umwelt, Gesundheit und soziale Lage gewählt wurde. Sie erweist 
sich als angemessener, um – einer Public Health-Ausrichtung folgend – umweltrelevan-
te soziale und gesundheitliche Ungleichheiten in Deutschland zu betrachten. 

Die Dialogbereitschaft der vielen Expertinnen und Experten, die im Verlaufe des 
Projektes und insbesondere während der Fachtagung ihr Fachwissen aktiv eingebracht 
haben, bilden die Basis des vorliegenden Strategiepapiers. Sie alle haben dazu beige-
tragen, Themenfelder und Handlungsbereiche jenseits disziplinärer Grenzen zu konkre-

                                                        
1 Projekt „Umweltgerechtigkeit – Inhaltliche Aufarbeitung der Erkenntnisse zur sozialen Verteilung von 
gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen und Konzeption, Durchführung und Dokumentation einer 
Fachtagung mit Erarbeitung von maßnahmenorientierten Handlungsempfehlungen“ 
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tisieren, zu strukturieren und Handlungsbedarfe und -defizite aufzuzeigen. Ihnen allen 
sei daher an dieser Stelle ein besonderer Dank ausgesprochen.  

Dank gilt auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der zuständigen Fachabteilun-
gen im Umweltbundesamt (UBA) und im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU), die durch ihre fundierte, kritische Fachexpertise und ihre 
Diskussionsbereitschaft maßgeblich zum Gelingen der zweitägigen Veranstaltung, aber 
auch zur Publikation der Tagungsdokumentation sowie des vorliegenden Strategiepa-
piers beigetragen haben.  
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Zusammenfassung 

Die Veröffentlichung „Strategien für mehr Umweltgerechtigkeit – Handlungsfelder für 
Forschung, Politik und Praxis“ ist Teil eines durch das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) in Kooperation mit dem Umweltbundesamt 
(UBA) geförderten Forschungsprojektes. Der Titel des Vorhabens verweist zugleich auf 
das Aufgabenprofil: „Umweltgerechtigkeit – Inhaltliche Aufarbeitung der Erkenntnisse zur 
sozialen Verteilung von gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen und Konzeption, 
Durchführung und Dokumentation einer Fachtagung mit Erarbeitung von maßnahmen-
orientierten Handlungsempfehlungen“. Mit diesem Auftrag bilden soziale und räumlich 
Unterschiede in der Verteilung von Umweltnutzen und -lasten sowie damit einherge-
hende Verteilungskonflikte, Gesundheitsbelastungen und gesundheitliche Ungleichhei-
ten den Kern des Gesamtvorhabens.  

Die Ergebnisse und weitergehenden Fragen, die während des Bearbeitungsprozes-
ses ermittelt wurden, sind im Strategiepapier zusammengeführt mit dem Ziel, die 
Lebenssituation aller Bevölkerungsgruppen zu verbessern. Entlang der nationalen und 
internationalen Debatte erfolgt eine Problemanalyse und – soweit möglich – eine erste 
Bewertung von Ursachen, wechselseitigen Abhängigkeiten und Folgewirkungen im 
Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage. Neben Begriffsabgrenzungen 
werden forschungsmethodische und konzeptionelle Herausforderungen diskutiert und 
Bedarfe abgeleitet. Orientiert an den zentralen Lebensbereichen Wohninnenraum und 
Wohnumfeld sind themenrelevante Handlungsfelder wie Innenraumhygiene, Energie-
armut, Lärmminderungsplanung, Luftreinhalteplanung, Mobilität und Verkehr sowie 
Grün- und Freiräume als wichtige Komponenten gesundheitlicher Chancengleichheit 
skizziert. Gute Praxisbeispiele aus Deutschland und europäischen Nachbarländern, die 
mit erfolgreichen Akteurskonstellationen, Handlungskonzepten und Interventionsformen 
arbeiten, werden vorgestellt mit dem Ziel, diese zu verankern und weitreichend umzu-
setzen und damit die Lebenssituation besonders betroffener Bevölkerungsgruppen zu 
verbessern. In einem kursorischen Überblick sind die wichtigsten Aussagen und politi-
schen Zielsetzungen nachfolgend zusammengefasst. 

Begriffliche Alternativen für eine verbesserte Wahrnehmung und Kommunikation 
potenzieller Ungleichverteilungen von Umweltbelastungen und -ressourcen  
Sowohl Sprache als auch Kommunikationskultur von Wissenschaft, Politik und Praxis 
unterscheiden sich. Dies erschwert die Verständigung über Umweltgerechtigkeit 
und/oder über die angesprochenen Verteilungs- und Gerechtigkeitsfragen sowie deren 
Lösungsmöglichkeiten. Um den Begriff Umweltgerechtigkeit über den engen Kreis 
ausgewählter Expertinnen und Experten hinaus bekannt zu machen und um in der 
Bevölkerung das Bewusstsein für soziale Unterschiede in der Umweltqualität zu erhö-
hen, ist eine verständliche Terminologie erforderlich. Sie sollte möglichst wenig Spiel-
raum für kontroverse Auslegungen bieten und an die Alltagserfahrungen der Bürgerin-
nen und Bürger anschließen. Die Begriffstrias Umwelt, Gesundheit und soziale Lage 
kann als Alternative die Kommunizierbarkeit des Themenfeldes erhöhen. 
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Forschungsmethodische Herausforderungen 
Notwendige Grundlage für die zielgerichtete Entwicklung von Handlungsstrategien – 
sowohl zur Vermeidung und Verringerung von Umweltbelastungen als auch zur Re-
duzierung gesundheitlicher Ungleichheiten – ist die Erweiterung der wissenschaftlichen 
Evidenz zur sozialräumlichen Verteilung von Umweltbelastungen und -ressourcen. 
Handlungserfordernisse zur Verbesserung der Datenlage sind unter anderem: 
! Expositionserfassung auf der Basis von Mehrebenenmodellen und mit Hilfe von 

Geoinformationssystemen, 
! Weiterentwicklung des Human-Biomonitoring (Charakterisierung von Expositions-

wegen unter besonderer Berücksichtigung sozialer Faktoren), 
! Primärstudien und Surveys (anknüpfend an die Umweltsurveys des Umweltbun-

desamtes), 
! Sekundäranalyse vorhandener Datenbestände (z. B. Kinder-Umwelt-Survey (KUS) 

des Umweltbundesamtes), 
! Identifizierung von besonders exponierten und vulnerablen Bevölkerungs(sub)-

gruppen, 
! Implementierung einer Geburtskohorte (u. a. zur Ermittlung von sozialen und 

räumlichen Unterschieden in der Betroffenheit durch Umweltrisiken aus einer Ver-
laufsperspektive), 

! Ergänzung quantitativ ausgerichteter Studien um qualitative Elemente, 
! Berücksichtigung kumulierender Expositionen (z. B. Lärm, Luft, Chemikalien), 
! Untersuchung der Effektmodifikation (Einfluss von sozialer Lage und Kontextfakto-

ren des Wohnumfeldes auf die Anfälligkeit verschiedener Bevölkerungsgruppen für 
umweltassoziierte Erkrankungen), 

! Verknüpfung von Daten zu Expositionsvariation mit Informationen zu Gesundheits-
effekten, 

! Erweiterung der pathogenetischen Perspektive um die Bedeutung gesundheitsför-
derlicher Umweltfaktoren in Verbindung mit der sozialen Lage, 

! Gesundheitsbezogene Risikobewertung der sozialen und räumlichen Unterschiede 
in der Umweltqualität. 

Anzustreben ist ein nationales (Forschungs-)Programm, das  
! originäre Forschung zum Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage durch 

die Bündelung inhaltlicher und methodischer Kompetenzen unterschiedlicher 
Fachdisziplinen ermöglicht,  

! die Weiterentwicklung und den Ausbau der erforderlichen Datenbasis sowie den 
Aufbau einer bundesweiten Datenbank Umwelt, Gesundheit und soziale Lage un-
terstützt sowie 

! anwendungs- und beteiligungsorientierte Forschung in den Vordergrund stellt mit 
dem Ziel, den Transfer zwischen Forschung und Praxis zu fördern und For-
schungsergebnisse unmittelbar an Praxisprojekte und Interventionen rückzukop-
peln (z. B. im Rahmen integrierter Stadt(teil)entwicklung). 
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Innenraumluft und Wohnhygiene als wichtige Handlungsbereiche im Themenfeld 
Umwelt, Gesundheit und soziale Lage  
Die Ergebnisse des Kinder-Umwelt-Surveys (KUS) des UBA (Schulz et al. 2010) als 
das Umweltmodul des Kinder- und Jugendgesundheitssurveys des Robert Koch-
Instituts (KiGGS-Studie) zeigen, dass Schadstoffbelastungen im Wohninnenraum eine 
potenzielle Gesundheitsgefahr – sowohl in sozioökonomisch schwächeren Haushalten, 
aber auch bei sozial besser Gestellten – darstellen. Die Frage der Innenraumluftbelas-
tung betrifft zudem nicht allein die häusliche Wohnung, sondern auch Schulen und 
Kindertageseinrichtungen, in denen sich Kinder als empfindliche Gruppe täglich viele 
Stunden aufhalten.  

Der Zusammenhang zwischen Innenraumluftqualität, Sozialstatus und der Wohnla-
ge bzw. dem Wohngebiet ist bislang unzureichend untersucht und als wichtiges Hand-
lungsfeld unterschätzt. Von besonderer Bedeutung ist die Analyse und gesundheitliche 
Bewertung von Innenraumschadstoffen, die Erfassung gesundheitsrelevanter Belas-
tungstrends im Kontext sozialer Problemlagen sowie die Entwicklung von praxisnahen 
Handlungsstrategien. Beispielhaft sind hier zu nennen: 
! Das im Jahr 2009 gestartete UBA-Verbändeförderprojekt „Umweltgerechtigkeit 

- von Geburt an“ des Vereins Women in Europe for a Common Future e.V. (WECF) 
mit dem Fokus auf  

o Entwicklung und Verbreitung zielgruppenspezifischer Informationsma-
terialien, 

o Beratungsangeboten für junge Familien mit kleinen Kindern – vor al-
lem Familien mit besonderem Unterstützungsbedarf und  

o Schulung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren (z. B. Hebam-
men). 

! Unterstützung einkommensschwacher Haushalte durch regionale Netzwerke 
Schimmelberatung (u. a. getragen durch den öffentlichen Gesundheitsdienst in 
Kooperation mit lokalen Verbraucherberatungsstellen) als Beispiel für einen ziel-
gruppenspezifischen Handlungsansatz (z. B. http://www.bremer-netzwerk-schim-
mel-beratung.de). 

Energiearmut als neues umweltpolitisches Handlungsfeld  
Energiearmut ist eng mit innenraumhygienischen Fragestellungen (z. B. Schimmel, 
Feuchteschäden) assoziiert, wird aber hinsichtlich der Ursachen und gesundheitlichen 
Folgewirkungen bislang unzureichend wahrgenommen. Eine weitere Verteuerung der 
Energiepreise, ohne kompensatorische Ausgleiche für einkommensschwache Haushal-
te, veranlasst die Nutzer zu mangelndem Heizen und Lüften. Dies kann in Mietwoh-
nungen mit minderwertiger Bausubstanz zu Feuchteschäden und Schimmelpilzbefall 
führen. Gesundheitseffekte (z. B. Infekte, Allergien) verursachen neben der individuel-
len Krankheitslast eine erhöhte Inanspruchnahme des Gesundheitsversorgungssys-
tems, beeinträchtigen die Leistungs- und Arbeitsfähigkeit und bedingen hohe Folgekos-
ten. Die bundesweite Implementierung der vom BMU geförderten „Cariteams – 
Energiesparservice“ (Sickenberger 2008) in allen Bundesländern ist daher zu unter-
stützen. Regionale Netzwerke könnten zu einer effektiven Ansprache der kommunalen 
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Akteure beitragen. Die Beteiligung und der Einsatz von geschulten Personen mit 
Migrationshintergrund erweisen sich in der Präventions- und Gesundheitsförderungs-
praxis als sehr gut geeignet, um den Zugang schwer erreichbarer Bevölkerungsgrup-
pen zu ermöglichen.  

Sozialselektive Teilhabe an Mobilität und Verkehr  
Sozialstruktur und ökonomische Entwicklung in Wohnquartieren sind eng mit dem 
Zugang zu Mobilitätsangeboten und der Verkehrsmittelnutzung verbunden. Wohnquar-
tiere mit einer Häufung sozialer Problemlagen sind vielfach schlechter an den Öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV) angebunden. Zudem sind sie oftmals stärker durch 
Lärm und Luftschadstoffe belastet. Konzepte und Strategien, die umweltbezogenen 
Gesundheitsschutz und (soziallagenorientierte) Prävention im Sinne von Belastungs-
minderung, Expositionsvermeidung und Ressourcenstärkung zusammenführen, sollten 
die bewährten Maßnahmen des Emission- und Immissionsschutzes ergänzen. Zwar 
gibt es Projekte, die Aspekte des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes und des 
Emissions- bzw. Immissionsschutz verbinden (z. B. Walking-Schulbus), sie nehmen 
aber kaum Bezug auf soziale Ungleichheiten bzw. sind nicht an unterschiedlichen 
Lebenslagen orientiert.  

Auf der Planungs- und Entscheidungsebene sind Umwelt-, Gesundheits- und sozia-
le Belange dabei gleichermaßen zu berücksichtigen. Wohnquartiersbezogene Mobili-
tätsgestaltung – als Teil erfolgreicher Stadtentwicklungspolitik – ist in diesem Feld eine 
Schlüsselstrategie. Sie kann gemeinsam mit anderen politischen Handlungsfeldern und 
Maßnahmen Alltagsmobilität und gesellschaftliche Teilhabe benachteiligter Bevölke-
rungsgruppen nachhaltig fördern. Regulatorische und verkehrspolitische Maßnahmen 
sollten grundsätzlich einhergehen mit 
! dem Ausbau und der Anpassung der Angebotsstruktur des ÖPNV (z. B. auf die 

Bedürfnisse von Pendlern), 
! der Verbesserung der Infrastrukturen für Fahrradfahren und Zufußgehen hinsicht-

lich Attraktivität, Sicherheit, Nutzungsqualität und Kompatibilität mit anderen Mobili-
tätsangeboten (z. B. Parkmöglichkeiten für Fahrräder im Stadtbereich), 

! differenzierten, zielgruppenorientierten Mobilitätsmanagementkonzepten, vor allem 
für weniger mobile, in der Mobilität eingeschränkte Personen (z. B. Rufbusse, An-
ruf-Sammeltaxis), 

! der kommunalen Förderung von Initiativen des betrieblichen Mobilitätsmanage-
ments, 

! der Sicherstellung von Dienstleistungsangeboten und sozialer Infrastruktur in 
fußläufiger Entfernung, 

! der Umnutzung frei werdender Flächen (z. B. Parkräume) zur Aufwertung der 
Aufenthaltsqualität des öffentlichen Raumes und 

! begleitenden, niedrigschwelligen Informationskampagnen und Beratungsangebo-
ten zur Nutzung des Umweltverbundes (z. B. in Schulen, Betrieben, Einkaufszent-
ren). 
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Gesundheitsförderung durch naturnahe Grün- und Freiräume  
Grün- und Freiräume verfügen über ein hohes Potenzial, sozialräumlicher Polarisierung 
und sozialen Abstiegsprozessen von städtischen Gebieten entgegenzuwirken. Zugleich 
steigern sie Gesundheit, Wohlbefinden und Lebensqualität der Wohnbevölkerung. Eine 
ressourcenzentrierte Sichtweise mit der Fokussierung auf gesundheitsförderliche Um-
weltfaktoren führt Umweltpolitik, Natur- und Gesundheitsschutz zusammen (vgl. Claßen 
2008). Die Nutzung der entstehenden Synergien kann neue Maßstäbe in der Analyse 
und Bewertung themenspezifischer Fragen setzen sowie präventive, an Potenzialen 
und Chancen ausgerichtete Interventionsansätze fördern. Beispielhaft sind hier zu 
nennen: 
! Ressortübergreifende Fachplanungen (z. B. Freiraum- und Umweltplanung mit Mo-

bilitätsmanagement), 
! Sensibilisierung kommunaler Entscheidungsträger und -trägerinnen für die Situati-

onsverbesserung von benachteiligten Wohnquartieren in gesundheitlicher, sozialer, 
ökologischer und ökonomischer Hinsicht, 

! Entwicklung öffentlich nutzbarer Gemeinschaftsfläche, 
! Formulierung bundeseinheitlicher Mindeststandards für wohnumfeldnahe barriere-

freie/-arme grüne Erholungs- und Bewegungsräume, 
! Entwicklung zusammenhängender Frei- und Grünraumstrukturen sowie 
! Umnutzung von Brachflächen im Rahmen neuartiger Freiraumkonzepte (mit unter-

schiedlichen Gestaltungs-/Ausstattungselementen und Nutzungsmöglichkeiten, z. B. 
interkulturelle Gärten). 

Herausforderungen und Perspektiven 
Die vielfältigen Handlungsfelder und offenen Fragestellungen verdeutlichen, dass 
gemeinschaftliche Anstrengungen von Forschung, Politik und Praxis erforderlich sind, 
um methodische und konzeptionelle Instrumente zur Bearbeitung des Themenfeldes 
Umwelt, Gesundheit und soziale Lage für die Praxis zu entwickeln. Mit Verträglich-
keitsprüfungen (Health Impact Assessment (HIA)), Berichterstattungs- und Raumbeo-
bachtungssystemen sowie Kommunikations- und Partizipationsansätzen stehen bereits 
vielfältige Instrumente zur Verfügung. Diese systematisch für die Handlungs- und 
Forschungsfelder in Deutschland zu nutzen, ist die zentrale Herausforderung.  

Neben der Reduzierung vorhandener Expositionsquellen gilt es, dem sozioökono-
mischen Ursachengefüge in benachteiligten und benachteiligenden Lebenslagen mehr 
Aufmerksamkeit zu widmen. Letztlich muss die unterschiedliche Betroffenheit von 
Umweltexpositionen und umweltbedingten Gesundheitsbelastungen in ihren gesamt-
gesellschaftlichen Bezügen betrachtet werden. Sozial benachteiligte und benachteili-
gende Lebenslagen entstehen aus gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, die zu-
sammen mit psychosozialen und verhaltensspezifischen Faktoren individuelle Mög-
lichkeiten und Grenzen (z. B. der Expositionsvermeidung oder des Umgangs mit 
umweltbedingten gesundheitlichen Belastungen) bestimmen. Weder die isolierte Be-
trachtung von Expositionsquellen noch die alleinige Betrachtung individueller Lebens-
lagen ist geeignet, um die Wechselwirkungen zwischen den unterschiedlichen Ebenen 
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(gesellschaftliche Makro-, kommunale Meso- und individuelle Haushaltsebene) aufzu-
klären. Gefordert ist eine systemische Perspektive. Sie ermöglicht einerseits die diffe-
renzierte (Einzel-)Analyse der Teilbereiche „Umwelt“, „Gesundheit“ und „soziale Lage“ 
und kann andererseits die notwendige Zusammenführung der drei Handlungsfelder 
leisten, um Ursachen und Wirkungen potenzieller Ungleichverteilungen umweltbeding-
ter Gesundheitsbelastungen in einem größeren Kontext zu bearbeiten. 

Stabile Lebensverhältnisse und Teilhabechancen bilden letztlich die Basis und Vor-
aussetzung für eine nachhaltige Wirkung gesundheitsbezogener Präventionsstrategien. 
Eine langfristige und nachhaltige Berücksichtigung verschiedener Inhalte des Themen-
feldes Umwelt, Gesundheit und soziale Lage auf lokaler und kommunaler Ebene 
erfordert 
! eine stärkere Sensibilisierung für das Themenfeld, 
! eine klare Operationalisierung der Thematik, 
! die Verbesserung der Datenlage (Erhebung originärer Daten, Analyse von Sekun-

därdaten) als Politik beratendes Fundament, 
! eine Systematisierung der auf Bundes-, Länder- sowie insbesondere auf lokaler 

Ebene verfügbaren Strukturen, Wissensressourcen, Kooperationen etc., die impli-
zite oder explizite Bezüge zum Thema haben, 

! die Integration relevanter Aspekte in die Umweltberichterstattung (UBE) und Ge-
sundheitsberichterstattung (GBE), 

! strategische Zusammenschlüsse von Public Health, Stadtentwicklungs- und Um-
weltpolitik, Gesundheits- und Sozialpolitik, Wohnungsbau und Verkehrsplanung, 
mit dem Ziel einer ganzheitlichen Problembearbeitung anstelle isolierter und res-
sortspezifischer Einzellösungen, 

! die Aufnahme des Themenfeldes Umwelt, Gesundheit und soziale Lage in die 
politische Diskussion und 

! den Entwurf einer „Leitlinie Umwelt, Gesundheit und soziale Lage“. 
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1 Einleitung 

1.1 Aufbau und inhaltliche Struktur des Strategiepapiers   

Das Strategiepapier ist in acht Kapitel gegliedert. In Kapitel 1 werden zunächst die 
Rahmenbedingungen und der thematische Kontext skizziert. Kapitel 2 stellt die grund-
legenden Begrifflichkeiten, die räumlichen Ebenen und die verschiedenen Themenfel-
der von Umwelt, Gesundheit und soziale Lage vor. Kapitel 3 fasst die wesentlichen 
Ergebnisse einer schriftlichen Institutionen- und Expertenbefragung zusammen. Sie 
geben Informationen zum Bekanntheitsgrad und zum Stand der Implementierung von 
„Umweltgerechtigkeit/ Umwelt, Gesundheit und soziale Lage“ in ausgewählten Berei-
chen von Politik, Verwaltung und Behörden auf Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene. In Kapitel 4 werden forschungsmethodische Aspekte behandelt. Ausgewählte 
Handlungsfelder im Kontext der gesundheitlichen Bedeutung von Innenraumbelastun-
gen sind Gegenstand von Kapitel 5. Das Wohnumfeld mit den spezifischen umweltbe-
zogenen Risikopotenzialen und gesundheitsförderlichen Ressourcen wird in Kapitel 6 
betrachtet. Eigene Recherchen und Analysen bilden in den Kapiteln 5 und 6 die Basis 
für die Ableitung von Handlungsfeldern und politischen Zielsetzungen. Berücksichtigt 
werden Praxisbeispiele aus Deutschland und anschlussfähige konzeptionelle Ansätze 
aus anderen Ländern, die für Deutschland relevant sind. Die exemplarische Darstellung 
von Praxis- und Modellprojekten, die explizit oder implizit auf Umwelt, Gesundheit und 
soziale Lage fokussieren, verdeutlichen die Anwendungsbezüge und die politischen 
Handlungsmöglichkeiten. In Kapitel 7 werden aktuelle methodische Konzepte skizziert, 
die für die in Kapitel 3 behandelten Handlungsfelder wichtig sind: Health Impact As-
sessment (HIA), Berichterstattung und Monitoring sowie Kommunikations- und Partizi-
pationsansätze. Ein Resümee und ein Ausblick auf das weitere strategische Vorgehen 
folgen im abschließenden Kapitel 8.  

1.2 Kontext des Strategiepapiers 

Das vorliegende Strategiepapier knüpft an die Fachtagung Umweltgerechtigkeit – die 
soziale Verteilung von gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen im Oktober 2008 in 
Berlin an. Mit der sozialen und räumlichen Verteilung von gesundheitsrelevanten 
Umweltbelastungen und Umweltressourcen haben BMU und UBA ein bislang weitge-
hend vernachlässigtes Problemfeld aufgegriffen. Ziel der zweitägigen Veranstaltung 
war es, soziale und räumliche Unterschiede in den Lebensverhältnissen und Lebensla-
gen in Deutschland mit Fragen der Umweltqualität und der Verteilung von gesundheits-
relevanten Umweltbelastungen und Umweltressourcen zusammenzuführen. An der 
Fachtagung nahmen Referentinnen und Referenten aus Deutschland und europäi-
schen Nachbarländern sowie über 70 Expertinnen und Experten unterschiedlicher 
Berufsgruppen aus Public Health, Sozial- und Umweltepidemiologie, Geographie, 
Raum- und Verkehrsplanung, Gesundheits- und Umweltpolitik sowie den Rechtswis-
senschaften teil. Fachleuten aus Wissenschaft, Politik, Verwaltung und Praxis, von der 
kommunalen bis zur Bundesebene, bot sich damit erstmals ein Forum zum gemeinsa-
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men, interdisziplinären Erfahrungsaustausch über ein neues umwelt- und gesundheits-
politisches Handlungsfeld. Erste Handlungsvorschläge und Empfehlungen für weitere 
Schritte in Wissenschaft, Politik und Praxis konnten abgeleitet und formuliert werden. 
Die Vorträge und Workshopgruppen der Fachtagung waren an folgenden Themenblö-
cken ausgerichtet:  

Themenblock 1 
Empirische Befunde, methodische Ansätze und Forschungsbedarf 
Vorgestellt wurden Ergebnisse der in Deutschland durchgeführten wissenschaftlichen 
Studien zur sozialen Verteilung von Umweltbelastungen und -ressourcen. Ergänzend 
wurden empirische Ansätze und deren Schwächen diskutiert sowie methodische und 
konzeptionelle Herausforderungen der weiteren Erforschung von Umwelt, Gesundheit 
und sozialer Lage, unter anderem aus umweltmedizinischer Perspektive, konkretisiert. 

Themenblock 2 
Monitoring und Berichterstattung im Kontext von Umwelt, Gesundheit und sozia-
ler Lage 
Im Zentrum stand die Diskussion um die Verfügbarkeit von Daten zur Identifizierung 
und Analyse der sozialräumlichen Verteilung von Umweltbelastungen und Umweltres-
sourcen. Diskutiert wurden unter anderem die Möglichkeiten des Einsatzes Geographi-
scher Informationssysteme (GIS) in der Datenerhebung und als Beobachtungsinstru-
ment. Zudem wurden Potenziale und datenschutzrechtliche Grenzen eines 
Datentransfers zwischen unterschiedlichen Berichtssystemen und Politikbereichen, 
zum Beispiel im Rahmen der Umwelt-, Gesundheits- und Sozialberichterstattung, 
erörtert. 

Themenblock 3 
Konzeptionelle Ansätze 
Mit dem Fokus auf Public Health wurden mögliche Schnittstellen verschiedener Kon-
zepte im Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage aufgezeigt und Anschluss-
stellen für die Integration der Gender Perspektive vorgestellt. 

Themenblock 4  
Maßnahmen, Aktivitäten und Strategien – Praktische Umsetzung 
Im Blickpunkt standen kommunale Projekte und Aktivitäten, die in verschiedenen 
Handlungsfeldern der Umwelt-, Gesundheits- und Sozialpolitik implizit oder explizit mit 
der Gestaltung und Verbesserung von Umwelt- und Lebensverhältnissen unterschiedli-
cher Zielgruppen befasst sind. 

Verschiedene Folgeveranstaltungen behandelten das Themenfeld Umwelt, Gesundheit 
und soziale Lage aus unterschiedlichen Perspektiven. Neben dem Fachgespräch 
„Umwelt und Gerechtigkeit“, das Mitte Oktober 2008 der Fachtagung unmittelbar 
vorausgegangen war, folgte im November die vom BMU gemeinsam mit dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund (DGB) organisierte Konferenz „Die soziale Dimension von 
Umwelt und Gesundheit – Perspektiven für gesunde Arbeits- und Lebenswelten“ in 
Berlin. In seiner persönlichen Ansprache betonte der damalige Bundesumweltminister 
Sigmar Gabriel den gesundheitlichen Mehrwert einer Umweltpolitik, die allen sozialen 
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Bevölkerungsgruppen gerecht werde: „Gesundheitsschutz ist ein wichtiges umweltpoli-
tisches Handlungsfeld. Zu sehr sind Umfang und Ausmaß von Umweltbelastungen 
davon abhängig, welchen sozialen Status die Betroffenen haben“. Schwerpunkt dieser 
Fachkonferenz war das Zusammenspiel von Arbeit und Umwelt in ihrem Verhältnis zu 
sozialer Ungleichheit. Anstöße für neue Initiativen im gesundheitsbezogenen Umwelt-
schutz wurden mit Blick auf die Situation besonders belasteter Bevölkerungsgruppen 
diskutiert. Für die Diskussion des Themenfeldes Umwelt, Gesundheit und soziale Lage 
zeigte sich einmal mehr das Erfordernis eines ganzheitlichen Ansatzes und Umweltver-
ständnisses, das unterschiedliche Lebens- und Alltagswelten – wie Wohnen, Arbeiten 
und Bildung – miteinander in Beziehung setzt.  

Seit mehreren Jahren hat sich Umwelt, Gesundheit und soziale Lage auch beim 
jährlich in Berlin stattfindenden Kongress „Armut und Gesundheit“ als wichtiges Thema 
etabliert. Anfang Dezember 2008 wurde hier zum dritten Mal ein Workshop zum Thema 
Umweltgerechtigkeit unter der Verantwortlichkeit des Umweltbundesamtes (UBA) und 
der Hochschule Magdeburg-Stendal organisiert. Neben den Inhalten und Ergebnissen 
der Fachtagung wurden Zusammenhänge zwischen Sozialstruktur und Umweltgüte 
anhand des Berliner Modellvorhabens zu „Umweltgerechtigkeit und Stadtentwicklung“ 
vorgestellt und die Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen im Rahmen des 
„Aktionsplans zur Verbesserung von Umwelt und Gesundheit der Kinder in der Europä-
ischen Region“ der WHO (CEHAPE) thematisiert.  

Ihren vorläufigen Abschluss fand die Reihe der Fachveranstaltungen zum Thema 
Umwelt, Gesundheit und soziale Lage am 31. März und 01. April 2009 in Frankfurt am 
Main mit dem Kongress „Umweltgerechtigkeit – Handlungsmöglichkeiten für mehr 
soziale Gerechtigkeit durch kommunalen Umweltschutz“. Die Deutsche Umwelthilfe 
e.V. (DUH) versammelte hierzu Vertreterinnen und Vertreter von Städten und Kommu-
nen, Sozial- und Umweltverbänden sowie Expertinnen und Experten aus Wissenschaft 
und Politik. Der Schwerpunkt dieses vom BMU und UBA geförderten Projektes lag auf 
der Präsentation kommunaler Praxisbeispiele zu den Themen „Verkehr und Lärm“, 
„Klimaschutz“ und „Stadt und Grün“. Im Mittelpunkt der zweitägigen Tagung standen 
Handlungsmöglichkeiten der Kommunen, um den sozialen Belangen im Umweltschutz 
mehr Bedeutung zu verleihen. 

Die Veranstaltungen verdeutlichten, dass es in Deutschland noch an einer systema-
tischen Untersuchung der sozialen und räumlichen Dimension von Umwelt und Ge-
sundheit mangelt. Fehlende oder unzureichende interdisziplinäre und ressortübergrei-
fende Forschungs- und Handlungsansätze sowie Praxiskonzepte sind als Haupt-
barrieren für eine integrierte Bearbeitung von Verteilungsfragen hinsichtlich Umwelt-
belastungen und Umweltressourcen zu benennen. Die große Resonanz auf die ver-
schiedenen Fachtagungen und Fachgespräche ist daher als zukunftsweisendes Signal 
zu werten. Sie dokumentiert das breite Interesse an der sozialen Dimension von Um-
welt und Gesundheit und lässt die Bereitschaft erkennen, fachliche Synergiepotenziale 
zwischen den verschiedenen Politikbereichen und Forschungsdisziplinen stärker zu 
nutzen.  
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1.3 Aufgabe und Adressaten des Strategiepapiers 

Das vorliegende Strategiepapier hat die Aufgabe, die Wahrnehmung für Zusammen-
hänge zwischen Umweltqualität und den Einflussfaktoren des sozialen Status zu 
erhöhen und diejenigen für die Problematik zu sensibilisieren, die auf der politischen 
Ebene, in Wissenschaft, Forschung und Lehre oder in alltäglichen kommunalen Ar-
beitskontexten (z. B. Öffentlicher Gesundheitsdienst, Quartiersmanagement, Kinder- 
und Jugendhilfe) implizit oder explizit mit sozialen und umweltbezogenen Rahmenbe-
dingungen von Gesundheit und gesundheitlicher Chancengleichheit in der Bevölkerung 
befasst sind. Sowohl die verschiedenen Handlungsfelder sollen in ihren wesentlichen 
Grundzügen skizziert als auch erste Problemlösungsansätze und Ressourcen-
potenziale für politische Entscheidungsträger und Entscheidungsträgerinnen sowie 
Akteure und Akteurinnen abgeleitet werden.  

Im Zentrum der Ausführungen stehen gesundheitsrelevante Umweltbelastungen 
und Umweltressourcen, die auf soziale und räumliche Ungleichheiten zurückgehen. 
Hier sind Defizite im Grundlagenwissen festzustellen. Zudem besteht ein Umsetzungs- 
und Transferdefizit in konkrete Interventionen, die Verteilungsaspekte von Umweltbe-
lastungen und Umweltressourcen aufgreifen und integrieren. Das Strategiepapier 
möchte strategische Impulse für die Bearbeitung der Thematik in den verschiedenen 
Handlungs- und Themenfeldern setzen. Ansatzpunkte für eine engere Kooperation und 
Vernetzung der Akteure und Akteurinnen sowie der Initiativen auf Ebene des Bundes, 
der Länder und Gemeinden, aber auch von Unternehmen und Verbänden in relevanten 
Handlungsfeldern sollen aufgezeigt und Möglichkeiten ihrer Integration in die themen-
bezogene Diskussion benannt werden. 

Im Unterschied zur ersten Arbeitsfassung des Strategiepapiers („Grundsatzpapier“) 
vom Oktober 2008 liegt der Schwerpunkt dieser Endversion auf Schlüsselthemen und 
Handlungsfeldern, die Anschlussstellen für Interventionsschwerpunkte sowie politische 
Maßnahmen, aber auch für Forschungsaktivitäten aufzeigen. Das vorliegende Strate-
giepapier soll als ein erster wichtiger Schritt Orientierung bieten auf dem Weg zur 
Etablierung des Thema Umwelt, Gesundheit und soziale Lage in Deutschland und 
entsprechende Leitbilder setzen. Das Strategiepapier wendet sich an 
! Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in der Politik und in Behörden 

auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene, 
! Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im universitären und außeruniversitären 

Bereich, 
! Planerinnen und Planer im Bereich Städtebau, Verkehr und Mobilität, Raum- und 

Freiraumentwicklung, 
! Akteure und Akteurinnen des Gesundheits- und Sozialwesens, wie Quartiersbeauf-

tragte, Öffentlicher Gesundheitsdienst, Kinder- und Jugendhilfe, 
! Umweltverbände und Nichtregierungsorganisationen, 
! Unternehmen im Bereich des sozialen Wohnungsbaus, 
! Vertreterinnen und Vertreter von Kirchen, die im Bereich nachhaltiger Entwicklung 

mit Gerechtigkeitsfragen befasst sind, sowie an 
! interessierte Bürgerinnen und Bürger. 
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Um ein umfassendes Bild über den Stand der deutschen und internationalen Debatte 
zu geben und eine Handlungsorientierung speziell für Deutschland aufzuzeigen, ist die 
Bearbeitung des Strategiepapiers interdisziplinär sowie gleichzeitig anwendungsorien-
tiert und theoretisch ausgerichtet. Berücksichtigung finden die Themen an der Schnitt-
stelle von Umwelt-, Gesundheits- und Sozialpolitik, die während der Fachtagung Um-
weltgerechtigkeit als besonders relevant für Deutschland bewertet und für die 
Handlungsbedarf konstatiert wurde. Es handelt sich hierbei um 
! terminologische Klärung des Umweltgerechtigkeitsbegriffes, 
! mögliche Abgrenzungen von Ungleichheit und Ungerechtigkeit, 
! Systematisierung, Bewertung und Kategorisierung vorliegender empirischer Evi-

denz, die implizit und explizit mit Fragen der Umweltgerechtigkeit in alltäglichen 
Lebensumwelten auf verschiedenen räumlichen Ebenen (lokal, national, global) 
befasst ist, 

! Erfordernisse einer theoretischen und forschungsmethodischen Weiterentwicklung 
der Analyse und Bewertung von Fragen zu Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage, 

! Identifizierung der betroffenen Zielgruppen (Wer ist betroffen? In welchen Sozial-
räumen? In welchem Maße?), 

! Übertragung des Themas auf die Bereiche Wohnen/Wohnumfeldqualität (Innen-
raum/ Außenraum), Schule und Arbeitsplatz, 

! Mobilität und Verkehr in ihrer sozialen Dimension – Chancen und Grenzen von 
Verkehrspolitik und Mobilitätsmanagement, 

! sozialräumliche Ungleichheit in der Verfügbarkeit von und im Zugang zu gesund-
heitsförderlichen Umweltressourcen (wie naturnahe Grünräume), 

! Möglichkeiten einer Integration von Umwelt-, Gesundheits- und Sozialdaten für 
Berichterstattung, Monitoring und Surveillance, 

! handlungsorientierte Empfehlungen für konkrete Interventionen mit dem Ziel einer 
Verbesserung des gesundheitsbezogenen Umweltschutzes, 

! Optimierung des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes durch die Verminderung 
sozialer und räumlicher Ungleichheit in der Umweltqualität sowie 

! die Integration des Themenfeldes Umwelt, Gesundheit und soziale Lage in die 
Umwelt-, Gesundheits-, Sozial- und Stadtentwicklungspolitik sowie in bereits be-
stehende Programmansätze in Deutschland (wie das Aktionsprogramm Umwelt 
und Gesundheit (APUG) der drei Bundesministerien Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, das Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit NRW  
(APUG NRW), das Bund-Länderprogramm „Soziale Stadt" oder das gesunde Städ-
te-Netzwerk). 
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1.4 Ziele des Strategiepapiers 

Die Bearbeitung der Zusammenhänge von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage 
umfasst eine Vielzahl disziplinärer Perspektiven und theoretischer Zugänge, benötigt 
aber zugleich eine Schwerpunktsetzung und Konzentration auf ausgewählte Aspekte.2 
Ausdrückliches Ziel des vorliegenden Strategiepapiers ist es, ein gemeinsames Ver-
ständnis für das Thema auf Basis der aktuellen Diskussion in Deutschland zu entwi-
ckeln. Eine Aufgabe ist die weiterführende Diskussion um soziale Ungleichverteilungen 
von Umweltbelastungen und Umweltressourcen in Politik, Wissenschaft und Praxis 
anzuregen. Sie soll dazu beitragen, die bislang vorwiegend theoretisch orientierte 
Auseinandersetzung mit dem Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage durch 
praxisorientierte Handlungsansätze zu ergänzen.  

Das Strategiepapier kann als Handlungsbasis für Politik, Praxis und Forschung ge-
nutzt werden, um gleichzeitig die aktuell geführten Debatten zu „Chancenungleichhei-
ten in Deutschland“ durch den Aspekt der umweltbezogenen Gesundheitschancen zu 
erweitern. Die Ergebnisse und Handlungsvorschläge sollen zudem – gemeinsam mit 
den Resultaten zum Konzept der Ökologischen Gerechtigkeit3 – einer Stärken- und 
Schwächenanalyse unterzogen werden. Ergänzend sind die konkreten Umsetzungs-
möglichkeiten in den relevanten Handlungs- und Politikfeldern zu prüfen.  

                                                        
2 Deshalb wird die globale Perspektive ausdrücklich nicht in diesem Grundsatzpapier behandelt. 
Zusammenhänge zwischen Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage sind - insbesondere unter dem 
Vorzeichen der Globalisierung - in der Praxis nicht isoliert in einem national oder gar lokal begrenzten 
Raum zu bearbeiten. Großräumiges, grenzüberschreitendes und systemisch orientiertes Denken bzw. 
Handeln setzt jedoch zunächst voraus, die Debatte auf nationaler Ebene strukturiert zu führen und hier 
zu verankern.  
3 vgl. Meyer-Ohlendorf/Bobel 2008 
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2 Einführung in das Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale 
Lage 

2.1 Internationale und nationale Entwicklungen 

2.1.1 Environmental Justice in den Vereinigten Staaten 

Die Debatte um Environmental Justice wurde in den Vereinigten Staaten durch Bürger-
rechtsbewegungen, Umweltorganisationen und Umweltaktivisten in den 1970er und 
Anfang der 1980er Jahren ausgelöst, verbunden mit der Forderung nach einer diskri-
minierungsfreien Umweltpolitik. Die zunächst regionale und später landesweite bottom-
up-Bewegung wendete sich gegen eine als unzulässig und unverhältnismäßig bewerte-
te Entsorgung und Lagerung von langlebigen umwelt- und gesundheitsbelastenden 
Schadstoffen (z. B. Schwermetalle, Pestizide), in überwiegend von African Americans 
und sozial benachteiligten Bevölkerungsgruppen bewohnten Gebieten. Zugleich mar-
kiert sie den Ausgangspunkt der Environmental Justice-Debatte, die sich seitdem 
schwerpunktmäßig im angloamerikanischen Sprachraum und mit Blick auf die Zusam-
menhänge von Hautfarbe, Armut, Umweltbelastung und Gesundheit im Sinne von 
„black, brown, red, poor, and poisoned“ etabliert hat (Bullard/Johnson 2000). In den 
1990er Jahren wurde die sozial und räumlich ungleiche Verteilung von Umweltbelas-
tungen auch von politischen Akteuren und Behörden aufgegriffen. Landkreise mit einer 
besonders hohen Umweltbelastung sollten als „Environmental High Impact Areas“ auf 
ihre gesundheitlichen Belastungspotenziale hin untersucht werden. 1994 wurde Envi-
ronmental Justice durch den damaligen Präsidenten Clinton mit der „Executive Order 
12898 – Actions to Address Environmental Justice in Minority Populations and Low-
Income Populations” gesetzlich verankert. Aktuell hat die Environmental Protection 
Agency (EPA) in den USA die Aufgabe der empirischen Fundierung und Beobachtung 
von Environmental Justice. Darüber hinaus fungiert sie als Schnitt- und Transferstelle 
zwischen Politik, Wissenschaft und Praxis. 

War die Forschung anfänglich vor allem politisch motiviert, beschäftigen sich füh-
rende Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zunehmend mit der Optimierung und 
Weiterentwicklung theoretischer Erklärungsmodelle und methodischer Instrumente zur 
Analyse der Ursachen, Zusammenhänge und Wirkungsmechanismen von Environmen-
tal Justice (z. B. Bowen 2002). So erfolgt die Analyse der Zusammenhänge von Woh-
nen und Environmental Justice zunehmend unter Verwendung differenzierterer statisti-
scher Modelle. Ansätze, die Benachteiligung in Bezug auf Wohnbedingungen in 
Verbindung mit anderen Faktoren (freiwilliger und unfreiwilliger) sozialräumlicher 
Segregation und gesellschaftlichen Teilhabechancen (z. B. an Mobilität) betrachten, 
werden derzeit verstärkt weiterentwickelt (Krieg 2005; Zimmer-Hegmann et al. 2006).  

In ihren Anfängen während der 1980er Jahre reagierte die Environmental Justice-
Debatte in den USA vorwiegend auf lokale Problemlagen, wie den Bau umwelt- und 
gesundheitsbelastender Anlagen (z. B. Sondermülldeponien) in Gemeinden mit über-
wiegend farbiger, sozioökonomisch benachteiligter Bevölkerung. Im Zuge der Nachhal-
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tigkeitsdebatte der 1990er Jahre hat sich der inhaltliche und räumliche Fokus der 
Bewegung kontinuierlich auf globale Umweltprobleme ausgedehnt und Fragen der 
„Klimagerechtigkeit" im Sinne von Climate Justice aufgegriffen (Ikeme 2003). Die Feier 
des 20-jährigen Bestehens der Environmental Justice-Bewegung in den USA Anfang 
2009 im Rahmen einer Konferenz zum Thema Climate Justice spiegelt die veränderte 
Ausrichtung wider – verbunden mit dem „neuen" Bewusstsein, dass reaktive Strategien 
allein nicht ausreichend sind im Kampf gegen Umweltverschmutzung und verstärkt 
proaktive, vorsorgende Ansätze verfolgt werden müssen. 

Vordringliche gesundheitsrelevante Problemlagen, wie Übergewicht und körperliche 
Inaktivität, haben zur Bearbeitung neuer Fragestellungen geführt (Bullard 2007). Hierzu 
gehören unter anderem Aspekte der Infrastrukturqualität und der Wohnbedingungen in 
sozioökonomisch benachteiligten Gebieten (z. B. Brulle/Pellow 2006). Empirisch unter-
sucht werden beispielsweise soziale Unterschiede in der Verfügbarkeit und Zugäng-
lichkeit von naturnahen Grünräumen als Bewegungs- und Aktivitätsräume. Vor dem 
Hintergrund der wachsenden Gewichtsproblematik in den USA wird in jüngster Zeit die 
kleinräumige Dichte von Fast-Food-Ketten und Kiosken untersucht. Aktuellen Ergeb-
nissen zufolge ist die Angebotsdichte in den USA vor allem in sozialen Brennpunktge-
bieten deutlich höher als in anderen Stadtteilen, während Supermärkte mit einem 
ausgewogenen Angebot an Nahrungsmitteln nur selten in fußläufiger Entfernung zur 
eigenen Wohnung erreichbar sind. Die Ergebnisse lassen darauf schließen, dass 
neben der baulichen Struktur auch die infrastrukturelle Ausstattung des Wohnumfeldes 
einen nicht unerheblichen Einfluss auf das körperliche Aktivitätsniveau und das Ernäh-
rungsverhalten hat (z. B. Lake 2006; Pearce et al. 2008). 

2.1.2 International Climate Justice  

Durch die Diskussion um den globalen Klimawandel hat sich international eine Climate 
Justice-Bewegung formiert. Sie wendet sich gegen die ungerechte Verteilung von 
Umweltrisiken zwischen den Industrieländern – als Hauptverursacher des globalen 
Klimawandels – und den weniger entwickelten Länder des Südens. Sozialräumliche 
Disparitäten bedingen eine erhöhte Vulnerabilität bestimmter Bevölkerungsgruppen 
und eine eingeschränkte Fähigkeit zur Bewältigung von Extremereignissen. Hier ist 
beispielsweise der Hurricane Katrina in New Orleans zu nennen; ein Ereignis, das ein 
hohes Maß an Umweltungerechtigkeit hervorgebracht hat (Cutter 2006). Climate 
Justice ist eng mit den Themen Globalisierung und Nachhaltigkeit verknüpft (z. B. 
Agyeman et al. 2003). Ressourcenkonflikte um Landnutzungen und den Zugang zu 
Trinkwasser haben sich durch die Auswirkungen des globalen Klimawandels verschärft 
und werden weiter an Bedeutung gewinnen.  

Sozial und räumlich ungleich verteilte klimainduzierte Risiken (wie Überflutungen, 
Hitzewellen, Stürme) betreffen aber auch in den Industrienationen nicht alle Bevölke-
rungsgruppen und Regionen gleichermaßen (Haines et al. 2006; Frumkin et al. 2008). 
So wurde Europa (Kosatsky 2005) im Juli und August 2003 von einer außergewöhnli-
chen Hitzeperiode heimgesucht, in der Höchsttemperaturen von bis zu 40,2°C im 
Schatten gemessen wurden. Auch in den Nächten dieser Hitzeperioden fielen die 
Temperaturen nicht unter 20°C. Während dieses extrem heißen Sommers 2003 waren 
verschiedene europäische Länder betroffen, wobei Frankreich (Vandentorren et al. 
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2004; Le Tertre 2006) und Italien die meisten Todesopfer zu beklagen hatten (Stott et 
al. 2004), aber auch in Spanien und Deutschland vor allem ältere Menschen an den 
Folgen der Hitze starben. 

In den europäischen Bemühungen um die Erstellung von Hitzefrühwarnsystemen 
und entsprechenden Vorsorgeplänen haben sozialstrukturelle Aspekte bislang kaum 
Eingang gefunden (Matthies/Menne 2009). Regionale Unterschiede in der Betroffenheit 
der Bevölkerung und Vulnerabilitätsunterschiede aufgrund von Alter, exponierter Wohn-
lage und arbeitsbedingten Belastungen spielen eine besondere Rolle. In allen Ländern 
der Europäischen Union sind daher die soziökonomischen Unterschiede in der Betrof-
fenheit von klimainduzierten Umwelt- und Gesundheitsrisiken ein relevantes Hand-
lungsfeld für Politik, Forschung und Stadtplanung. Hier gilt es, die folgenden Aspekte 
verstärkt unter sozioökonomischer Perspektive zu bearbeiten: 
! Ursachen und Folgen sozialer und räumlicher Unterschiede in der Betroffenheit 

von Klimarisiken, 
! klimapolitische Maßnahmen, 
! Anpassung an veränderte Umweltbedingungen, 
! Umgang mit neuen Gesundheitsrisiken (Mücke et al. 2009). 

Erste Akzente zur stärkeren Berücksichtigung der sozialen Dimension im Bereich der 
Klimaforschung setzte das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im 
Jahr 2009. Innerhalb des Rahmenprogramms „Forschung für die Nachhaltigkeit“ sollen 
künftig im Themenschwerpunkt „Sozial-ökologische Forschung“ die sozialen Kompo-
nenten von Klimaschutz und Klimawandel bearbeitet werden. Das Forschungsthema ist 
angesiedelt im Förderschwerpunkt „Soziale und räumlich-geographische Ungleichge-
wichte in Umweltnutzen und Umweltlasten“ und verfolgt eine integrative Verknüpfung 
naturwissenschaftlich-technischer und sozialwissenschaftlicher Disziplinen. Die Aus-
schreibung des BMBF ist besonders innovativ, da explizit die unterschiedliche räumli-
che und sozio-ökonomische Betroffenheit durch Klimapolitik und Klimawandel (z. B. 
aufgrund von Wohn- und Arbeitsbedingungen, finanziellen Möglichkeiten, sozialen 
Belastungen) im Zentrum der Forschungsförderung steht. Sowohl aus internationaler, 
als auch aus nationaler und lokaler Perspektive sollen unter anderem Fragen (unglei-
cher) Lastenverteilungen in der Klimapolitik und mögliche klimawandelinduzierte Kon-
fliktpotenziale untersucht werden.  

Die Bundesregierung folgt mit diesem Förderschwerpunkt den Aktivitäten auf euro-
päischer Ebene und den Forderungen im Grünbuch der Europäischen Kommission 
(Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2007). Synergien zwischen Umwelt- 
und Sozialpolitik vor dem Hintergrund von sozialer Gerechtigkeit und nachhaltiger 
Entwicklung im Licht des Klimawandels waren unter anderem Gegenstand einer Konfe-
renz im Jahr 2009. Die Europäische Kommission setzte mit dieser Konferenz die im 
Jahr 2008 begonnene Fokussierung auf die Effekte umweltpolitischer Strategien für 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen auf EU-Ebene fort (Prey et al. 2007). Seit 
Anfang 2010 liegt eine weitere Studie vor, die anhand von Fallstudien klimapolitische 
Programme und Strategien zur Bekämpfung des Klimawandels in Europa in ihren 
sozialen Implikationen und Auswirkungen auf soziale Gerechtigkeit analysiert (Schielle-
rup et al. 2010). 
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2.1.3 Environmental Justice auf europäischer Ebene  

In der Europäischen Union (EU) ist Environmental Justice unter dem Aspekt der 
Verteilungsgerechtigkeit bis heute kein explizites Thema, das in einem integrierten 
Konzept bearbeitet wird. Zwar wurden mit der Gesetzgebung im Bereich von Gleich-
stellung und Antidiskriminierung rechtliche Grundlagen geschaffen, die grundsätzlich 
geeignet wären, bestehende Ungleichverteilungen und Benachteiligungen aufzugreifen. 
Bislang sind jedoch nur vereinzelte Initiativen zu verzeichnen. Nichtregierungs-
organisationen wie Capacity Global unternehmen mit der Forderung eines umweltbe-
zogenen Minderheitenschutzes, wie der Sinti und Roma in Südost-Europa, Vorstöße in 
diese Richtung, beispielsweise die Ansiedlung in möglichst unbelasteten Gebieten zu 
garantieren. (Schwart/Adebowale 2007). 

In Europa hat Großbritannien und dort vor allem Schottland eine Vorreiterrolle in-
ne. In Großbritannien nimmt die politische Wahrnehmung von Umweltungerechtigkeit 
durch eine stetig wachsende Zahl von Forschungsarbeiten zu. Die Diskussion knüpft 
sehr stark an die Nachhaltigkeitsstrategie im Sinne von „Sustainable Development“ an. 
In Schottland ist die Debatte in Forschung und Politik um eine gerechte Verteilung von 
Umweltbelastungen und -ressourcen am weitesten fortgeschritten. So hat der First 
Minister der schottischen Regierung Environmental Justice bereits 2002 zu einem 
zentralen politischen Anliegen gemacht und zum Regierungsziel erklärt. Ein 
Sachstandsbericht der schottischen Regierung zur Environmental Justice-Politik aus 
dem Jahr 2005 dokumentiert die Ergebnisse mehrerer großer empirischer Studien zum 
Zusammenhang zwischen der Umweltqualität und sozialer Deprivation, wie sie unter 
anderem an der Universität Staffordshire von Fairburn et al. (2005) durchgeführt und 
publiziert wurden.4  

Auch in Frankreich werden unter den Begriffen (In)justice Environnementale und 
Inégalité Ecologique die räumliche Ungleichverteilung von Schadstoffquellen wie 
emissionsintensive Industrieanlagen, Deponierung von radioaktivem Material, illegalen 
Mülldeponien und Raffinerien untersucht (z. B. Laurent et al. 2008; Havard et al. 2008). 
Angesichts der Segregationsproblematik in den Vorstädten dominiert in Frankreich das 
Interesse an räumlicher Ungerechtigkeit im Sinne von Injustice spatiale. Beispielhaft 
sind hier Veranstaltungen wie das Seminar zu Umweltgerechtigkeit und sozialer Ge-
rechtigkeit („Inégalités environnementales et sociales“) am Pariser Urbanistik-Institut im 
Jahr 2005 sowie zwei internationale Konferenzen in den Jahren 2007 und 2008 zu 
räumlicher (Un)gerechtigkeit („Justices et Injustices spatiales“) an der Université Paris-
Nanterre zu nennen. Hier wurden sowohl Aspekte der sozialen Partizipation als auch 
Fragen umweltbezogener Ungleichheiten aus verschiedenen Fachperspektiven behan-
delt. 

Die sozialräumliche Verteilung von Umweltbelastungen wurde aufgrund der relativ 
geringen ethnischen und sozioökonomischen Unterschiede in den nordeuropäischen 
Ländern (Finnland, Dänemark, Schweden) bislang als wenig bedeutsam eingeschätzt 
(Ebbesson 2009). Allerdings haben Lahelma et al. (2001) und Rusanen et al. (2002) 
bereits Anfang des 21. Jahrhunderts belegen können, dass sozialräumliche Ungleich-

                                                        
4 Ein Review des bisherigen Umsetzungsprozesses empirischer Ergebnisse in politische Aktivitäten ist 
verfügbar unter http://www.scotland.gov.uk/Publications/2005/12/12161827/18283 [Zugriff: 12. Septem-
ber 2008] 
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verteilungen von Umweltbelastungen zwischen verschiedenen sozialen Statusgruppen 
in den scheinbar egalitären nordischen Ländern ähnlich präsent sind wie in anderen 
EU-Ländern. In den letzten fünf Jahren waren die Forschungsbemühungen in Schwe-
den überwiegend auf soziale und gesundheitliche Ungleichheiten in den Bereichen 
Wohnen und Wohnumfeld konzentriert. Kleinräumige Analysen haben unter anderem 
aufgedeckt, dass Cluster mit hohen Schadstoffkonzentrationen in der Umgebungsluft 
auch die Räume sind, in denen der soziökonomische Status der Wohnbevölkerung 
besonders niedrig ist (z. B. Chaix et al. 2006). In Schweden liegt zudem ein Schwer-
punkt auf politischen und umweltrechtlichen Planungsprozessen, die ökologisch nach-
haltige Städte unter dem Aspekt sozialer Gerechtigkeit fördern (z. B. Bradley et al. 
2008).  

In den Niederlanden wurde eine erste Studie zum Thema Environmental (In)equity 
im Kontext „Milieu en Gezondheit“ bereits Ende der 1990er Jahre durchgeführt (RIVM 
2000), gefolgt von weiteren – in erster Linie Public Health-orientierten Forschungspro-
jekten mit einem Schwerpunkt auf Zusammenhängen zwischen Umweltqualität, Ge-
sundheit und sozialräumlichen Verteilungsaspekten von Umweltbelastungen und 
-ressourcen (z. B. Kruize/Bouwmann 2004). Insbesondere die vergleichende Fallstudie 
von Kruize und Bouwman (2004) hat international viel Beachtung gefunden. Obwohl in 
den Niederlanden verstärkt Forschung zu Environmental Justice betrieben wird, ist eine 
Verankerung in politischen Programmen bislang kaum verwirklicht. Im Zuge der Aktuali-
tät der Folgen des Klimawandels hat sich die Diskussion in Richtung Climate Justice 
verlagert.  

Eine wesentliche Umsetzungsbarriere scheint vielerorts das Fehlen einer klaren 
Strategie – zum Beispiel auf der Basis eines Aktionsplans – darzustellen, die Hand-
lungsfelder klar definiert und Verbindlichkeiten schafft. Auf der politischen Agenda 
dominiert zudem das Nachhaltigkeitskonzept der Agenda 21, das nicht nur auf einen 
sehr viel längeren Entwicklungsprozess und höheren Akzeptanzgrad in der Politik 
zurückblicken kann, sondern das vornehmlich unter ökologischen und ökonomischen 
Gesichtspunkten bearbeitet wird (siehe auch Kapitel 2.4), während soziale Aspekte 
häufig im Hintergrund bleiben (Maschewsky 2006). 

2.1.4 Umweltgerechtigkeit in Deutschland 

In Deutschland wurde Umweltgerechtigkeit als Begriff und als Konzept erstmals im 
Jahre 2001 von Maschewsky (2001) in seiner Publikation „Umweltgerechtigkeit, Public 
Health und Soziale Stadt“ aufgegriffen. Seitdem werden die Entwicklungen in anderen 
europäischen Ländern hinsichtlich ihrer Relevanz für Deutschland kontinuierlich ver-
folgt und bewertet (Maschewsky 2006, 2008). Die Erfahrungen aus anderen Ländern 
zur Integration von Environmental Justice in nationale politische Strategien, For-
schungsansätze und lokale Handlungskonzepte, die zum Umgang mit sozialer und 
gesundheitlicher Ungleichheit in den Umweltbedingungen befähigen, können auch für 
Deutschland nützlich sein. Dies gilt im Besonderen für die in Schottland und Großbri-
tannien entwickelten Ansätze (Maschewsky 2006). Da umweltbezogene Probleme nicht 
vom jeweiligen sozialen, kulturellen und räumlichen Kontext zu trennen sind, sollte die 
Übertragung der Erfahrungen und Ansätze aus anderen Ländern jedoch zurückhaltend 
erfolgen. 
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Analysen zur Evidenz des Zusammenhangs zwischen ausgewählten Umweltbelas-
tungen und sozioökonomischen Faktoren in Deutschland wurden im Jahr 2008 im 
Rahmen eines vom Umweltbundesamt (UBA) geförderten Forschungsprojektes vorge-
legt (vgl. Bolte 2008; Bolte/Kohlhuber 2008; Bunge 2008). Die Ergebnisse machen 
deutlich, dass die vorwiegend auf Sekundäranalysen basierenden Daten in bestimmten 
Bereichen (z. B. Luft- und Lärmbelastung) einen sozialen Gradienten in der Betroffen-
heit belegen. In der Gesamtschau verweisen die Ergebnisse auf drängenden For-
schungsbedarf (vgl. Kapitel 4).  

Auch wenn in Deutschland keine gesellschaftliche Polarisierung wie in den USA zu 
finden ist, vertieft sich die Kluft zwischen arm und reich (Sanders/Weth 2008). Von 
besonderem Interesse sind daher umweltbezogene Gesundheitsrisiken, die mit sozial-
räumlichen Entwicklungen und fehlender „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ in 
sozioökonomisch benachteiligten Wohnquartieren verbunden sind. Ein breites Spekt-
rum verschiedener Fachdisziplinen (Public Health, Stadt- und Raumplanung, Rechts-, 
Sozial-, Umwelt- und Wirtschaftswissenschaften) und Forschungsbereiche beschäftigt 
sich daher mit Fragen zu Ursachen, Wirkungsmechanismen und Auswirkungen einer 
sozialen (Ungleich-)Verteilung von Umweltbelastungen und -ressourcen. Zunehmend 
werden Strategien zur weiteren wissenschaftlichen Bearbeitung dieses Themenfeldes 
und zur Formulierung von Handlungsempfehlungen für Forschung, Politik und Praxis 
erarbeitet.  

2.2 Umweltgerechtigkeit – Positionsbestimmung und Begriffsabgrenzung 

2.2.1 Einführung 

Voraussetzung für eine Annäherung an den Begriff der Umweltgerechtigkeit ist die 
Präzisierung des zugrunde liegenden Umweltverständnisses. Unterschiedlich weit und 
eng gefasste Umweltdefinitionen und Sichtweisen verschiedener Fachdisziplinen 
prägen zugleich fachimmanente Problem- bzw. Gegenstandsdefinitionen. In der Public 
Health-Diskussion hat sich ein erweiterter Umweltbegriff etabliert, der sowohl die 
natürliche, die anthropogen veränderte physikalisch-gebaute Umwelt als auch die 
sozial-kulturelle Umwelt in ihrer Bedeutung für Gesundheit, Wohlbefinden und Lebens-
qualität integriert. Damit geraten all die Umweltbedingungen und Lebensbereiche in 
den Blick, die einerseits als Umweltressourcen potenziell Gesundheit fördern und 
erhalten sowie andererseits als Umweltbelastungen gesundheitliche Risiken und 
Belastungsgrößen darstellen können. Die Umweltmedien Wasser, Boden und Luft, 
aber auch Lebensmittel und technische Systeme sind hier ebenso angesprochen wie 
die Umweltqualität unterschiedlicher LebensUMWELTEN (z. B. Wohnung, Arbeitsplatz, 
Freizeiteinrichtungen, Gesundheitswesen, Verkehrswesen). Die Bewertung sozialer 
Ungleichverteilungen von Umweltressourcen und -belastungen aus der Perspektive 
des gesundheitsbezogenen Umweltschutzes muss über eine isolierte Betrachtung der 
einzelnen Alltagsbereiche und Umweltsegmente hinausgehen und naturwissenschaft-
lich-technische, sozialwissenschaftliche und ökonomisch-politische Perspektiven inte-
grieren. 



Einführung in das Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage 27

2.2.2 Reflexion des Gerechtigkeitsbegriffes  

Teilhabechancen und Gerechtigkeit sind Themen, die angesichts der zunehmenden 
Polarisierung zwischen arm und reich sowie den Tendenzen einer Regionalisierung 
von Armut und sozialen Ungleichheiten in der Öffentlichkeit, den Medien und der Politik 
hohe Aufmerksamkeit erfahren. Anknüpfend an das erweiterte Umweltverständnis 
nimmt der Gerechtigkeitsbegriff im Umweltgerechtigkeitskonzept Bezug auf das 
„Schutzgut“ Mensch sowie auf die ethischen Prinzipien gleicher Chancen auf Zugangs-, 
Verfahrens-, Verteilungs- und Vorsorgegerechtigkeit. Im Zentrum stehen Unterschiede 
in der sozialen und räumlichen Verteilung von Umweltnutzen und -lasten sowie damit 
einhergehende soziale Konflikte und Ausgrenzungen, Folgekosten, Gesundheitsbelas-
tungen und gesundheitliche Ungleichheiten (z. B. Kloepfer 2006). Bezugspunkte sind 
allgemeine Grundrechte auf eine „gesunde“ Lebensumwelt und auf „gleichwertige“ 
Lebensverhältnisse, die auf das Recht verweisen, individuelle Interessen und Lebens-
entwürfe verfolgen und realisieren zu können (WHO 1986). Dieser Aspekt erfährt in 
den letzten Jahren insbesondere in der Raumplanung eine besondere Aufmerksamkeit 
(Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) 2006).  

Umweltgerechtigkeit verbindet Gerechtigkeitsaspekte und Umweltfaktoren. Gerech-
tigkeit, die im Hinblick auf Umweltbedingungen und Lebensverhältnisse an vermeintlich 
„objektiven“ Merkmalen anknüpft, meint Chancengleichheit im Sinne eines „gleichen“ 
Zugangs zu Umweltressourcen und einer Beteiligung an entscheidungsrelevanten 
Prozessen, zum Beispiel in der Diskussion um Standortfragen. Unterschiede wären 
demnach als ungerecht zu bewerten, wenn individuelle Chancen der Einflussnahme 
und Teilhabe innerhalb der Gesellschaft bzw. zwischen verschiedenen sozialen Grup-
pen ungleich verteilt sind. 

Letztendlich sind Kriterien notwendig, um Grenzen, innerhalb derer Umweltunge-
rechtigkeit „noch tolerierbarer“ ist, festzulegen und um entscheiden zu können, in 
welchen Fällen Gegenmaßnahmen erforderlich sind (Maschewsky 2001; Schultz 2009). 
Der Versuch, sich diesem Problem über Grenzwerte, Maßzahlen und Indikatoren zu 
nähern, kann nur bedingt weiterhelfen, da Gerechtigkeit angesichts der Rückkopplung 
an ethisch-normative Prinzipien nur schwer zu definieren ist. In dem Versuch Maßstäbe 
für Umweltgerechtigkeit zu formulieren, differenziert Maschewsky (2001, 2008) zwi-
schen vier Gerechtigkeitsaspekten: 

Mit Zugangsgerechtigkeit wird ein gleichberechtigter Zugang zu Ressourcen auf lo-
kaler, regionaler und internationaler Ebene beschrieben (UBA 2006). Ein chancenglei-
cher und gerechter Zugang wird in der gesellschaftlichen Realität häufig durch Selekti-
onseffekte unterminiert. Dem „Prinzip des geringsten Widerstands“ folgend, ver-
ursachen Umwelteingriffe (z. B. Festlegung möglicher Standorte für „environmental 
bads“ wie Müllverbrennungsanlagen) in benachteiligten Sozialräumen neue bzw. 
zusätzliche Beeinträchtigungen in den Lebensverhältnissen (Maschewsky 2008). In 
Gebieten mit einem insgesamt niedrigen Sozialstatus der Wohnbevölkerung sind 
zudem die Chancen auf Umnutzung von Grünräumen deutlich geringer als in privile-
gierteren Gebieten mit einer starken Bürgervertretung, die ihre Rechte einfordert.  
Verfahrensgerechtigkeit oder prozedurale Gerechtigkeit will sicherstellen, dass die 
unmittelbar von umwelbezogenen Interventionen Betroffenen an Informations-, Anhö-
rungs-, Planungs- und Entscheidungsprozessen adäquat beteiligt werden (fair deal) 
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(Maschewsky 2004a, 2004b). Sie berücksichtigt Aspekte der Partizipation (Bauer 2004) 
im Sinne gleicher Beteiligungsmöglichkeiten (z. B. von Wohnbevölkerung, Investoren, 
Behörden) und ist eng verknüpft mit der Anerkennung und Respektierung unterschied-
licher Interessensgruppen (Flitner 2007). Der freie, frühzeitige, kostenlose und vor 
allem zielgruppenspezifische Zugang zu allen relevanten Informationen und Daten gilt 
als Grundvoraussetzung für die erfolgreiche Verfahrensgerechtigkeit (Maschewsky 
2004b).  

Umweltbezogene Verteilungsgerechtigkeit stellt die Gleichbehandlung unterschied-
licher Bevölkerungsgruppen in den Mittelpunkt. Sie beschreibt die Ergebnisse einer 
Entscheidungsfindung und diskutiert, inwieweit Personengruppen oder Regionen einen 
„gerechten“ bzw. angemessenen Anteil an Umweltbelastungen, aber auch Zugang zu 
Umweltressourcen (z. B. Wälder als Erholungsgebiet, sauberes Wasser, hohe Luftqua-
lität haben („fair share“) (Maschewsky 2004a). Wobei konkretisiert werden muss, was 
als angemessen bewertet werden kann (Maschewsky 2004b). Es gibt verschiedene 
Sichtweisen, wie Verteilungsgerechtigkeit erreicht werden kann: die Lastenverteilung 
nach dem Gleichheitsprinzip und die der Distribution nach dem Verursacherprinzip. 
Das „equal share-Prinzip“ (Gleichverteilung der Belastungen) erscheint auf den ersten 
Blick die gerechtere Möglichkeit zu sein, birgt aber einige Probleme (Bauer 2004; 
Maschewsky 2004b). So sind einzelne Emittenten nicht gleichmäßig auf Regionen und 
Personengruppen zu verteilen, viele Schadfaktoren werden räumlich und/oder zeitlich 
begrenzt emittiert. Zudem würden geschützte Natur- oder Ökoreservate bei einer 
kompletten Gleichverteilung ebenfalls geschädigt. Des Weiteren ist das equal share-
Prinzip aufgrund verschiedener Störfaktoren nicht realisierbar (z. B. Wind, der Belas-
tungen der Außenluft nicht nach bestimmten Gesetzmäßigkeiten verteilt). Verteilungs-
gerechtigkeit setzt voraus, dass staatliche Akteure sich in der Umsetzung regulatori-
scher Verfahren aktiv für die Verteilungsbelange einsetzen (Maschewsky 2004b). 

Vorsorgegerechtigkeit fokussiert auf das Prinzip der Nachhaltigkeit und Zukunftsfä-
higkeit (ebd.) und damit auf den Aspekt der intergenerationalen Gerechtigkeit als 
normative Leitlinie der Agenda 21. Maßgabe ist, dass die Art, wie die heute lebende 
Generation die natürliche Umwelt der nächsten Generation hinterlässt, deren Lebens- 
und Entwicklungschancen nicht beeinträchtigen darf (Kuckartz/Rheingans-Heintze 
2006). Im Sinne der Vermeidung oder Reduzierung von Umwelteingriffen und Umwelt-
belastungen geht es beispielsweise um ein vorsorgendes Handeln zur Reduzierung 
des Gesamtverkehrsaufkommens durch die Förderung alternativer Mobilitätsformen 
(ÖPNV, Rad- und Fußverkehr). Vordringlicher Handlungsbedarf – im Sinne der Vorsor-
gegerechtigkeit – besteht in den Bereichen Belastungsminderung, Ressourcenförde-
rung und gesundheitliche Chancengleichheit. 

Zahlreiche Konfliktlinien kennzeichnen die Diskussionen um Gerechtigkeitstheorien 
– von Umwelt als „Risiko“, über die „Nutzungschancen“ von Umwelt als Ressource - bis 
hin zur gerechten bzw. ungerechten (im Sinne ungleichmäßiger) Verteilung der Vor- 
und Nachteile, die aus der Umweltnutzung hervorgehen. Gleichzeitig sind die konträren 
Auffassungen ein Spiegelbild der unterschiedlichen Interessenslagen, wenn umweltbe-
zogene Dimensionen von Gerechtigkeit im Zentrum stehen. Auch wenn die unter-
schiedlichen Vorstellungen und Auffassungen darüber, worin umweltbezogene Gerech-
tigkeit eigentlich besteht, kaum aufzulösen sein werden, bieten sie vielfältige 
Anknüpfungspunkte, um Diskussionen um ungleiche Verteilungen von Umweltqualität 



Einführung in das Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage 29

ethisch zu fundieren und sozialen Disparitäten einen höheren Stellenwert zum Beispiel 
im Rahmen von Umweltschutz, Umweltvorsorge etc. einzuräumen. 

2.2.3 Umwelt, Gesundheit und soziale Lage – Verbesserung der Kommuni-
zierbarkeit des Begriffs Umweltgerechtigkeit  

Der Begriff Umweltgerechtigkeit sowie die soziale und räumliche Ungleichverteilung 
von Umweltbelastungen und -ressourcen sind Kristallisationspunkte kontroverser 
Auffassungen und Bewertungen. Dies betrifft vor allem die Heterogenität in der Bewer-
tung von Gerechtigkeit, die Kopplung des Gerechtigkeitsbegriffes mit normativen 
Appellen und kulturell geprägten Wertvorstellungen sowie die schwierige Abgrenzung 
vom Begriff der Ökologischen Gerechtigkeit. Erschwerend kommt hinzu, dass in der 
deutschen Sprache kein Ausdruck vorhanden ist, der die Bedeutung des englischen 
Begriffes Environmental Justice in adäquater Weise wiedergeben kann.  

Möglicherweise beeinträchtigt dies die breite öffentliche Wahrnehmung und Kom-
munikation der Thematik jenseits eines kleinen Kreises von Expertinnen und Experten 
aus Forschung und Politik, was in der Folge die erforderlichen Entwicklungsschritte in 
Richtung umwelt-, gesundheits- und sozialpolitischer Maßnahmen limitiert. Als termino-
logische Alternative stellt die Begriffstrias Umwelt, Gesundheit und soziale Lage (vgl. 
Bunge/Katzschner 2009) die bewertende, häufig konfliktbesetzte und instrumentalisie-
rende Komponente, die dem Gerechtigkeitsbegriff (z. B. hinsichtlich politischer Leistun-
gen) inhärent ist, nicht in den Mittelpunkt. Ein weiterer Vorteil ist darin zu sehen, dass 
explizit auf die soziale Dimension von Umwelt und Gesundheit verwiesen wird und 
damit auf die Auseinandersetzung mit Fragen nach der sozialen Verteilung von ge-
sundheitsschädlichen und gesundheitsförderlichen Umweltaspekten. Der Verzicht auf 
den Gerechtigkeitsbegriff entbindet jedoch keineswegs von der Verpflichtung, das neue 
Handlungsfeld in seinen ethischen-normativen Bedeutungen, Gerechtigkeitsdimensio-
nen und im Hinblick auf Interessenskonflikte um umweltbezogene Gerechtigkeit zu 
betrachten. Ohne entsprechende Verständigung über zugrunde liegende ethische 
Prinzipien und die Klärung zentraler Fragen von Verteilungsgerechtigkeit wird es 
vermutlich kaum gelingen erforderliche politische Handlungsmaximen zu verankern. 
Eine klare Begriffsbestimmung und möglichst einheitliche Begriffsverwendung sowie 
die Formulierung von überprüfbaren Indikatoren und Zielgrößen für Verteilungsfragen 
in Bezug auf Umweltqualität und Umweltnutzungen sind daher umso wichtiger: „Mit 
einer genaueren Vorstellung davon, was Gerechtigkeit im Umweltkontext heißt, steigen 
die Chancen, den Diskurs um Umwelt und Gerechtigkeit systematisch und mit Aussicht 
auf Erfolg zu führen“ (Schultz 2009: 244f.). 
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2.2.4  Umweltgerechtigkeit und Ökologische Gerechtigkeit – Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten 

Ökologische Gerechtigkeit5 nimmt Mensch-Umwelt-Beziehungen und die Verantwor-
tung des Menschen gegenüber der natürlichen Umwelt in den Blick. Im Zentrum steht 
unter anderem die Verursachungsebene der vorhandenen Umwelt- und Klimaprobleme 
als Ausdruck nicht nachhaltiger Produktionsweisen, Konsummuster und Lebensstile. 
Die Schädigung der Umwelt wird hier in Beziehung gesetzt zu den ökologischen und 
sozialen Folgekosten, die einzelne Bevölkerungsgruppen überproportional belasten. 
Als Teil der Zukunftssicherung folgt Ökologische Gerechtigkeit einer intergenerationel-
len Perspektive und einer Ethik der Verantwortung (vgl. Wilke et al. 2008; Schultz 
2009). Die Fokussierung auf die soziale Dimension von Umwelt und Umweltschutz zielt 
auf eine Verbesserung der allgemeinen Lebenssituation aller Bevölkerungsgruppen, 
insbesondere aber sozial Benachteiligter. Interventionen im Umweltschutz setzen 
wichtige Rahmenbedingungen (z. B. sozialökologische Stadtgestaltung, Förderung 
alternativer Mobilitätsformen) zugunsten größerer Teilhabechancen und erweiterter 
Handlungsspielräume (z. B. in den Bereichen nachhaltiger Verkehr, Energieverbrauch, 
Ernährung, Bildung) als Voraussetzung für mehr Chancengleichheit.  

Wenngleich Umweltgerechtigkeit und Ökologische Gerechtigkeit unterschiedliche 
Schwerpunkte setzen, unterschiedlichen Argumentationslinien und Zielen folgen, 
basieren beide auf einem anschlussfähigen Diskurs über Gerechtigkeit und normative 
Werte. Soziale Verteilungskonflikte sind eng mit der Einbettung des Menschen in seine 
Lebensumwelt sowie mit Ungleichverteilungen von Umweltlasten und Umweltnutzen 
verbunden. Beide Konzepte machen deutlich, dass Umweltfragen nicht losgelöst von 
sozialen Kontexten, Lebenslagen und Lebensformen sowie gesellschaftlichen Struktu-
ren und Prozessen bearbeitet werden können. Umweltgerechtigkeit bietet für die 
Diskussion um Ökologische Gerechtigkeit die Chance, Fragen nach der sozialen 
Dimension im Umweltschutz um gesundheitsbezogene Gesichtspunkte zu ergänzen 
und damit vorhandene Verbindungslinien synergetisch zu nutzen.  

Auch in der praktischen Umsetzung beider Diskurse ergeben sich in den letzten 
Jahren zunehmend Überschneidungen. Als Beispiel ist die Ausweitung der Umweltge-
rechtigkeitsdiskussion in der USA auf eine soziale Energiepolitik unter dem Aspekt 
„Fuel Poverty“ (Energiearmut) zu nennen. Die Diskussion fokussiert einen ungleichen 
Zugang zu bezahlbaren und nachhaltigen Energiequellen im Bereich der häuslichen 
Versorgung und der Mobilität. Lösungsstrategien verfolgen unter anderem das Ziel, 
sozial benachteiligten Personen sozialökologische Gas- und Stromtarife (z. B. durch 
staatliche Förderungen für die Nutzung erneuerbare Energien) und gezielte Beratungs-
angebote zur Reduzierung des Energieverbrauchs anzubieten.  

Umweltgerechtigkeit und Ökologische Gerechtigkeit nehmen Bezug auf eine breite 
Palette unterschiedlicher Aktionsfelder wie Ernährung, Mobilität, Städteplanung, Wohn-
verhältnisse, die nachhaltig Einfluss auf die Gesundheit nehmen. Der Lebensraum und 
die Alltagswelt der Bevölkerung ist der Ort, an dem beide Ansätze aufeinander treffen. 

                                                        
5 vgl. hierzu die Ergebnisse des Forschungsprojektes „Untersuchung der Beiträge von Umweltpolitik 
sowie ökologischer Modernisierung zur Verbesserung der Lebensqualität in Deutschland und Weiter-
entwicklung des Konzepts der Ökologischen Gerechtigkeit“ (Meyer-Ohlendorf/Blobel 2008; Korczak 
2009). 
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Zentrale Aspekte sind in beiden Konzepten der Ausgleich von bestehenden Benachtei-
ligungen und die Vermeidung von Diskriminierung bestimmter Bevölkerungsgruppen. 
Eine globale und damit raum- und generationenübergreifende Perspektive eröffnet die 
Möglichkeit, Folgen des global ungleichen Naturverbrauchs im Nord-Süd-Verhältnis auf 
lokaler Ebene zu betrachten und die damit verbundenen gesundheitlichen Auswirkun-
gen (z. B. infolge des Klimawandels) auf verschiedene soziale Bevölkerungsgruppen 
zu bewerten und zu bearbeiten. Vor diesem Hintergrund muss es Ziel sein, Synergien 
zwischen Umweltgerechtigkeit und Ökologischer Gerechtigkeit zu erkennen, aber auch 
vorhandene Unterschiede zu verdeutlichen, um die Lebenssituationen aller Bevölke-
rungsgruppen zu verbessern.  

2.2.5 Bedeutung der Zielgruppen im Themenfeld Umwelt, Gesundheit und 
soziale Lage 

Zielgruppenforschung ist ein integraler Bestandteil von Analysen, die auf soziale Un-
gleichheiten in den Lebensverhältnissen und Lebensumwelten fokussieren. Sie ist die 
Ausgangsbasis jeglicher zielgruppenspezifischer Interventions- und Angebotsplanung, 
indem sie Fragen nach den betroffenen Zielgruppen konkretisiert: Wer, das heißt 
welche Bevölkerungsgruppe(n) ist bzw. sind von Benachteiligungen in der Umweltquali-
tät betroffen? Welche Indikatoren liefern Hinweise für Benachteiligungen und wie sehen 
diese konkret aus, zum Beispiel im Hinblick auf gesundheitliche Auswirkungen? Wo 
sind diese Zielgruppen räumlich lokalisiert?  

Umweltassoziierte Einflussfaktoren können nicht nur individuell, sondern auch auf 
verschiedene Bevölkerungsgruppen in spezifischer Weise wirken. Bei einer undifferen-
zierten Betrachtung werden möglicherweise Effekte auf spezifische Subgruppen ver-
deckt, die Voraussetzung für eine zielgerichtete Planung und Umsetzung von Interven-
tionsmaßnahmen sind, um die Lebenssituation zu verbessern. Die Erfahrung zeigt, 
dass Interventionsmaßnahmen (z. B. in Planungsprozessen) leichter zu legitimieren 
und zu kommunizieren sind, wenn die betroffenen Zielgruppen frühzeitig in den Pro-
zess involviert und an Entscheidungen beteiligt werden („Partizipative Entwicklung“). 
Auch der Wirkungsgrad von Interventionen ist deutlich höher, wenn diese auf konkrete 
Zielgruppen, deren Bedarfe und Ressourcen ausgerichtet sind (Altgeld 2007). Ziel-
gruppenorientierung erfordert im Zusammenhang mit sozialer und gesundheitlicher 
Ungleichheit die Bevölkerungs(teil)gruppen in den Blick zu nehmen, die durch Benach-
teiligungen, strukturelle Barrieren und Einschränkungen in ihren alltäglichen Lebens-
umwelten, in Gesundheitsressourcen und Handlungskompetenzen charakterisiert und 
zugleich mittels Öffentlichkeitsarbeit und Informationsangeboten nur schwer zu errei-
chen sind (vgl. z. B. Freytag/Hampshire 2009). Eine Orientierung erfolgt dabei meist 
am Bedarf der zahlenmäßig am stärksten betroffenen Personengruppen. Dieses Vor-
gehen erhöht jedoch die Gefahr, dass diejenigen aus dem Blickfeld geraten, die an-
teilsmäßig einen kleineren Teil der Gesamtbevölkerung stellen. Ihre Betroffenheit kann 
aber bedeutsam sein; gegebenenfalls sind gezieltere Interventionen nötig.6  

In der Literatur zu Umwelt, Gesundheit und soziale Lage wird häufig der Begriff der 
Vulnerabilität verwendet. Er beschreibt die Anfälligkeit oder Verwundbarkeit gegenüber 

                                                        
6 Exemplarisch ist in diesem Zusammenhang beispielsweise die Gruppe der Alleinerziehenden – meist 
Frauen – zu nennen, die häufig in prekären Lebensumständen und Wohnverhältnissen leben. 
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Expositionen und Risiken und begründet entsprechende Präventionsmaßnahmen. 
Vulnerabilität ist das Ergebnis komplexer Wechselwirkungen, die eng mit Alter (z. B. 
Kinder, alte Menschen), Geschlecht, Gesundheitsstatus (z. B. chronisch Kranke, 
Behinderte, Schwangere) sowie gesellschaftlichen (z. B. ethnische Zugehörigkeit, so-
zioökonomischer Status) oder/und ökonomischen Benachteiligungen (z. B. Erwerbslo-
sigkeit) verbunden sind (Soobader et al. 2005). Die personenbezogene Vulnerabilität 
gegenüber Umwelteinflüssen sowie die zugrunde liegenden Ursachen und Wirkungen 
einer erhöhten Anfälligkeit sind wichtige Komponenten in der Bewertung von Lebens-
bedingungen und Umweltqualität auf der Wohnquartiersebene (vgl. Bolte/Kohlhuber 
2006). Ihre Analyse und Aufklärung ist unter dem Gesichtspunkt der Vorsorge eine 
wesentliche Ausgangsbasis, beispielsweise für die Ableitung von Zielvorgaben zum 
Schutze der empfindlichsten Bevölkerungsgruppen, die zugleich der Allgemeinbevölke-
rung zugutekommen. Für die umwelt- und gesundheitsbezogene Forschung, aber auch 
für die praxisnahe Umsetzung von Maßnahmen zur Verbesserung der Lebenssituatio-
nen aller Bevölkerungsgruppen ist die Identifikation definierter Zielgruppen wichtig, da 
sie sich sowohl in den Konsum- und Lebensstilen, aber auch im Gesundheitsverhalten 
stark unterscheiden können.  

Insgesamt ist bei der Bearbeitung von Fragen zu Umwelt, Gesundheit und sozialer 
Lage einer Gender sensiblen Perspektive zu folgen. Die Erfahrungen in Politik und 
Wissenschaft zeigen, dass die Orientierung am Prinzip des Gender Mainstreaming 
Voraussetzung ist, um weitere Differenzierungen von Frauen und Männern hinsichtlich 
Einkommenslage, Lebens- und Wohnformen, ethnisch-kultureller Aspekte etc. vorneh-
men zu können. Durch die Ausrichtung an den Lebensrealitäten beider Geschlechter 
wird die Wirksamkeit von umwelt-, gesundheits-, aber auch von sozialpolitischen 
Maßnahmen erhöht. Dies gilt sowohl für die Bereiche Public Health (z. B. Kuhl-
mann/Kolip 2005), für die Verkehrsplanung (z. B. Flade/Limbourg 1999; Skutsch et al. 
2004) als auch für den Städtebau (Spitzner 2003). Die Aufnahme der Geschlechterper-
spektive trägt dazu bei, für bislang vernachlässigte Zusammenhänge zwischen struktu-
rellen Ungerechtigkeiten und ungleichen Verteilungen von Umweltnutzen und -lasten 
zu sensibilisieren. 
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3 Befragung von Akteuren auf Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene zum Thema Umweltgerechtigkeit  

3.1 Einführung 

Im Rahmen des Vorhabens wurde neben der Organisation und Durchführung der 
Fachtagung Umweltgerechtigkeit sowie der Anfertigung des vorliegenden Strategiepa-
piers eine schriftliche Befragung von Akteuren auf Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene durchgeführt. Zunächst erfolgte eine Recherche relevanter Institutionen, die im 
weitesten Sinne mit Fragen im Kontext Umwelt, Gesundheit und soziale Lage befasst 
sind und deren Arbeitsfelder Bezugspunkte zu Umweltgerechtigkeit erkennen lassen. 
Aufgrund des engen Zeitrahmens für die Befragung und der großen Anzahl der zu 
kontaktierenden Stellen (insbesondere auf der kommunalen Ebene) wurde die Befra-
gung auf Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in übergeordneten Stellen und 
Positionen eingegrenzt. Ausgewählt wurden  
! die Geschäftsstelle des Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit (APUG) der 

drei Bundesministerien Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz im UBA 
! das Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz (MUNLV) für das Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit in Nordrhein-
Westfalen (APUG NRW) (n = 4), 

! die am Gesunde Städte-Netzwerk beteiligten Städte (n = 45),  
! lokale Agenda 21-Transferstellen (n = 5),  
! Nichtregierungsorganisationen (NRO), wie BUND e.V., Netzwerk Kindergesundheit 

und Umwelt e.V., Landesvereinigungen Gesundheit (einschließlich der dort ange-
gliederten Regionalen Knoten) (n = 22),  

! übergeordnete Stellen der am Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ beteiligten 
Städte, 

! Koordinierungsstellen für die „Soziale Stadt“ (n = 11), 
! Gesundheits- (n = 46) und Umweltämter (n = 44) der kreisfreien Städte sowie  
! Projekte der Sozialen Stadt(teil)entwicklung (n = 8). 

Anhand eines eigens entwickelten Fragenkatalogs wurden die nachfolgenden Informa-
tionen erfasst:  
! Kenntnisstand der verschiedenen Akteure zu den Themen Umweltgerechtigkeit/ 

Umwelt, Gesundheit und soziale Lage,  
! Einschätzung der Bedeutung sozialräumlich ungleich verteilter Umweltlasten und 

Umweltressourcen für verschiedene Handlungsfelder auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene, 

! Möglichkeiten der Integration des Themas Umwelt, Gesundheit und soziale Lage in 
den eigenen Aufgabenkontext, 

! bestehende oder bereits abgeschlossene Aktivitäten mit thematischen Bezügen,  
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! Bedeutung der Themen Umweltgerechtigkeit/Umwelt, Gesundheit und soziale 
Lage für institutions- und ressortübergreifende Kooperationen, 

! Berücksichtigung der Thematik in der Umwelt- und Gesundheitsberichterstattung 
(UBE und GBE), 

! Problemfelder im Bereich Umwelt, Gesundheit und soziale Lage. 

3.2 Zentrale Ergebnisse 

Es wurden 523 Fragebögen postalisch versendet. Bei einem Rücklauf von 185 lag die 
Responserate bei 35 %. Als eigenständiges Themenfeld war Umwelt, Gesundheit und 
soziale Lage unter dem Begriff Umweltgerechtigkeit bei den Nichtregierungsorganisati-
onen (NRO) und bei den Initiativen der Sozialen Stadt(teil)entwicklung etabliert. Als 
Beispiel sei das Netzwerk Kindergesundheit und Umwelt e.V. zu nennen. In der Um-
setzung des „Aktionsplans zur Verbesserung von Umwelt und Gesundheit der Kinder in 
der Europäischen Region“ der WHO (CEHAPE) finden soziale Aspekte im Kontext 
Umwelt und Gesundheit besondere Berücksichtigung.  

Hinsichtlich der Durchführung konkreter Projekte zu Umweltgerechtigkeit zeigte sich 
ein heterogenes Bild. In den meisten Institutionen wurde die Thematik aktuell (noch) 
nicht bearbeitet oder war in andere Arbeitsbereiche integriert. Mehrere Projekte bear-
beiteten häufig indirekt Fragestellungen aus dem Themenfeld Umwelt, Gesundheit und 
soziale Lage, so z. B. Maßnahmenbündel zur gesundheitsförderlichen Gestaltung 
sozial benachteiligter Stadtteile und Wohnquartiere7. Hierzu zählten die Förderung 
wohnortnaher Grün- und Erholungsräume, von Freizeit- und Begegnungsstätten sowie 
von Versorgungsangeboten des täglichen Lebens (z. B. Einkaufsmöglichkeiten, Ange-
bote der Gesundheitsversorgung, soziale Infrastrukturen). Die Anbindung sozial be-
nachteiligter Stadtteile an die ÖPNV-Infrastruktur und die Optimierung der Vorausset-
zungen für alternative Mobilitätsformen (z. B. Zufußgehen, Radfahren) wurde ebenfalls 
als wichtig eingestuft 

Von den angeschriebenen Umweltämtern antworteten 52,3 %, dass sie den Begriff 
Umweltgerechtigkeit nicht kennen würden. Handlungsbedarf bestand vor allem im 
Bereich der gesundheitsbezogenen Umweltberichterstattung sowie in der Umweltbe-
richterstattung: nur etwa 6 % der befragten Umwelt- und Gesundheitsämter integrierten 
Umweltgerechtigkeitsaspekte in ihre Berichterstattung. 

Institutions- und ressortübergreifende Kooperationen in der Bearbeitung von Um-
weltgerechtigkeitsbelangen wurden insbesondere von NRO‘s (70 %) berichtet. Von 
Umwelt- und Gesundheitsämtern wurden diese mit 11,4 % bzw. 19,6 % deutlich selte-
ner genannt. Von allen befragten Institutionen wurden folgende Handlungsfelder als 
vorrangig zu bearbeiten identifiziert: 
! soziale Ungleichheiten bei Planungsentscheidungen in Bezug auf Umwelt- und 

Gesundheitsbelastungen/ -ressourcen sowie 
 

                                                        
7 Wohnquartiere werden im Folgenden verstanden als „(...) Ort ‚lokaler Lebenszusammenhänge’ für die 
Realisierung alltäglicher Lebensvollzüge – vor allem des Wohnens – in einem räumlich überschauba-
ren, von Akteuren aber höchst subjektiv begrenzten Gebiet“ (Steinführer 2002, 3). 
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! stärkere Berücksichtigung empfindlicher Bevölkerungsgruppen (z. B. Kinder, Äl-
tere, Migrantinnen und Migranten8, Menschen mit Behinderungen). 

Einige Befragte nannten ausdrücklich die Notwendigkeit, sozialräumliche Ungleichver-
teilungen von Straßenverkehrsimmissionen im Rahmen der Luftreinhalte- und Lärmak-
tionsplanung in den Fokus der zuständigen Planungsressorts zu rücken. Darüber 
hinaus wurden internationale Problemfelder, wie der Klimawandel und die fehlende 
Regulierung von Immissionen auf internationalen Märkten, angesprochen. Insgesamt 
zeigte sich, dass das Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage eher mittelbar 
und implizit, damit „zufällig“ (mit)bearbeitet wurde. Der Bekanntheitsgrad des Begriffs 
Umweltgerechtigkeit war auf einen Kreis von Fachleuten beschränkt und der Begriff 
Umweltgerechtigkeit institutionell wenig verankert. Umweltämter waren mit der Termi-
nologie Umweltgerechtigkeit/Umwelt, Gesundheit und soziale Lage tendenziell am 
wenigsten vertraut. Das Entwicklungspotenzial von Umwelt, Gesundheit und sozialer 
Lage als Handlungsfeld in Deutschland beurteilten die kontaktierten Institutionen 
unterschiedlich. Die Akteure der Landesvereinigungen für Gesundheit, der Regionalen 
Knoten, des Gesunde Städte-Netzwerkes als auch die Akteure der Programme der 
Sozialen Stadt(teil)entwicklung schätzten die Themenrelevanz eher hoch ein. Im Unter-
schied hierzu stufte beispielsweise der überwiegende Teil der kommunalen Umwelt- 
und Gesundheitsämter die Bedeutung des Themas in ihrem beruflichen Alltag eher 
niedrig ein. Als ein wesentlicher Grund hierfür wurden vielfach personelle Unterkapazi-
täten benannt, die die Bearbeitung des Themenfeldes nicht zulassen.  

Die Mehrheit der Befragten sah angesichts gestiegener Armutszahlen, sozialer Seg-
regation sowie sozialräumlicher Unterschiede einen deutlichen Bedarf für Maßnahmen 
und Strategien, ausgerichtet auf die Unterbrechung der Ursache-Wirkungs-Kette von 
sozialer Ungleichheit, Umweltbelastungen und Benachteiligung in den Gesundheits-
chancen. Die Befragungsergebnisse zeigten, dass Umwelt, Gesundheit und soziale 
Lage als interdisziplinäres Thema wahrgenommen und die Notwendigkeit der Stärkung 
von Kooperationen zwischen themenrelevanten Akteuren und Akteurinnen und Res-
sorts gesehen wurde. Potenziale für eine engere Zusammenarbeit zwischen den 
Bereichen Umwelt und Gesundheit wurden von den Befragten durchweg positiv einge-
schätzt. Bemerkenswert war, dass die Sozialressorts (z. B. Kinder- und Jugendhilfe) in 
der Bearbeitung von Umwelt- und Gesundheitsfragen nicht als potenziell wichtige 
Partner gesehen werden. In der Stadtplanung wurden Kooperationen mit Akteuren und 
Akteurinnen aus den Gesundheits- und Umweltämtern als wichtig eingestuft, unter 
anderem um Umweltgerechtigkeit einen höheren Stellenwert in der öffentlichen Wahr-
nehmung, aber auch in Verwaltungsprozessen sowie auf der politischen Agenda 
einzuräumen. Chancen einer dauerhaften Verankerung der Thematik wurden nur in 
Verbindung mit unterstützenden politischen Maßnahmen gesehen. 

Eine ressortübergreifende Bekanntheit der Thematik wurde von den Befragten als 
unabdingbare Voraussetzung genannt, um die Akzeptanz bei der Umsetzung konkreter 
Maßnahmen zu steigern. Damit einher ging der Wunsch nach einer höheren arbeits-
feld- und ressortübergreifenden Transparenz von Arbeitsprozessen und -strukturen 

                                                        
8 Migrantinnen und Migranten bilden eine sehr heterogene Gruppe von Menschen (u. a. Arbeitsmigran-
ten und -migrantinnen, Asylbewerberinnen und -bewerber, Migrantinnen und Migranten der dritten 
Generation mit deutschem Pass). 
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durch einen fachübergreifenden interdisziplinären Austausch. Problematisch wurde die 
Zuordnung von Zuständigkeiten für die integrierte Bearbeitung des Themenfeldes 
Umwelt, Gesundheit und soziale Lage beurteilt. Da umweltbezogener Gesundheits-
schutzes und gesundheitsbezogener Umweltschutz zu den genuinen Aufgabebereich 
staatlicher Akteure und Institutionen zählt (z. B. Umwelt- und Gesundheitsämter), fallen 
die Bearbeitung sozialer Ungleichverteilungen von Umweltnutzen und Umweltlasten 
aus den Kernaufgabenbereichen vieler der befragten Institutionen heraus. Zudem 
wurden – vor allem für den ländlichen Raum – bei den Umwelt- und Gesundheitsäm-
tern Defizite und Barrieren aufgrund mangelnder Personal- und Ressourcenausstattung 
genannt. Möglichkeiten der Bearbeitung wurden vielfach nur außerhalb der eigentlichen 
Dienstaufgaben gesehen, was letztlich Mehrarbeit und zusätzliche Belastungen bedeu-
tet.  

Umweltgerechtigkeit wurde von den Expertinnen und Experten vor allem für städti-
sche Gebiete und hier insbesondere für Großstädte mit räumlich verdichteten Innen-
stadtteilen und/oder von Leerstand bedrohten, verwahrlosten Wohnquartieren als 
wichtiges zukünftiges Handlungsfeld bewertet. Sozial benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen mit geringen finanziellen Möglichkeiten und Bildungsdefiziten wurden ebenso 
als Betroffene benannt wie alte und behinderte Menschen, die in ihrem eingeschränk-
ten Bewegungsradius verstärkt auf das Wohnumfeld9 und die hier vorhandenen Ver-
sorgungsstrukturen angewiesen sind. Dies galt ebenso für Migrantinnen und Migranten 
mit wenig Außenkontakten, Kinder und Jugendliche sowie Alleinerziehende, die von 
den Befragten als besonders zu schützende Gruppen angegeben wurden. Der Ab-
wärtsentwicklung einzelner Stadtteile und ihrer Entwicklung zu „sozialen Brennpunkten“ 
gezielt entgegenzuwirken war vorrangiges Ziel der Befragten aus der Stadtpla-
nung/Stadtteilentwicklung. Die Zusammenführung der Themenfelder Umwelt, Gesund-
heit und soziale Lage wurde als ein wichtiger strategischer Ansatz bewertet, um Wohn-
quartiere zu stabilisieren und die soziale und gesundheitliche Lage der Bevölkerung zu 
verbessern.  

                                                        
9 Hierzu gehören Bedingungen der gebauten Umwelt wie Infrastruktur, Grünräume, städtebauliche 
Situation, Außenwahrnehmung (Image) eines Wohnquartiers. 
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4 Umwelt, Gesundheit und soziale Lage – Forschungsmethodi-
sche Aspekte  

4.1 Einführung 

In Publikationen zu gesundheitlicher Ungleichheit finden sich zunehmend Hinweise auf 
einen Zusammenhang zwischen sozial ungleich verteilten Umweltfaktoren und der 
Entstehung umweltbezogener Gesundheitsbelastungen. Eine klare Identifizierung und 
Benennung der Verursachungsquelle für und von sozialer Ungleichheit in der umwelt-
bezogenen Gesundheit ist aber vor zahlreiche Probleme gestellt: Angesichts der 
unterschiedlichen Belastungsfaktoren und Lebens- und Konsumstile sind Ursache-
Wirkungs-Beziehungen oft schwer zu rekonstruieren. Erschwerend kommt hinzu, dass 
die als offensichtlich angenommenen Kausalitäten und Korrelationen zwischen Ge-
sundheit, Umweltqualität und sozialer Ungleichheit wissenschaftlich vielfach nur unzu-
reichend belegt sind.  

Die vorliegenden Daten, die eine ungleiche sozialräumliche Verteilung von Umwelt-
belastungen belegen, zeichnen ein heterogenes Bild. Hauptursachen hierfür sind unter 
anderem methodische Unterschiede und Mängel in der Datenerhebung, -analyse und -
interpretation. Da in den meisten Publikationen lediglich auf Sekundäranalysen zurück-
gegriffen werden konnte (z. B. Mielck 2004; Kolahgar/Hoffmann 2006), aber auch durch 
die Bezugnahme auf rein subjektive Einschätzungen der Umweltqualität, kann es zum 
Beispiel zu Fehlinterpretationen des Ausmaßes der Expositionsvariation nach sozialer 
Lage kommen. Indifferente Datengrundlagen und die Verwendung uneinheitlicher 
Indikatoren (z. B. zur Erfassung der sozialen Lage) erschweren die Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse zusätzlich.  

Den aktuellen Kenntnisstand in Deutschland zu sozioökonomischen Faktoren und 
der Exposition gegenüber ausgewählten Umweltschadstoffen (z. B. verkehrsbedingte 
Luftschadstoffe, Lärm, chemische und biologische Innenraumbelastungen sowie korpo-
rale Belastungen) skizziert ein durch das Umweltbundesamt (UBA) gefördertes For-
schungsprojekt (Bolte/Kohlhuber 2008). Die Publikation zeigt vielschichtige For-
schungsdefizite zum Zusammenhang von sozialer Ungleichheit, Umweltfaktoren und 
Gesundheitsstatus auf. In Deutschland zeichnen sich – ähnlich wie in Schottland (Fair-
burn et al. 2009) und in den USA (Sze/London 2008) – Ansätze ab, um mittelfristig ein 
differenzierteres, integriertes Konzept zur Bearbeitung unterschiedlicher Problem- und 
Fragestellungen im Handlungsfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage zu entwi-
ckeln. Im Folgenden werden forschungsmethodische Handlungsempfehlungen vorge-
stellt.  

Unterscheidung zwischen Expositionsvariation und Effektmodifikation 
Zur Erfassung umweltbedingter gesundheitlicher Belastungen sind die Expositionsquel-
len zu ermitteln, von denen Belastungen ausgehen oder die bereits vorhandene Immis-
sionswirkungen verstärken. Es hat eine Risikoabschätzung unter besonderer Berück-
sichtigung individueller Verhaltensmuster und Lebensverhältnisse zu erfolgen. Zu 
klären sind Ursachen und Wirkmechanismen umweltbezogener Expositionen (Expositi-
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onsvariation) sowie ihre Veränderungen durch die soziale Lage und der unterschiedli-
chen Vulnerabilität (d. h. Anfälligkeit für umweltassoziierte Erkrankungen) in verschie-
denen Bevölkerungsgruppen (Effektmodifikationen).  

Analysen von Primär- und Sekundärdaten zeigen, dass ein niedriger Sozialstatus 
vielfach mit höheren Expositionen (z. B. industrielle Luftschadstoffe, Lärm etc.) im 
Wohnumfeld einhergeht (z. B. Bolte/Mielck 2004; Bunge/Katzschner 2009; Horn-
berg/Pauli 2009). Gesundheitsrisiken sind jedoch nicht allein auf Defizite in der Wohn-
umfeldqualität zurückzuführen. Von ebenso großer Bedeutung sind die nach Bildungs-
niveau, Einkommen und Berufsstatus variierenden physikalisch-chemischen Bedin-
gungen im Wohninnenraumraum (z. B. Bausubstanz, Baumaterialien, Schadstoffe in 
Einrichtungsgegenständen, Feuchtigkeit und Schimmel, Leitungssysteme etc.) (Bonne-
foy et al. 2004; Shaw 2004; Seiwert et al. 2008; Hornberg/Pauli 2010). Weitere Risiko 
erhöhende Faktoren im Zusammenhang mit der sozialen Lage sind unter anderem 
Konsummuster (z. B. Ernährung) und Alltagsgewohnheiten (z. B. Rauchen, Hygiene, 
Einsatz von Chemikalien im Haushalt) (z. B. Becker et al. 2007; Schulz et al. 2007). 
Abbildung 1 stellt die möglichen Zusammenhänge und Abhängigkeiten zwischen Um-
weltfaktoren, sozialer Lage und Gesundheit schematisch dar.  

 
Abb. 1: Erklärungsmodell zu Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage (modifiziert und erweitert nach 
Bolte 2006). 

4.2  Verbesserung der Datenqualität und Datenverfügbarkeit  

Nach Bolte und Kohlhuber (2008) liegen in Deutschland aktuell nur zwei Primäranaly-
sen vor, die in ihrer konzeptionellen Anlage und mit ihrer Fragestellung ausdrücklich die 
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soziale Verteilung von Umweltlasten und Umweltnutzen berücksichtigen. Hierbei 
handelt es sich um das Projekt „SAVE“ (Spatial Analysis of Households’ Vulnerability 
and Environmental Justice) in Kassel (Köckler et al. 2008) sowie um die Gesundheits-
Monitoring-Einheiten (GME) in Bayern (Bolte et al. 2007). Aus umwelt- und gesund-
heitspolitischer, aber auch aus wissenschaftlicher Perspektive sind weitere Primärana-
lysen zu Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage auf den Weg zu bringen, um einerseits 
die Annahme, dass Umweltfragen nicht losgelöst von sozialen und gesundheitsbezo-
genen Fragen bearbeitet werden können, empirisch zu untermauern und bestehende 
Zusammenhänge im Detail zu untersuchen. Daten sind das zentrale Fundament für die 
Entwicklung von Interventionsansätzen und die Legitimationsbasis für politisches 
Handeln – mit dem langfristigen Ziel, umweltbezogene gesundheitliche Belastungen in 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen wirksam zu reduzieren und damit einen Beitrag 
zur Förderung der umweltbezogenen Gesundheit in der Gesamtbevölkerung zu leisten. 
Bei der Konzeption entsprechender Studien ist allerdings eine isolierte Betrachtung 
einzelner Umweltparameter und Risikofaktoren unzureichend. Dieses Vorgehen bildet 
die Realität nicht adäquat ab und unterschätzt zudem möglicherweise die kumulativen 
gesundheitlichen Risiken.  

4.2.1  Nutzung und Weiterführung von Surveys  

Umwelt-, gesundheits- und sozialpolitische Konzepte sowie Strategien zur Vorbeugung 
und Behandlung von Krankheiten auf Bevölkerungsebene basieren auf aussagekräfti-
gen und belastbaren Daten. Neben Informationen zur Verbreitung einer Erkrankung 
sind exakte Kenntnisse über zugrunde liegende Einflussfaktoren und Ursachen not-
wendig, um Präventionsmaßnahmen abzuleiten.  

Surveys, wie sie mit der „Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in 
Deutschland (KiGGS)“ vorliegen, sowie die im Rahmen der Gesundheitsberichterstat-
tung des Bundes vom Robert Koch-Institut (RKI) durchgeführten themenbezogenen 
Querschnittserhebungen sind als Instrumente für Prävalenzanalysen sozialer Unter-
schiede in der umweltbezogenen Gesundheit von hohem Wert. Die national und inter-
national viel beachteten Daten des Kinder-Umwelt-Surveys (KUS)10 des Umweltbun-
desamtes belegen, wie wichtig es ist, Umwelt, Gesundheit und soziale Lage gemein-
sam zu betrachten. Die Ergebnisse des KUS zeigen, dass Kinder aus Familien mit 
unterschiedlichem Sozialstatus auch unterschiedlich stark Umweltbelastungen ausge-
setzt sind (Seiwert et al. 2008). Dem Vorteil der kurzen Laufzeit von Querschnittstudien 
mit einer repräsentativen Zufallsauswahl steht allerdings die eingeschränkte Möglich-
keit der gleichzeitigen Erhebung von Exposition und Wirkung (Gesundheitseffekten) zur 
Ursachenforschung gegenüber. Um eine Kausalitätsbeziehung zu stützen, sind die 
Mechanismen zu charakterisieren, die erklären, welche und wie Umweltexpositionen 
zur Entwicklung von gesundheitlichen Beeinträchtigungen und Krankheitssymptomen 
beitragen. 

 
                                                        

10 Der Kinder-Umwelt-Survey (KUS) ist ein Modul des Kinder- und Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) 
des Robert Koch-Instituts (RKI). Er wurde in den Jahren 2003-2006 vom Umweltbundesamt durchge-
führt. Er legt erstmalig repräsentative Daten zur Umweltbelastung der 3- bis 14-jährigen Kinder in 
Deutschland vor. Die Stichprobe des KUS bestand aus 1.790 Kindern aus 150 Erhebungsorten, die 
parallel auch am Kinder- und Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) teilgenommen haben. 
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Die Gesundheitssurveys des Robert Koch-Institutes (RKI) werden als eine der 
Komponenten im Gesundheitsmonitoring des RKI weitergeführt. Das Gesundheits-
monitoring des RKI umfasst drei Komponenten, mit denen parallel und aufeinander 
abgestimmten Längsschnitt- und Querschnittsdaten erhoben werden. Diese Kompo-
nenten sind: die Studie „Gesundheit in Deutschland aktuell (GEDA)“, die jährliche 
telefonische Befragungen bei Erwachsenen im Querschnitt durchführt; die Studie zur 
„Gesundheit Erwachsener in Deutschland (DEGS)“, die an den Bundesgesundheitssur-
vey 1998 anknüpft und im Längsschnitt Befragungen und medizinische Untersuchun-
gen erhebt sowie die Fortsetzung des „Kinder- und Jugendgesundheitsssurveys 
(KiGGS)“ als Kohortenstudie mit Befragung und medizinischer Untersuchung. Somit ist 
die kontinuierliche Beobachtung der gesundheitlichen Situation in Deutschland zu-
sammen mit der sozialen Lage sowohl im Längs- als auch im Querschnitt gesichert. 

Da die umweltbezogenen Fragestellungen bei dieser Studienkonzeption nicht aus-
reichend Beachtung finden, wird derzeit geprüft, ob eine Fortführung der Umwelt-
Surveys, also die Durchführung von umweltepidemiologischen bevölkerungsrepräsen-
tativen Querschnittsuntersuchungen, realisierbar ist. Darüber hinaus wird derzeit im 
Rahmen des Umweltforschungsplans des BMU ein Konzept für eine umweltepidemio-
logische Geburtskohorte unter Beachtung der Generationen-, Geschlechter- und 
sozialen Gerechtigkeit erarbeit. Auf internationaler, aber auch auf europäischer Ebene 
(seit 1991 laufende Kohortenstudie „European Longitudinal Study of Pregnancy and 
Childhood ELSPAC”) liegen bereits positive Erfahrungen mit Geburtskohorten vor. Ziel 
ist es unter anderem, bereits während der Schwangerschaft sowie in der postnatalen 
Phasen Lebensstilfaktoren und Expositionen zu dokumentieren, um Aussagen über die 
gesundheitliche Entwicklung der beobachteten Kinder über den gesamten Studienzeit-
raum geben zu können. 

Eine Geburtskohorte könnte unterschiedlichen Fachressorts qualitativ hochwertige 
Daten zu detaillierten Fragestellungen zur Verfügung stellen und würde für eine Viel-
zahl von Variablen Längsschnittanalysen aus einer Verlaufsperspektive ermöglichen. 
Darüber hinaus könnten bei einem modulartigen Aufbau Querbezüge zu unterschiedli-
chen Lebensbereichen hergestellt werden, die für umwelt- und gesundheitsbezogene 
Fragestellungen bedeutsam sind. Bezug nehmend auf die Erfahrungen der GINI-Ge-
burtskohorte11 sind die fachlich-methodischen Voraussetzungen als besonders gut 
einzuschätzen. 

4.2.2 Mehrebenenmodelle zur Erklärung sozialer Unterschiede in der Um-
weltqualität  

Zunehmende Disparitäten in den Lebensverhältnissen und Lebenslagen spiegeln sich 
in der Konzentration von Problemlagen in bestimmten Stadtgebieten bzw. Regionen 
wider (Zimmer-Hegemann et al. 2006; Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
2008).  

Die Differenzierung nach regionalen und individuellen Merkmalen sozialer und ge-
sundheitlicher Ungleichheit ist eine grundlegende Voraussetzung für die Formulierung 

                                                        
11 Bei der GINI-Kohorte („German Infant Nutritional Intervention-Program") handelt es sich um eine vom 
BMBF geförderte Follow-up Untersuchung (Rekrutierungsphase 9/95–12/97) zum Einfluss der Ernäh-
rung in den ersten Lebensmonaten auf die Entstehung von Allergien bei Kindern mit familiärer Vorbe-
lastung. Neuer Schwerpunkt der 10-Jahresuntersuchung ist Übergewicht. 
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bedarfsgerechter, zielgruppenorientierter und Regionen spezifischer Interventionsmaß-
nahmen. Mehrebenenmodelle erlauben neben der Identifizierung und Differenzierung 
von Expositionsquellen die Betrachtung von Veränderungen im Zeitverlauf. Sie be-
trachten die – möglicherweise sozial ungleiche – Verteilungen von Belastungen und 
Ressourcen von der gesellschaftlichen Makroebene (nationale bzw. supranationale) 
über die regionale Mesoebene (z. B. wohnortnahe Infrastruktur, ärztliche Versorgung) 
bis zur individuellen Mikroebene (direktes Wechselspiel zwischen Akteuren und Betrof-
fenen) (vgl. u. a. Schulz/Northridge 2004; Soobader et al. 2005). Sie ermöglichen damit 
die Verknüpfung von Umwelt-, Gesundheits- und Sozialdaten. Nicht zuletzt wegen der 
unzureichenden Datenlage sowie der Komplexität der Beziehungen steht jedoch eine 
Quantifizierung des Anteils gesundheitlicher Ungleichheit aus, der durch ungleiche 
Umweltbelastungen und -ressourcen bedingt ist. Die WHO hat im Rahmen ihrer Vorbe-
reitungen auf die Ministerialkonferenz 2010 in Parma im Jahr 2009 ein differenziertes 
Modell vorgelegt, das auf die komplexen Mechanismen und Zusammenhänge zwi-
schen sozial benachteiligten Lebenslagen und sozialen Unterschieden in den Schad-
stoffexpositionen fokussiert (WHO 2009b).  

Um sozialräumliche Ungleichverteilungen von Gesundheit bzw. Gesundheitschan-
cen zu untersuchen, sind Datengrundlagen erforderlich, die individuelle Belastungs-
merkmale (Gesundheitsverhalten, sozialer Status, etc.) im Zusammenhang mit lokalen 
Lebensverhältnissen und Umweltqualitäten (z. B. Infrastrukturversorgung im Bereich 
Gesundheit, Verkehr, Konsum, Verfügbarkeit von Grünräumen) abbilden (vgl. u. a. 
Mielck 2007). Auf der Basis von Mehrebenenmodellen und über die Bildung kleinräu-
miger Cluster kann zum Beispiel ermittelt werden, ob und in welchem Ausmaß die zu 
beobachtenden gesundheitlichen Ungleichheiten durch Merkmale auf individueller 
beziehungsweise auf kleinräumiger Ebene der Lebensverhältnisse zu erklären sind 
(Diez Roux 2004).  

4.2.3 Effekte der Bevölkerungszusammensetzung (compositional effect) und 
Effekte der regionalen Umwelt (contextual effect)  

Obwohl in den vergangenen Jahren verschiedene Wissenschaftsdisziplinen die Fokus-
sierung auf räumliche bzw. sozialräumliche Ansätze befördert haben („spatial turn“) 
(Lenz 2007), sind wissenschaftliche Untersuchungen mit Kontextbezug („neighborhood 
effects“) bislang vor allem in den USA verbreitet. In Deutschland gibt es bisher nur 
wenige Studien, die sozialräumliche Verteilungsstrukturen und daraus resultierende 
gesundheitliche Ungleichheiten konzeptionell in Analysen einbeziehen.  

Von besonderer Bedeutung ist es, zwischen den „Effekten der Bevölkerungszu-
sammensetzung“ (englisch: compositional effect) und den Effekten der regionalen 
Umwelt (englisch: contextual effect) zu unterscheiden. Da Menschen mit niedrigem 
Bildungsstand und/oder geringem Einkommen zumeist einen schlechteren Gesund-
heitszustand aufweisen, kann eine regionale Konzentration dieser Personen auch zu 
einer regionalen Häufung von Mortalität und Morbidität führen (Mielck 2007). Der 
„Effekt der regionalen Umwelt“ beschreibt im Unterschied hierzu, dass auch Merkmale 
der Region selbst einen Einfluss auf den Gesundheitszustand der Bewohnerinnen und 
Bewohner ausüben können, unabhängig von den individuellen Merkmalen. Beispielhaft 
ist hier die Belastung der Umweltmedien Boden, Wasser oder Luft zu nennen. Sind 



 Kapitel 4 42

vorliegende Belastungen sehr hoch, so können sie einzeln, in Verbindung mit anderen 
umweltbezogenen Belastungen sowie in Kombination mit soziostrukturellen Benachtei-
ligungen den Gesundheitszustand der exponierten Personen nachhaltig beeinträchti-
gen (Bolte/Kohlhuber 2006, 2008; Mielck 2007).  

Sozioökonomische Faktoren stellen in epidemiologischen Studien bedeutsame Ein-
flussvariablen dar (vgl. Kohlhuber/Bolte 2006). Die Verwendung einzelner Indikatoren, 
wie beispielsweise die aktuelle Einkommenshöhe, ist jedoch in der Regel unzurei-
chend, um den sozioökonomischen Status adäquat zu erfassen, da nicht alle wichtigen 
Dimensionen abgebildet werden. In Berlin beispielsweise hat sich im Rahmen des 
Sozialstrukturatlas12 der verwendete Sozialindex aus Daten zur Arbeitslosigkeit, zum 
Sozialhilfebezug, zur Lebenserwartung, zur vorzeitigen Sterblichkeit, zu Bildungs- und 
Ausbildungsstruktur, zu Einkommenslagen und zur demographischen Struktur bewährt, 
um die Entwicklung der sozialen und gesundheitlichen Lage der Bevölkerung auf einer 
kleinräumigen Ebene im Zeitverlauf zu beobachten und zu dokumentieren. Bremen 
folgt dem englischen Vorbild einer Messung des 'sozialen Status einer Region' mit Hilfe 
eines regionalen Benachteiligungsindex13. Auch Arbeiten wie die von Fairburn et al. 
(2009), die für die Region Yorkshire den bislang verwendeten Deprivations-Index 
weiterentwickelt haben, sind richtungsweisend für kleinräumige Analysen sozialer 
Benachteiligung.  

Die Unterscheidung zwischen regionalen und individuellen Merkmalen ist zur Ablei-
tung möglichst praxisnaher Interventionsvorschläge notwendig, aber auch aus wissen-
schaftlicher Perspektive hilfreich. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
individuelles Gesundheitsverhalten maßgeblich durch die Lebensumstände festgelegt 
ist (Jackson 2003).  

4.2.4 Von der deskriptiven Forschung zur Interventionsforschung  

Bislang liegen fast ausschließlich deskriptive Forschungsbefunde im Kontext von 
Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage vor, was im Wesentlichen auf die fehlende 
Verfügbarkeit der notwendigen Datenquellen aus Primäranalysen zurückgeht. Deskrip-
tive Studien sollten auch künftig ihren festen Platz haben. Sie dokumentieren soziale 
und räumliche Disparitäten in der Umweltqualität und sind daher die Basis für die 
Formulierung prioritärer Handlungsfelder, aber auch für die Weiterentwicklung von 
Forschungsfragen. 

Welchen Verlauf die Debatte Umwelt, Gesundheit und soziale Lage in Deutschland 
und in Europa nehmen wird, hängt wesentlich davon ab, inwieweit es gelingt, die 
deskriptive Ebene zu verlassen und zu einer anwendungsorientierten Forschung zu 
gelangen, die qualitative und quantitative Methoden integriert. Beispiele für erforderli-
che Neuausrichtungen in der Forschung liegen, zum Beispiel mit den Ansätzen einer 
partizipativen, beteiligungsorientierten „Community Forschung“ aus den angloamerika-

                                                        
12 Projektgruppe Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung (2008): Rahmenstrategie Soziale Stadt-
entwicklung – auf dem Weg zu einer integrierten Stadt(teil)entwicklung in Berlin. Ergebnisbericht März 
2008. Anlage zum Senatsbeschluss vom 20.05.2008. Im Auftrag der Staatssekretärs-Lenkungsrunde 
Soziale Stadtentwicklung. 
13 Der Bremer Benachteiligungsindex basiert auf der Ermittlung der sozialen Benachteiligung (Benach-
teiligungsindex) einzelner Ortsteile über 24 Einzelindikatoren (Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, 
Jugend und Soziales 2006).  
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nischen Ländern vor. Möglichkeiten der Übertragung dieser Ansätze auf deutsche 
Verhältnisse liefert die Sozialraumforschung, in deren Methodeninventar sozialräumlich 
ausgerichtete Analyse- und Beteiligungsmethoden eine große Rolle spielen (z. B. 
Sozialraumerkundung mit Kindern und Jugendlichen, Lebensweltanalysen). Besonde-
res Kennzeichen ist die Analyse von sozioökonomisch benachteiligten Lebensverhält-
nissen auf Stadtteilebene aus der Perspektive der Wohnbevölkerung bzw. durch unmit-
telbare Beteiligung der Bewohnerinnen und Bewohner sowohl an der Problemdefinition 
als auch an der Entwicklung von Handlungsansätzen und Umsetzung von Interventi-
onskonzepten (z. B. Deinet 2008; May/Alisch 2008). Es handelt sich dabei überwie-
gend um „integrierte Praxisforschung“, die empirische Forschung, Theorieentwicklung 
und praxisbezogene Konzeptentwicklung miteinander verbindet und auf diese Weise 
auch neue Wege für den ansonsten oft langwierigen Theorie-Praxis-Transfer erschließt 
(Spatscheck 2008). 

Die Forschungslage zu konkreten Interventionen, die auf die Reduzierung gesund-
heitlicher Ungleichheit ausgerichtet sind, ist derzeit eher lückenhaft (Macken-
bach/Bakker 2003). Nur eine anwendungsorientierte Begleitforschung kann die Effekti-
vität und Effizienz erfolgreicher Interventionsstrategien im Sinne einer Prozess- und 
Ergebnisevaluation belegen. Der aktiven Beteiligung und Einbeziehung betroffener 
Bevölkerungsgruppen in wissenschaftliche Studien ein zunehmender Stellenwert 
eingeräumt. Unter der Bezeichnung „Action Research“ hat sich, vor allem in den USA, 
eine neue Art „demokratischer Wissenschaft“ oder „street science“ etabliert (Corburn 
2005). Sie findet sich vorwiegend in Stadtentwicklungs- und Sanierungsprogrammen 
zur Aufwertung von Wohnquartieren und Stadtteilen, aber auch in Studien zu klassi-
schen Belastungsfaktoren wie Luftschadstoffen oder Lärm (Sze 2007). Mit dieser 
Ausrichtung hat sich der wissenschaftlich-empirische Fokus in den USA verlagert. Statt 
einer isolierten Risikobewertung gilt das Interesse kumulativen Wirkungen unterschied-
lichster Expositionsquellen unter Berücksichtigung sozial differenzierter Lebensverhält-
nisse.  

4.2.5  Einsatz von Human-Biomonitoring 

In der Umweltmedizin steht das Instrument des Human-Biomonitorings (HBM) zur 
Verfügung. HBM untersucht Körperflüssigkeiten (z. B. Blut, Urin) oder -gewebe bei 
Einzelpersonen oder Bevölkerungsgruppen hinsichtlich vorhandener Belastungen mit 
Schadstoffen. HBM stellt fundierte Informationen zur inneren Schadstoffbelastung, 
deren zeitlicher Variabilität und den zugrunde liegenden Risikofaktoren bereit. Über 
HBM generierte Referenzwerte für die Gesamtbevölkerung sind für die Beobachtung 
zeitlicher Trends, die Evaluierung der Effizienz von Umweltmaßnahmen sowie für 
regulatorische Prozesse besonders bedeutsam. Politischen Entscheidungsträgern 
dienen HBM-Befunde als Handlungsgrundlage für Planung, Steuerung und Kontrolle 
von umwelt- und gesundheitspolitischen Maßnahmen.  

Die mögliche Nutzung von HBM-Daten als Surveillance-Instrument in der gesund-
heitsbezogenen Umweltbeobachtung des Bundes (GUB) ist besonders hervorzuheben. 
Eine frühzeitige Identifizierung von Risikogruppen und räumlichen (Krankheits-)Clustern, 
die mit ungleichen umweltbezogenen Expositionen in Verbindung stehen, könnte auf 
diesem Wege realisiert werden und zur Klärung möglicher Zusammenhänge von 
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Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage beitragen. In den aktuellen HBM-Aktivitäten 
spielen Aspekte sozialer Ungleichheit auf europäischer und internationaler Ebene 
bislang nur eine untergeordnete Rolle. Zukünftig sollte untersucht werden,  
! welche Personengruppen von den gesundheitlichen Folgen bestimmter Umweltex-

positionen betroffen sind bzw. welche besondere Anfälligkeit und Belastungskon-
stellationen bei diesen Personen vorliegen, 

! ob sozioökonomisch benachteiligte, bildungsfernere Bevölkerungsgruppen in 
Studienkollektiven adäquat repräsentiert sind und 

! welchen konkreten Nutzen Monitoring-Programme in präventiver Hinsicht und 
damit im Sinne des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes für sozial benach-
teiligte Bevölkerungsgruppen haben (können).  

Die Position Deutschlands auf dem Gebiet des HBM auf EU-Ebene kann durch die 
Anknüpfung an den aktuellen Diskurs zu Umwelt, Gesundheit und soziale Lage nach-
haltig gestärkt werden. Mit der erweiterten Perspektive auf sozialräumliche Expositions- 
und Belastungsunterschiede können neue Akzente im Zuge der HBM-Harmonisierung 
in der EU gesetzt werden. Die Arbeit des Flämischen Zentrums für Umwelt und Ge-
sundheit14 bietet Orientierung für ein solches Vorhaben. Dort werden regelmäßige 
HBM-Untersuchungen und räumliche Kartierungen unter Einbeziehung sozialwissen-
schaftlicher Expertise mit dem Fokus auf sozial Benachteiligte und zugleich umweltbe-
lastete Gebiete vorgenommen. Auch für Deutschland ist ein nationales HBM-Programm 
in Erwägung zu ziehen, das in Rückkopplung mit den Aktivitäten auf EU-Ebene einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Datenverfügbarkeit leisten kann.  

4.3 Umweltmedizinische Bewertung der sozialräumlichen Unterschiede in 
der Umweltqualität 

Aus dem Zusammenhang von niedrigem Sozialstatus und beeinträchtigter Umweltqua-
lität ist aus umweltmedizinischer Perspektive ein potenziell höheres Gesundheitsrisiko 
abzuleiten, das sich in einer Vielzahl von körperlichen Reaktionen äußern kann. Multi-
faktorielle Erkrankungen mit Umweltbezug (z. B. Allergien, Atemwegserkrankungen), 
Erkrankungen mit unklarer Umweltbeteiligung (z. B. Gen-Umwelt-Interaktionen bei 
Krebserkrankungen) kennzeichnen das Spektrum umweltassoziierter Krankheiten 
sowie umweltbezogener funktioneller Syndrome15 und Befindlichkeitsstörungen. Ihre 
Diagnostik und Bewertung benötigt ein umfassendes Instrumentarium wie Expositions-
anamnese, Ortsbegehungen, Umgebungsmonitoring und HBM. Vordringliche Aufgabe 
ist unter präventivmedizinischen Gesichtspunkten die Bewertung des gesundheitlichen 
Risikos einer Exposition. Sie ist Voraussetzung, um zielgruppenspezifische präventive 
Maßnahmen und beispielsweise Grenzwertanpassungen abzuleiten. Als Forschungs- 
und Anwendungsgebiet kommt der primärpräventiv ausgerichteten, bevölkerungsorien-
tierten Umweltmedizin16 eine besondere Bedeutung zu. Für die Verbesserung des 

                                                        
14 http://www2.vlaanderen.be/ned/sites/weten/steunpunten/index.html (in Niederländisch) 
http://www.milieu-en-gezondheid.be/  
15 Zu nennen sind zum Beispiel Multiple Chemical Sensitivity (MCS), Chronisches Erschöpfungs-
syndrom (CFS) sowie das Sick Building Syndrom (SBS).  
16 Die Umweltmedizin wird in präventive und klinische Umweltmedizin unterteilt. Während letztere  
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umweltbezogenen, soziallagenorientierten Gesundheitsschutzes in Deutschland hätte 
eine bundesweit flächendeckende Einrichtung und Vernetzung von Beobachtungsge-
sundheitsämter, wie sie zum Beispiel in Baden-Württemberg etabliert sind, wegweisen-
den Charakter.  

Die kurativen umweltmedizinischen Versorgungsstrukturen sind in der Bevölkerung 
vielfach nur unzureichend bekannt. Durch die Unübersichtlichkeit von Beratung und 
Behandlung besteht die Gefahr, dass Versorgungsbedarfe unberücksichtigt bleiben 
und bestimmte Bevölkerungsgruppen (z. B. mit geringerer Informationskompetenz) 
nicht erreicht werden. Die Inanspruchnahme umweltmedizinischer Beratung und Be-
handlung ist unter diesen Voraussetzungen deutlich erschwert. Mittel- und langfristig ist 
es daher erforderlich, die zahlreichen individual- und bevölkerungsmedizinischen 
Angebote stärker zu vernetzen und durch vorsorgende, präventive und gesundheitsför-
dernde Ansätze zu erweitern. Notwendig ist die Etablierung regionaler Angebote, die 
bildungsferne und sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen als potenzielle Zielgrup-
pen ansprechen.  

4.4 Zusammenfassende Einschätzung des Forschungsbedarfs 

Die bereits vorliegenden empirischen Befunde zum Themenfeld Umwelt, Gesundheit 
und soziale Lage liefern wichtige Anknüpfungspunkte für die Strategieentwicklung 
sowie für die Umsetzung und Evaluation von Maßnahmen zur Verbesserung der Chan-
cengleichheit in der Teilhabe an Umweltqualität. Ein erster Schritt auf europäischer und 
auf bundesdeutscher Ebene wäre die Zusammenstellung und Systematisierung der in 
den verschiedenen Disziplinen vorliegenden Befunde zu Teilfragen aus dem Themen-
feld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage. Die Probleme der lückenhaften Evidenzba-
sis könnten so verringert und gleichzeitig weitere Anknüpfungspunkte für die Entwick-
lung von Handlungsstrategien identifiziert werden. 

Parallel zur Intensivierung der Forschungsbemühungen zu den Ursachen, Wech-
selwirkungen und Folgen einer sozial ungleichen Verteilung von Umweltbelastungen 
und -ressourcen sollten Maßnahmen insbesondere zum Schutz besonders belasteter 
und empfindlicher Bevölkerungsgruppen ergriffen werden. In Hinblick auf die Umset-
zung zielgruppenspezifischer Interventionen spielen die nachfolgend aufgeführten 
Forschungsfelder eine wichtige Rolle: 
! Expositionserfassung auf der Basis von Mehrebenenmodellen und mit Hilfe von 

Geoinformationssystemen (GIS), 
! Weiterentwicklung des Human-Biomonitoring (HBM) zur Charakterisierung von 

Expositionswegen unter besonderer Berücksichtigung sozialer Faktoren), 
! Durchführung von Primärstudien und Surveys (anknüpfend an die Umweltsurveys) 
! Sekundäranalyse vorhandener Datenbestände (z. B. Kinder-Umwelt-Survey (KUS) 

des Umweltbundesamtes), 
! Identifizierung von besonders exponierten und vulnerablen Bevölkerungs-

(sub)gruppen, 

___________________________________________________________________ 
einem individualmedizinischen Ansatz folgt, ist der präventiv ausgerichtete, nicht-kurative Zweig 
bevölkerungsbezogen ausgerichtet.  
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! Implementierung einer Geburtskohorte (zur Ermittlung von sozialen und räumlichen 
Unterschiede in der Betroffenheit durch Umweltrisiken aus einer Lebenslaufper-
spektive), 

! Ergänzung quantitativ ausgerichteter Studien um qualitative Elemente, 
! Berücksichtigung kumulierender Expositionen (z. B. Lärm, Luft, Chemikalien), 
! Untersuchung der Effektmodifikation (zur Beschreibung des Einflusses von sozialer 

Lage und Kontextfaktoren des Wohnumfeldes auf die Anfälligkeit verschiedener 
Bevölkerungsgruppen für umweltassoziierte Erkrankungen), 

! Verknüpfung von Daten zur Expositionsvariation mit Informationen zu Gesund-
heitseffekten, 

! Erweiterung der pathogenetischen Perspektive um die Bedeutung gesundheitsför-
derlicher Umweltfaktoren in Verbindung mit der sozialen Lage, 

! Gesundheitsbezogene Risikobewertung der sozialen und räumlichen Unterschiede 
in der Umweltqualität. 
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5 Innenraumqualität im Kontext von Umwelt, Gesundheit und 
sozialer Lage  

5.1 Wohn(ungs)qualität 

Bereits im 19. Jahrhundert haben führende Hygieniker den Einfluss der Wohnqualität 
auf die Gesundheit der Menschen im Kontext der sozialen Lage thematisiert. Traditio-
nell – und dies gilt auch für die angloamerikanischen Länder – liegt der Fokus auf dem 
Wohnumfeld und den hier lokalisierten Belastungsquellen Boden, Wasser, Luft und 
Lärm, mangelnden Grün- und Erholungsräumen sowie Kriminalität und Vandalismus. 
Geht man davon aus, dass die Umweltqualität eng mit der Sozialstruktur des jeweiligen 
Stadtteils korreliert und ein niedriger Sozialstatus häufig mit einer Wohnsituation in 
belasteten Wohnquartieren einhergeht, ist zu vermuten, dass sich soziale Unterschiede 
auch in der Wohninnenraumqualität widerspiegeln. Je niedriger das Haushaltseinkom-
men, desto geringer sind die finanziellen Ressourcen, die in Ausgaben für Wohnung 
und Wohnungsausstattung investiert werden können.  

Von Interesse sind im Folgenden alle gesundheitsrelevanten Belastungen, die im 
Wesentlichen durch die Anreicherung von Schadstoffen im Innenraum entstehen. Sie 
gehen unter anderem auf bauliche Gegebenheiten und Nutzergewohnheiten (Heizen, 
Kochen, Lüften, Rauchen) zurück. 

Problemanalyse 
Die Europäische Kommission hat in Zusammenarbeit mit dem WHO-Regionalbüro für 
Europa im Juli 2009 erstmals Leitlinien zu Feuchtigkeit und Schimmel in Wohninnen-
räumen vorgelegt. Weitere Leitlinien zu anderen Komponenten der Raumluftqualität 
befinden sich in Bearbeitung (WHO 2009a). Sozioökonomische Unterschiede und 
prekäre Lebensverhältnisse werden in den Leitlinien der WHO jedoch nur wenig be-
rücksichtigt, obwohl die Forschungslage ein konsistentes Bild bezüglich der Bedeutung 
sozialer Faktoren für die Innenraumqualität zeichnet. Die Ergebnisse der von 2002 bis 
2003 auf Initiative der European Housing and Health Task Force der WHO in acht 
europäischen Städten durchgeführte Studie LARES (Large Analysis and Review of 
European Housing and Health Status) bestätigen, dass Wohnungen von Haushalten 
mit niedrigem Sozialstatus häufig gesundheitsbeeinträchtigende Wohnungsmängel 
(z. B. Feuchtigkeit und Schimmel, undichte Dachkonstruktionen, unzureichende Heiz-
systeme, veraltete Leitungssysteme) aufweisen (WHO 2006b). Ein Zusammenhang 
von niedrigem Sozialstatus und dem Auftreten von Feuchteschäden und Schimmelpilz-
befall in Wohnungen konnte in verschiedenen Studien belegt werden (z. B. Chen et al. 
2007; Shenassa et al. 2007; Gesundheitsamt Bremen 2007). Im Kinder-Umwelt-Survey 
(KUS) des Umweltbundesamtes waren ca. 10 % der untersuchten Kinder mindestens 
gegenüber einem der untersuchten Schimmelpilzarten sensibilisiert (Kolossa et al. 
2006; Szewzyk et al. 2009). Dies ist aus pädiatrischer, umwelt- und präventivmedizini-
scher Sicht umso bedeutsamer, da im KUS auch das Vorkommen von Sensibilisierun-
gen gegenüber Schimmelpilzen erfasst wurde, die bisher in routinemäßig eingesetzten 
Allergietests nicht enthalten sind. Neben den biologischen Innenraumschadstoffen 
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stehen Duftstoffe (Moschusverbindungen), Weichmacher (Phthalate) und Flamm-
schutzmittel im Fokus des gesundheitlichen Verbraucherschutzes (EPA 2006, 2008). 
Sie können insbesondere für vulnerable Personengruppen wie Ältere, Immunsuppri-
mierte, Schwangere, Säuglinge und Kleinkinder mit langer Aufenthaltsdauer in Innen-
räumen ein besonderes Gesundheitsrisiko bedeuten.  

Zusammenhänge zwischen Schadstoffbelastungen und sozioökonomischen Fakto-
ren konnten durch den KUS zum Teil bestätigt werden. Kinder mit niedrigem Sozialsta-
tus hatten die vergleichsweise höchsten mittleren Bleigehalte im Blut (Becker et al. 
2007). Darüber hinaus zeigte sich eine deutlich höhere Exposition gegenüber Tabak-
rauch für Kinder in Haushalten mit niedrigem Sozialstatus. Die Höhe der Passivrauch-
belastung war mit dem Rauchverhalten der Mutter positiv korreliert (Schulz et al. 2007; 
Seiwert et al. 2008). Höhere Benzolgehalte konnten in der Kinderzimmerluft bei Kin-
dern mit niedrigem Sozialstatus im Vergleich zu Kinder mit mittlerem und hohem Sozi-
alstatus nachgewiesen werden (Becker et al. 2007). Haushaltsprodukte mit fraglichem 
Mehrwert (Desinfektionsmittel, chlorhaltige Sanitärreiniger, Weichspüler) und hohem 
Chemikaliengehalt wurden von Familien mit niedrigem Sozialstatus im Alltag häufiger 
genutzt (Seiwert et al. 2008)  

Bemerkenswert war die höhere korporale Belastung von Kindern aus sozioökono-
misch besser gestellten Haushalten mit polychlorierten Biphenylen (PCB) und Dichlor-
diphenyldichlorethylen (DDE). Die Ursachen für die korporale Belastung werden in 
einer vergleichsweise längeren Stillperiode bei den Müttern vermutet (Seiwert et al. 
2008; Bunge/Seiwert 2009). Die Ergebnisse belegen zudem ein höheres Risiko für die 
Entwicklung einer allergischen Erkrankung in Familien mit höherem sozioökonomi-
schen Status und einem höheren Bildungsgrad der Mutter.  

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen  
Die Ergebnisse des Kinder-Umwelt-Survey (KUS) des Umweltbundesamtes (UBA) 
(u. a. Becker et al. 2007; Kolossa et al. 2006; Schulz et al. 2007; Seiwert et al. 2008) 
wie auch anderer umweltepidemiologischer Studien (vgl. Fisk et al. 2007) begründen 
die Notwendigkeit weitergehender umweltmedizinischer Analysen. Um die Ursachen 
und die mit Innenraumfaktoren assoziierten gesundheitlichen Folgen (z. B. Allergen-
sensibilisierung) weiter aufzuklären, ist die Konzeption einer Geburtskohorte sinnvoll, 
die die jeweiligen Altersgruppen in verschiedenen Lebensumwelten und sozialen 
Lebenslagen berücksichtigt. Dafür spricht auch die höhere Vulnerabilität des kindlichen 
Organismus gegenüber Schadstoffen. Vor allem die gestiegenen Prävalenzen von 
Allergien und Atemwegskrankungen (z. B. chronische Bronchitis, Asthma bronchiale) 
bei Kindern (Kurz/Riedler 2003; Asher et al. 2006) markieren einen umwelt- und ge-
sundheitspolitischen Präventionsbedarf.  

Da Personen mit niedrigem sozioökonomischen Status häufiger in defizitären 
Wohn- und Wohnumfeldverhältnissen leben, wird die Wohnung zu einem vordringli-
chen Interventionsfeld (u. a. Krieger et al. 2002). Eine zielgruppenspezifische Aufklä-
rung über umweltbezogene gesundheitliche Risiken (z. B. Feuchtigkeit und Schimmel, 
Schädlingsbefall, Pestizidrückstände, Tabakrauch) ist eng verbunden mit dem Ziel, 
umweltassoziierte gesundheitliche Ungleichheiten zu reduzieren. Bedarf besteht auch 
für die größer werdende Zahl immobiler Älterer, die auf adäquate Wohnbedingungen 
angewiesen sind. Für die zunehmende Zahl von Haushalten in prekären Lebensver-
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hältnissen sind innovative, aufsuchende Angeboten zu etablieren, die nicht allein auf 
Beratung setzen, sondern darüber hinaus konkrete alltagspraktische Hilfen geben. Zu 
intensivieren ist die Zusammenarbeit kommunaler Akteure wie dem Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst (ÖGD), der Jugendhilfe und den Sozialdiensten, Wohnungsbaugesell-
schaften und Mietervereinen sowie niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten. Eine 
stärkere Berücksichtigung vorliegender Leitfäden zum Umgang mit Schimmelpilz-
wachstum in Innenräumen (Umweltbundesamt 2002) sowie die Übertragung bereits 
vorhandener Beratungskonzepte zum Thema „Schadfaktoren in Innenräumen“ auf 
andere gesundheitsrelevante Handlungsfelder im Bereich Wohnen (z. B. Lärm-, Pas-
sivrauchbelastung) ist zu fördern. 

Praxisansätze 

Praxisansatz (1) 
Sozialräumlich ausgerichtete Interventionsprogramme, die speziell auf sozial belastete 
Familien und Familien mit sehr kleinen Kindern fokussieren, werden gegenwärtig in 
Deutschland verstärkt umgesetzt. Grundlage bildet zum Beispiel das „Nationale Zent-
rum Frühe Hilfen“. Die Früherkennung von familiären Belastungen und Risiken für das 
Kindeswohl steht im Vordergrund. Die Projektvorhaben zum Handlungsfeld „Frühe 
Hilfen“ (z. B. „Familienhebammen“) sind primär an sozialen und gesundheitsbezogenen 
Problemlagen orientiert und in „sozialen Brennpunktstadtteilen“ tätig. Die Verantwortli-
chen sehen vor Ort in den Familien vielfach schlechte Wohnungs- und Wohnumfeldbe-
dingungen, die jedoch nicht im Fokus der Arbeit stehen. Zudem sind Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Kinder- und Jugendhilfe oder Familienhebammen, die in engem 
Kontakt mit den Familien stehen und Hausbesuche durchführen, für umweltbezogene 
Gesundheitsrisiken wenig bis gar nicht sensibilisiert. Beispielsweise werden die Quali-
tät der Wohnungsausstattung ebenso wie bauliche Mängel, schlechte Innenraumluft, 
hygienische Zustände als außerhalb des eigenen Zuständigkeitsbereiches wahrge-
nommen. Orientierung für die erforderliche Sensibilisierung und Aufklärung dieser 
Berufsgruppen bietet unter anderem das „Weiterbildungs-Curriculum zur Präventions-
assistentin in der Kinder- und Jugendmedizin“17. Fortbildungsangebote, die auch für 
Hausbesuche qualifizieren, können dazu beitragen, das Verständnis für potenzielle 
Belastungsfaktoren in Innenräumen zu erhöhen und präventive Potenziale auszu-
schöpfen.  

In den USA werden bereits seit langem „Environmental Health Nurses“ ausgebildet, 
um im Hinblick auf umweltbedingte Gesundheitsrisiken und -belastungen Unterstüt-
zungsleistungen in Wohnquartieren mit vielfältigen sozialen Problemlagen und in 
Betrieben vor Ort anzubieten.  

Das vom Bundesumweltministerium (BMU) und Umweltbundesamt (UBA) geförder-
te Projekt „Umweltgerechtigkeit – von Geburt an“ schlägt einen ähnlichen Weg ein. Das 

                                                        
17 Das Modellprojekt wurde 2002/2003 vom Netzwerk Kindergesundheit und Umwelt e.V. im Rahmen 
eines vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) geförderten Vorhabens entwickelt. Es umfasst 
eine Fortbildung für medizinische Assistenzberufe (zum Beispiel Kinderkrankenschwestern und -pfleger; 
Arzthelferinnen und -helfer) in Kinderarztpraxen. Eine wesentliche Aufgabe der Präventionsassistentin-
nen und -assistenten ist die präventive Beratung von Eltern und Betroffenen zu umwelt(mit)bedingten 
oder -beeinflussten Erkrankungen bei Kindern und Jugendlichen im Rahmen von Vorsorgeuntersu-
chungen (Lob-Corzilius 2005). Weitere Informationen unter: http//:www.netzwerk-kindergesundheit.de.  
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im März 2009 gestartete Projekt des Vereins Women in Europe for a Common Future 
(WECF) e.V. umfasst Angebote und Informationen für werdende und junge Eltern zur 
gesundheitsförderlichen Gestaltung des häuslichen Wohnraums für ihre Neugebore-
nen. Mit der Ausrichtung auf werdende Eltern mit niedrigem Sozialstatus berät der 
Verein in Kooperation mit verschiedenen Einrichtungen in sozial benachteiligten Stadt-
vierteln in Berlin und München junge Familien über umweltbedingte Gesundheitsrisiken 
(z. B. Schimmelpilzbildung und Wohnungsfeuchte, Einsatz von umwelt- und gesund-
heitsbelastenden Alltagsprodukten). Zusätzlich werden Schulungen für Multiplikatorin-
nen (u. a. Hebammen, Stadtteilmütter) durchgeführt. Die Entwicklung eines Multiplika-
torenleitfaden soll bundesweit andere Projektträger in vergleichbaren Arbeitsfeldern 
unterstützen.  

Die vom WECF betriebene Internetseite „Nestbau“ (http://www.nestbau.info/) infor-
miert mit einem interaktiven Spiel in sieben Sprachen werdende und junge Eltern über 
die gesundheitsgerechte und umweltverträgliche Gestaltung des Kinderzimmers und 
der häuslichen Wohnumwelt. Die Besucher und Besucherinnen der Internetseite kön-
nen eine virtuelle „Sicherheitstour“ durch das Kinderzimmer machen. Sie erhalten dabei 
Antworten auf Fragen zu Themen wie Renovieren, Einrichtungsgegenstände, Sicher-
heit, Raumklima und Unfallrisiken. Informationen über Produktkennzeichnungen, 
sicherheitsrelevante Aspekte und Hinweise auf vermeidbare Schadstoffe sollen den 
werdenden Eltern Konsumentscheidungen erleichtern und Orientierungshilfen in der 
Produktauswahl bereitstellen. Im Hinblick auf sozial benachteiligte Bevölkerungsgrup-
pen ist jedoch zu berücksichtigen, dass beispielsweise ein fehlender Internetzugang 
und eine fehlende zielgruppenspezifische Ansprache eine Zugangsbarriere darstellen. 

Praxisansatz (2)  
Als Reaktion auf Feuchteschäden und Schimmelbelastungen in Innenräumen gibt es 
zunehmend Beratungsangebote für Betroffene. Das Spektrum an schriftlichen Ratge-
bern mit praktischen Empfehlungen zur Erfassung und Bewertung sowie zur Vermei-
dung und Beseitigung von Schimmelpilzen durch Feuchteschäden in Innenräumen ist 
groß (z. B. UBA 2002). In Hinblick auf die unterschiedlichen Zielgruppen liegen zahlrei-
che Broschüren mittlerweile in verschiedenen Sprachen vor. So ist beispielsweise der 
vom Umweltbundesamt veröffentlichte Ratgeber „Hilfe! Schimmel im Haus“ (Umwelt-
bundesamt 2006) seit 2008 in türkischer Sprache verfügbar.  

Die Bundesländer Hamburg, Baden-Württemberg und Bremen haben in den ver-
gangenen Jahren jeweils ein „Netzwerk Schimmelberatung“ etabliert.18 Die beteiligten 
Netzwerkakteure beantworten bauphysikalische und mietrechtliche Fragen, vermitteln 
qualifizierte Schadenssanierer und geben Hilfestellung im Falle gesundheitlicher Be-
schwerden. Die Unterstützung einkommensschwacher Haushalte ist eine vordringliche 
Aufgabe der Beratungsstellen. In erster Linie soll vermieden werden, dass fehlende 

                                                        
18 Mitglieder des 2005 gegründeten Netzwerks „Bremer Netzwerk Schimmelberatung“: Bremer Umwelt 
Beratung, Gesundheitsamt Bremen, Eigentümerschutz-Gemeinschaft Haus & Grund, Mieterverein 
Bremen, Verbraucherzentrale Bremen, Berufsverband Deutscher Baubiologen 
http://www.bremer-netzwerk-schimmelberatung.de/schimmeltipps.html 
Regionalverband Umweltberatung Nord e.V.: 
http://www.umweltberatung-nord.de 
Netzwerk Schimmelpilzberatung Baden-Württemberg: 
http://www.gesundheitsforum-bw.de/servlet/PB/menu/1232575/index.html?ROOT=1133583 
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Finanzressourcen die Inanspruchnahme von Schimmelpilz- oder Feuchtemessungen 
verhindern oder aufgrund fehlender Informationen erforderliche medizinische Untersu-
chungen unterbleiben. Niedrigschwellige Angebote ohne langfristige Terminabsprachen 
und großzügige Öffnungszeiten sowie das Angebot, die Betroffenen in ihrer Wohnung 
aufzusuchen, haben sich als akzeptanz- und vertrauensbildende Maßnahmen bewährt 
(Lehmann et al. 2007). Die Auswertung von Beratungsanfragen und Wohnungsbege-
hungen des Gesundheitsamtes Bremen bestätigen enge Zusammenhänge zwischen 
Feuchteschäden in Wohnungen und niedrigem sozialem Status. Die Ergebnisse zeigen 
die Notwendigkeit kostenloser, niedrigschwelliger und zugleich unabhängiger Bera-
tungsangebote, die sich an Haushalte in sozial prekären Lebensverhältnissen richten 
(vgl. Gesundheitsamt Bremen 2008).  

Die seit 2001 bestehende „Bielefelder Kooperationsgemeinschaft zu Schimmel-
schäden in Gebäuden"19 erprobte und evaluierte in einem Pilotprojekt ein neues Kon-
zept zur „Schlichtungsberatung von Schimmelschäden in Wohnräumen“. Das Angebot 
einer interdisziplinären, außergerichtlichen Fallbearbeitung zu strittigen Ursachenfragen 
bei Schimmelschäden richtet sich an betroffene Mieterinnen und Mieter sowie Vermie-
ter und Vermieterinnen. In einer moderierten Schlichtungsberatung werden strittige 
Schadensfälle gemeinsam mit allen Beteiligten beraten und durch Ortsbegehungen 
fachlich bewertet. Die Schadensursachen werden geklärt, der Konflikt wird einer au-
ßergerichtlichen Lösung zugeführt und den Betroffenen wird zu einer gesundheitlich 
fachgerechten Schadensbeseitigung verholfen. Das niedrigschwellige Verfahren, das 
eine Inanspruchnahme aller Bevölkerungsgruppen sicherstellt, war von Beginn an 
zentrales Kriterium der Bielefelder Initiative (Kopf et al. 2007; Kopf/Hornberg 2007a, 
2007b).  

5.2 Gesundheitsrelevante Belastungen in Bildungseinrichtungen  

Kinder verbringen seit Einführung der Ganztagsschulen in vielen Bundesländern einen 
Großteil des Tages im Schulgebäude und in den Klassenräumen. Während als eine 
Konsequenz der PISA-Studie20 diverse Maßnahmen zur Verbesserung von Bildungs-
angeboten ergriffen wurden, wird Bildungseinrichtungen als Raum im Sinne von Le-
bensumwelt vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit zuteil.  

Problemanalyse 
Die Ergebnisse des Bildungsmonitorings (Terpoorten 2007) belegen auch für Deutsch-
land einen Zusammenhang zwischen dem Standort von Schulen (bzw. Bildungseinrich-
tungen allgemein), der sozialen Zusammensetzung der Schülerschaft und der Qualität 
der Schulumwelt (u. a. Bausubstanz, raumluft- und sanitärhygienische Situation, Lärm-
belastungen). Daher ist es auf Basis einer regional differenzierten Auswertung notwen-
dig zu prüfen, ob bestimmte Schultypen in benachteiligten Stadtteilen liegen und auf 
Grund ihres sozialen Umfeldes besondere Unterstützung und Investitionen benötigen. 
Dies betrifft insbesondere Schulen, die an stark befahrenen Verkehrsstraßen liegen 

                                                        
19 Der Kooperationsgemeinschaft gehören der Haus-, Wohnungs- und Eigentümerverein, der Mieter-
bund OWL, die Bielefelder Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft (BGW) und die Umweltberatung 
der Verbraucherzentrale an. 
20 Programme for International Student Assessment – internationale Schulleistungsstudie der OECD 



 Kapitel 5 52

und die tendenziell von einem höheren Anteil von Kindern aus einkommensschwachen 
Familien besucht werden (Green et al. 2004; Housten et al. 2006).  

Umweltmedizinische Publikationen belegen, dass in Klassenräumen hohe Lärm- 
und Feinstaubbelastungen, aber auch hygienische Mängel vorherrschen (Eikmann/Herr 
2005; Heudorf 2008). In Klassenräumen übersteigen die gemessenen Feinstaubkon-
zentrationen vielfach die Werte in Wohnungen von Nichtrauchern und erreichen ähnlich 
hohe Werte wie in Raucherhaushalten. Messergebnisse liegen aktuell aus Berlin (Lahrz 
2006), Bayern (Fromme et al. 2007) und Hessen (Heudorf 2008) vor. Eine Ursache ist 
die Reduzierung der Reinigungsfrequenz auf eine zweimal wöchentliche Feuchtreini-
gung (sog. DIN-Reinigung) als Ergebnis öffentlicher Einsparmaßnahmen in den 1990er 
Jahren (Heudorf 2008). Eine weitere Ursache ist unsachgemäßes Lüften, das häufig 
auf Nicht-Wissen und/oder mangelndem Problembewusstsein der Lehrenden und 
Lernenden zurückzuführen ist. 

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Durch die energetische Sanierung vieler Schulen und Kindertagesstätten im Rahmen 
des Integrierten Energie- und Klimaprogramms (IEKP) der Bundesregierung bietet sich 
bis 2011 die Chance, (luft-)hygienische und lärmbezogene Probleme durch bauliche 
Maßnahmen zu reduzieren bzw. im Schadensfall zu beseitigen. Wichtige Hilfestellung 
kann hier der Leitfaden zur Innenraumhygiene in Schulen geben, der von der Innen-
raumlufthygiene-Kommission des Umweltbundesamtes erarbeitet wurde (Umweltbun-
desamt 2008). Bauliche Sanierungsmaßnahmen allein sind jedoch unzureichend. Sie 
müssen durch weitere Maßnahmen flankiert werden. Hierzu gehören unter anderem: 
! zielgruppenspezifische Vor-Ort-Beratungen (z. B. für Sportvereine, Kinderbetreu-

ungseinrichtungen, Schulen) durch Verbraucherzentralen oder den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst bezüglich der gesundheitlichen Bedeutung von Raumklima, Al-
lergenen, Biozidanwendungen und anderer Bereiche der Innenraumhygiene bei 
Schulleitung, Lehrkräften und Schülern sowie technischem Personal, 

! Vermittlung grundlegender Kenntnisse bezüglich Lüftungsverhalten, Vermeidung 
von Überhitzung, Einsparung von Energie und Emissionen, Lärmminderung etc. 
(z. B. im Rahmen des Lehramtsstudiums, in Weiterbildungen für Schulpersonal 
sowie über Informationsangebote der kommunalen Gesundheitsämter), 

! Festlegung von Mindestanforderungen für die Luftgüte in Innenräumen von öffent-
lichen Bildungseinrichtungen, 

! Institutionalisierung eines Kontrollmessprogramms, 
! Baustellenmanagement zur Reduktion der Lärm- und Luftimmissionen in Nahbe-

reichen von Schulen und Kindertageseinrichtungen, 
! besondere Berücksichtigung von Bildungseinrichtungen in der Stadtplanung (z. B. 

Schaffung von autofreien Zonen im Schulumfeld). 

 

Praxisansatz 
Im Jahr 2000 hat die Innenraumlufthygiene-Kommission des Umweltbundesamtes 
(UBA) die erste Version eines Leitfadens zur Innenraumhygiene in Schulen publiziert. 
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Diese Version wurde im Jahr 2008 aktualisiert, um unter anderem Risikofaktoren wie 
ultrafeine Partikel (UFP) und die notwendige Steigerung der Energieeffizienz der 
Gebäude stärker zu berücksichtigen. Die aktualisierte Leitfadenversion wurde an alle 
Grundschulen in Deutschland verschickt. Das Umweltbundesamt hat zudem im Jahr 
2010 ein Pilotprojekt initiiert, in dem die aktuelle Situation hinsichtlich der Innenraum-
luftqualität in den Schulen überprüft wird. Geschaut werden soll, ob und wie die Leitfa-
denempfehlungen des Umweltbundesamtes in der Praxis umgesetzt werden. In dem 
Projekt wird die Belastung durch Fein- und Ultrafeinpartikel, NO2, CO2, flüchtige organi-
sche Verbindungen (VOC), Temperaturen und Feuchtigkeit in Schulgebäuden in ver-
schiedenen Berliner Stadtteilen gemessen und mit den empfohlenen Werten des 
Leitfadens verglichen. Zusätzlich werden die Lehrerinnen und Lehrer gebeten, einen 
Fragebogen über die täglichen Aktivitäten in ihren Klassenzimmern bzw. über das 
Reinigungs- und Umlüftungsverhalten auszufüllen. Auf diesen Ergebnissen basierend 
wird das Umweltbundesamt (UBA) die untersuchten Schulen über den aktuellen Zu-
stand sowie über Verbesserungsmöglichkeiten informieren. 

5.3 Energiearmut (fuel poverty) – Problematik zwischen Umwelt-, Sozial- 
und Gesundheitspolitik  

Energiearmut („fuel poverty“) als Folge mangelnder Energieeffizienz von Wohnungen 
und Wohngebäuden sowie steigender Haushaltsausgaben für Energie und Heizkosten 
ist in Deutschland eine bislang kaum wahrgenommene Dimension sozialer Benachteili-
gung. Energiearmut ist definiert als Schwierigkeit eines Haushalts, aus finanziellen 
Gründen eine angemessene Raumtemperatur von etwa 21 Grad Celsius in den 
schwerpunktmäßig genutzten Wohnräumen aufrechtzuerhalten. Betroffen von Energie-
armut sind Haushalte, die mehr als 10 % ihres Haushaltseinkommens für Energie 
aufwenden müssen (Boardman 1991). 

Die EU-Kommission identifiziert Energiearmut als Schnittstellproblematik zwischen 
Umwelt-, Sozial- und Gesundheitspolitik und verbindet diese mit sozialen und gesund-
heitlichen Ungleichheitsfragen. Sie konstatierte 2007 in ihrem Begutachtungsentwurf 
zur „Europäischen Charta der Rechte der Energieverbraucher“ die Ausweitung von 
Energiearmut und fokussierte – auch vor dem Hintergrund möglicher Gesundheitsfol-
gen – auf den Schutz sozioökonomisch benachteiligter Haushalte. Maßnahmen wie die 
Mindestversorgung mit Energiedienstleistungen (Strom, Wärme und Licht) sollen dazu 
beitragen Energiearmut zu verhindern (EU Commission 2007).  

Problemanalyse 
In Deutschland werden die Zusammenhänge zwischen (mangelnder) Energieeffizienz, 
sozialer Ungleichheit und Gesundheitsfolgen von Energiearmut derzeit kaum wahrge-
nommen. Vor allem in alten und sanierten Gebäudebeständen erhöht sich infolge 
mangelnden Lüftens und Heizens das Risiko für Feuchte- und Schimmelschäden 
(Brasche et al. 2003; WHO 2004, 2006a, 2006b, 2009a). Es ist nicht erfasst, wie viele 
veraltete Heizsysteme in einkommensschwachen Haushalten in Deutschland vorkom-
men, wie viele armutsgefährdete Haushalte mit prekärer Einkommenslage in sanie-
rungsbedürftigen Gebäuden leben und wie groß der Anteil ist, den einkommensschwa-
che Haushalte für Energiekosten aufbringen müssen. In einer telefonischen Befragung 
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von 55 Schuldnerberatungsstellen zum Stellenwert von Heizkostenschulden zeigte 
sich, dass in 42 % der befragten Schuldnerberatungsstellen Beratung zur Bewältigung 
der gestiegenen Heizkosten von Haushalten mit einem Einkommen knapp oberhalb der 
Grundsicherungsgrenze (ALG II) bzw. dem Sozialhilfeniveau nachgefragt wurde (SO-
KO-Institut 2006). In Bezug auf Energiesparmaßnahmen und Verhaltensänderungen 
zur Heizkostenreduzierung waren erhebliche Abwehrhaltungen seitens der Ratsuchen-
den festzustellen. Von den befragten Beratungsstellen wurde dies mit geringem Bil-
dungsgrad, sprachlichen Verständigungsproblemen, kulturellen Besonderheiten und 
fehlenden Anreizen für Verhaltensänderungen in Verbindung gebracht (SOKO-Institut 
2006). 

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Die „Europäische Charta der Rechte für Energieverbraucher“ stellt den Schutz sozio-
ökonomisch benachteiligter Haushalte in den Mittelpunkt. Maßnahmen wie die Min-
destversorgung mit Energiedienstleistungen (Strom, Wärme, Licht) sollen dazu beitra-
gen Energiearmut zu verhindern. Einkommensschwache Haushalte sind benachteiligt, 
da sie häufiger in schlecht gedämmten Wohnungen leben und daher deutlich höhere 
Heizkosten zahlen müssen. Großbritannien setzt daher bereits seit 2001 in England, 
Wales, Schottland und Nordirland die „Britische Nationale Strategie zur Linderung von 
Energiearmut“ erfolgreich um.21 Als besonders vulnerabel gelten Kinder, Ältere, chro-
nisch Kranke und/oder Behinderte in betroffenen Haushalten. Charakteristisch für 
diesen Betroffenenkreis ist die starke Bindung an die eigene Wohnung, da zum Bei-
spiel physische Einschränkungen oder Betreuungserfordernisse lange Aufenthaltszei-
ten im häuslichen Umfeld mit sich bringen. Maßnahmen mit Vorbildcharakter sind unter 
anderem: 
! Staatliche Versorgungslizenzen der Versorger verhindern Strom- /Gassperren vor 

allem bei Älteren, Behinderten und chronisch Kranken in den Wintermonaten. Die 
Installation von Münzzählern in Haushalten reduziert die verfügbare Strommenge, 
während der Grundbedarf (z. B. für Licht, Telefon, Kochplatte) gesichert bleibt.  

! Eine nationale Aufsichtsbehörde und die Verbraucherschutzorganisation Energy 
Watch überwachen die Einhaltung der geltenden Richtlinien zur Vermeidung von 
Energieschulden und Energiesperren (z. B. Gebäudesanierungen, Prüfung von Ab-
rechnungsfehlern, niederschwellige aufsuchende Beratung, Unterstützung von vul-
nerablen, sozioökonomisch unterprivilegierten Haushalten bereits im Vorfeld der 
Anhäufung von Energieschulden). 

Auch im Zentrum der deutschen Energie- und Klimapolitikdebatten steht bereits seit 
langem die Forderung nach Verbrauchsreduktion und effizienterer Energienutzung. 
Soziale Unterschiede in Hinblick auf Energienutzung und die Betroffenheit durch Ener-
giepreisschwankungen spielen in diesem Kontext jedoch nur eine marginale Rolle. 
Grundlage für die Entwicklung einer politischen Rahmenstrategie zu Energiearmut in 
Deutschland, wäre eine Erhebung, die Auskunft über Relevanz, Ausmaß und Art der 
Betroffenheit gibt. Die Aufnahme des Themas „Energiearmut“ in die Repräsentativum-

                                                        
21 Während im Jahr 1996 die Zahl der von Energiearmut betroffenen Haushalte noch die Grenze von 
sechs Millionen überstieg, konnte dieser Wert kontinuierlich reduziert werden, so dass im Jahr 2004 
noch zwei Millionen Haushalte betroffen waren. 
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frage des Umweltbundesamtes zum Umweltbewusstsein und Umweltverhalten könnte 
wertvolle Informationen bereitstellen. Darüber hinaus ist eine Aufnahme von Indikato-
ren für Energiearmut in kommunale Berichterstattungssysteme anzustreben. 

Anknüpfungspunkte zur Bekämpfung bestehender Energiearmut bietet der Aktions-
plan für Energieeffizienz. Dieser sieht auf EU-Ebene ein Maßnahmenpaket vor, mit 
dem bis zum Jahr 2020 ein Energieeinsparungspotenzial von 20 % verwirklicht werden 
soll. Die EU-Energieeffizienzrichtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Vorlage von 
Energieeffizienz-Aktionsplänen und gibt den EU-Mitgliedstaaten ein Einsparungsziel 
von 9 % innerhalb von neun Jahren (2008–2017) vor. Auf dieser Grundlage sollte die 
Möglichkeit genutzt werden, die Energieeffizienz (z. B. über energetische Sanierungs-
programme) insbesondere in „sozialen Brennpunkten“ mit schlechter Gebäudesubstanz 
zu steigern. Eine adäquate Gebäudesanierung und Wärmedämmung für alle Bevölke-
rungsgruppen ist oberste Handlungspriorität für die Bereiche Emissionsverringerung, 
Klimaschutz und vorsorgender Gesundheitsschutz (Umweltbundesamt 2004a).  

Praxisansatz  
Die alleinige Bereitstellung von Informationsbroschüren und Verhaltenstipps für sozio-
ökonomisch benachteiligte Haushalte ist nicht ausreichend. Oftmals fehlt der Zugang 
zu diesen Medien und auch Eigenmotivation sowie der notwendige Bildungshintergrund 
sind nicht generell als gegeben vorauszusetzen. Die Unterstützung einkommens-
schwächerer Haushalte ist daher mit Vor-Ort-Informationen zu Einsparpotenzialen 
(z. B. im Umgang mit technischen Haushaltsgeräten) zu kombinieren. Beispielhaft 
hierfür ist die Aktion „Stromspar-Check für einkommensschwache Haushalte“. Die 
Umsetzung erfolgt seit Ende 2008 im Rahmen der Klimaschutzinitiative des BMU in 
Kooperation mit dem deutschen Caritas-Verband und dem Bundesverband der Ener-
gie- und Klimaschutzagenturen Deutschlands e.V. Sie soll einkommensschwachen 
Haushalten helfen den Energieverbrauch zu reduzieren. Besonders hervorzuheben ist 
das Modellprojekt des „Cariteam-Energiesparservice“ vom Caritasverband Frankfurt am 
Main e.V. Hier werden Langzeitarbeitslose zu „Serviceberaterinnen und Servicebera-
tern für Energie- und Wasserspartechnik“ geschult. Sie informieren einkommens-
schwache Haushalte (d. h. Bezug von staatlichen Transferleistungen wie Arbeitslosen-
geld II (ALG II), Grundsicherung im Alter oder Sozialhilfe) über Energie- und Wasser-
einsparpotenziale und leisten konkrete alltagspraktische Unterstützung. In Hausbe-
suchen werden unter anderem Energiesparlampen, schaltbare Steckdosenleisten, 
Sparduschköpfe installiert. Bei Bedarf werden Messungen elektrischer Geräte auf 
Bereitschaftsverluste (Stand-by) vorgenommen, Temperaturen von Kühlgeräten geprüft 
oder Verbrauchsmessungen pro Waschmaschinengang durchgeführt.  

Das Charakteristikum des Angebots ist die Verbindung von arbeitsmarktpolitischen 
Instrumenten, sozialpolitischen Zielen und Klimaschutz in einem integrativen Konzept. 
Die ressortübergreifende Kooperation von Akteuren aus den Bereichen Soziales (AR-
GE, Sozialdezernat, Jugend- und Sozialamt, Caritas), Energie und Umwelt (Energiere-
ferat der Stadt Frankfurt, Energieversorger) ist als weiterer innovativer Erfolgsfaktor zu 
werten. Die Evaluation des Projektes durch das Institut für Energie- und Umweltfor-
schung Heidelberg (IFEU) und das Institut für sozial-ökologische Forschung (ISOE) 
zeigt, dass die Energiesparberatung durch den Einsatz von Langzeitarbeitslosen, die 
mit Belastungen und Einschränkungen durch das Angewiesensein auf staatliche Unter-
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stützung bestens vertraut sind, auf positive Resonanz bei den Ratsuchenden stößt und 
zu Verhaltensänderungen motiviert (Dünnhoff et al. 2009). Flankiert wird das Bera-
tungsangebot durch die Auslage von Informationsflyern mit Beratungsgutscheinen an 
zentralen Anlaufstellen wie Sozialkaufhäusern und sozialen Beratungsstellen. Der 
„Cariteam-Energiesparservice“ steht beispielhaft für die Suche nach neuen Modellen 
zielgruppenspezifischer Verbraucherberatung, die durch kostenfreie Vor-Ort-Beratung 
auch sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen erreicht und das Bewusstsein für 
potenzielle Einsparungen schärft, die einerseits die individuelle ökonomische Situation 
und darüber hinaus die Umwelt entlasten können. Die Kommunen reduzieren mit 
diesem Projekt aufgrund der Einsparungen bei den Heiz- und Wasserkosten einerseits 
Aufwendungen im Rahmen der zu leistenden Transferleistungen für einkommens-
schwache Haushalte, während die Haushalte Stromkosten von durchschnittlich 90 Euro 
pro Jahr einsparen. Die langfristig prognostizierten Kosteneinsparungen für Wasser 
und Energie werden in den bislang beratenen 400 Haushalten auf mehr als 526.000 
Euro pro Jahr beziffert. Die Ergebnisse der Untersuchung stehen somit im Einklang mit 
den Zielen der „Sozialen Effizienzinitiative“ des BMU, die durch Reduktion des Strom-
verbrauchs zu einer Entlastung einkommensschwacher Haushalte von steigenden 
Energiekosten beitragen soll.  

Das Frankfurter Modellprojekt bestätigt, dass Beratung und Unterstützung am ehes-
ten in Form von niedrigschwelligen aufsuchenden Beratungsangeboten in der Woh-
nung akzeptiert wird. Speziell bildungsfernere, einkommensschwache Haushalte ohne 
regelmäßige Beschäftigung sowie Personen mit einer hohen täglichen Aufenthaltsdau-
er im eigenen Wohnraum sind über diesen Weg gut erreichbar. Beratung und konkrete 
alltagspraktische Unterstützung sind in diesem Handlungsfeld gegenüber meist nur 
partiell hilfreichen finanziellen Zuwendungen oder Zuschüssen der Vorzug zu geben. 
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6 Wohnumfeld im Kontext von Umwelt, Gesundheit und sozialer 
Lage  

Im Bereich Wohnumfeld treten Wechselwirkungen zwischen Umweltbelastungen und 
Umweltressourcen besonders deutlich zutage. Dies betrifft die im Folgenden skizzier-
ten Problemfelder „Lärm“, „Mobilität und Mobilitätsarmut“ sowie „Grün- und Freiräume“.  

6.1 Die soziale Dimension von Lärmexpositionen im Wohnumfeld 

Den Zusammenhängen zwischen Lärmemissionen und Gesundheitseffekten wurde 
bereits im 19. Jahrhundert im Zuge städtehygienischer Maßnahmen Rechnung getra-
gen (Saul 1996). Stadtentwicklung fokussiert zur Schaffung gesunder Lebensverhält-
nisse seitdem unter anderem auf die Verbesserung von Lärmschutzkonzepten. Erst in 
den letzten beiden Jahrzehnten hat sich jedoch die Erkenntnis durchgesetzt, dass 
neben isolierten Baumaßnahmen zusätzliche Aktivitäten erforderlich sind, um die 
räumlich Konzentration von Lärmemissionen unter besonderer Berücksichtigung sozia-
ler Problemlagen aufzuhalten. 

Wicke (2008) konstatiert, dass vor allem sozial Benachteiligte in ihren Wohnberei-
chen hohen Lärmbelastungen ausgesetzt sind: „Deshalb ist der Lärm zugleich auch ein 
Problem sozialer (Un-)Gerechtigkeit und damit auch ein Brennpunkt der sozialen 
Komponente einer nachhaltigen Entwicklung“ (ebd.: 6). Lärm ist im Kontext sozialer 
Stadtentwicklung daher ein regelmäßig genannter Indikator für sozialräumliche, quar-
tiersbezogene Mängel und Fehlentwicklungen. 

Problemanalyse 
Das nachfolgende Zitat aus dem Lärmaktionsplan 2008 der Stadt Berlin demonstriert, 
dass Lärm nicht allein negative Auswirkungen auf die Gesundheit hat; die Folgewirkun-
gen sind auch sozialer, ökologischer und ökonomischer Natur: „Lärm, schlechte Luft-
qualität und starker Verkehr in städtischen Gebieten führen zu niedriger Lebensqualität 
und ausbleibenden Investitionen (z. B. durch Vernachlässigung von Gebäuden). Die 
gesundheitsschädlichen Auswirkungen der Lärm- und Luftbelastung tragen dazu bei, 
dass immer mehr betroffene Anwohner aus hoch belasteten Straßen in die Randzonen 
der Stadt ziehen, sofern sie es sich leisten können. Die Zersiedelung der städtischen 
Zentren wiederum zieht größere Verkehrsströme nach sich – die Probleme verstärken 
sich gegenseitig. Die frei werdenden Wohnräume sind nur noch billig vermietbar, durch 
soziale Segregation wird die soziale Mischung von Wohngebieten verschlechtert. Es 
entstehen soziale Brennpunkte, die sich städtebaulich durch Wohnungsleerstände 
auszeichnen“ (Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz Berlin 
2008: 1f.).  

Vorwiegend in städtischen Gebieten beeinflussen Lärmbelastungen durch Straßen-
verkehr das physische und psychische Wohlbefinden und damit die Lebensqualität der 
Bevölkerung (z. B. Babisch 2006; European Commission 2009; WHO 2009c). Die 
WHO kategorisiert in den ’Guidelines for Community Noise’ unterschiedliche Lärmwir-
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kungen, die auf direkte und indirekte sowie kurz- und langfristige Lärmexpositionen 
zurückgehen (Berglund et al. 1999). Vorliegende Daten zur Wirkung von Lärm basieren 
häufig auf subjektiven Bewertungen, denen vielfältige Einflussfaktoren zugrunde liegen 
(Hoffmann et al. 2003; Babisch 2006).  

In einer Berliner Studie konnte gezeigt werden, dass innerstädtische Gebiete mit 
einer eher niedrigen Sozialstruktur höhere Lärmbelastungsraten aufweisen. Dabei 
handelt es sich um den innerstädtischen Raum Berlins mit höheren Straßenverkehrs-
belastungen im Vergleich zur Gesamtstadt (Klimeczek/Luck-Bertschat 2008).  

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
In der Europäischen Union (EU) gilt seit dem Jahr 2002 die „Richtlinie des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über die Bewertung und Bekämpfung von Umge-
bungslärm“ (Umgebungslärm-Richtlinie). Sie verfolgt das Ziel, gesundheitsschädliche 
Auswirkungen von Umgebungslärm zu minimieren. In einem zeitlichen Stufenmodell 
sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Lärmbelastung zu ermitteln, auf der Grundla-
ge von Lärmkarten Aktionspläne zu entwickeln und die Öffentlichkeit über Umgebungs-
lärm und seine Auswirkungen zu informieren.  

Aktive Lärmminderungsmaßnahmen zur „Begrenzung von Lärmbelastungen auf ein 
gesundheitsverträgliches Maß“ (Beispiel: Umweltplan Baden-Württemberg) haben 
einen hohen Zusatznutzen für die Bevölkerung. Sie sind zudem unter gesundheitsöko-
nomischen Gesichtspunkten (z. B. Reduzierung von Krankheitshäufigkeiten, Fehltagen, 
Arbeitsunfähigkeiten) politisch relevant. Um dies zu belegen, sind weitere Primärstu-
dien erforderlich, die – wie zum Beispiel die LARES-Studie – Lärmbelästigung als 
Wohnumfeldfaktor erheben und in Zusammenhang mit ärztlichen Diagnosen auswerten 
(Niemann et al. 2005). 

Für die Aufstellung von Maßnahmenplänen ist die Beteiligung der Öffentlichkeit 
zentral. Die bloße Auslage der Pläne mit der Möglichkeit Einwendungen einzureichen 
ist mit Blick auf die Erreichbarkeit unterschiedlicher Bevölkerungs(teil)gruppen unzurei-
chend. Planerische Vorhaben sollten daher zielgruppendifferenzierte Beteiligungsfor-
men (entlang von Bildung, Erwerbsbeteiligung, Alter, Geschlecht, Wohnregion etc.) 
berücksichtigen. Um gleiche Teilhabechancen sicherzustellen und die bislang eher 
geringe Sensibilität in Politik und Verwaltung zu erhöhen, ist im Zuge kommunaler 
Sozialplanung eine ausdrückliche Integration von sozialen Belangen bereits im Vorfeld 
von Planungsprozessen im Zuge der Folgenabschätzung anzustreben (Umweltbun-
desamt 2004b). Die Beteiligung von Quartiersmanagement22, Umweltverbänden, 
Stadtteilinitiativen sowie Gesundheits- und Sozialdiensten kann dazu beitragen, die 
Perspektiven der verantwortlichen Akteure um die Bedeutung sozialer Auswirkungen 
des Verkehrslärms zu erweitern. Darüber hinaus ist eine Bürgerbeteiligung (z. B. Ideen- 
und Kreativworkshops, Einbindung von Schulen in einen „Planungswettbewerb“) sinn-
voll. Im Rahmen des vom BMU und UBA geförderten Projektes „Silent City“ hat die 
Europäische Akademie für städtische Umwelt ein Handbuch zur Lärmaktionsplanung 
erstellt. Kommunen dient das Handbuch als Arbeitshilfe bei der Umsetzung der Umge-

                                                        
22 „Quartiersmanagement“ ist ein politisch-sozialräumlich orientiertes Konzept, das seit einigen Jahren 
handlungsleitend für zahlreiche Förderprogramme zur Stadtteilentwicklung ist. Quartiersmanagement ist 
ausgerichtet auf Ermittlung von Handlungspotenzialen, Aktivierung relevanter Akteure sowie auf 
Vermittlung und Ausgleich von Interessen innerhalb des Gemeinwesens. 
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bungslärmrichtlinie. Bürgerinnen und Bürger können sich mit dem Handbuch über 
Möglichkeiten einer Beteiligung bei der Aufstellung von Lärmaktionsplänen informie-
ren.23 Eine Berücksichtigung der Belange unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen mit 
zum Teil sehr heterogenen Beteiligungsvoraussetzungen und -möglichkeiten erfolgt im 
Handbuch nicht, so dass eine Erweiterung dieser Arbeitshilfe um soziale Aspekte eine 
wesentliche Aufgabe darstellt. Eine vom Bundesumweltministerium und Umweltbun-
desamt initiierte und koordinierte Planungsgruppe kommunaler Akteure aus dem 
Bereich Immissionsschutz wäre eine Möglichkeit, um 
! die Integration von sozialen Belangen und die Ansprache unterschiedlicher Bevöl-

kerungsgruppen in Planungsverfahren auf kommunaler Ebene stärker zu gewich-
ten, 

! die im Bereich der Lärmplanung bestehenden Synergien zu anderen Themen wie 
Luftreinhaltung und Mobilitätsmanagement strategisch zu nutzen sowie 

! das Bewusstsein auf Seiten der planenden und politischen Akteure auf kommuna-
ler Ebene über die Notwendigkeit und den Nutzen sozial differenzierter Lärmakti-
onsplanung zu fördern.  

Praxisansatz 
Ein vorbildliches Beispiel für einen gelungenen Lärmaktionsplan24 mit ressort- und 
handlungsfeldübergreifenden Zusammenarbeitsstrukturen, der sozialräumliche Diffe-
renzen in der Lärmbelastung integriert, kommt aus Berlin. Der Lärmaktionsplan baut 
auf vorhandene Lärmkarten und auf Erfahrungen aus Modellprojekten auf und verdeut-
licht die Problematik sozialer Segregation aufgrund hoher Umwelt- bzw. Lärmbelastun-
gen. Die Berücksichtigung sozialer Ungleichverteilungen von Lärmbelastungen erfolgt 
in den Stadtteilen, in denen ein Quartiersmanagement implementiert ist sowie in Quar-
tieren, in denen sich soziale Entmischung sowie Segregation bereits abzeichnen und 
die im Lärmaktionsplan ausdrücklich benannt werden. Bereits in die Planungserstellung 
waren zahlreiche Akteure wie die beiden Senatsverwaltungen für Gesundheit, Umwelt 
und Verbraucherschutz und für Stadtentwicklung, die Bezirke, die Berliner Verkehrsbe-
triebe (BVG), Interessensverbände wie der ADAC und der ADFC, Handwerkskammer, 
Immobilienwirtschaft, Krankenkassen und Umweltverbände eingebunden. Der Berliner 
Lärmaktionsplan konzentriert sich in den genannten Gebieten unter anderem auf die 
Vermeidung von Verkehrslärm durch die Förderung des Umweltverbunds, auf 
verkehrslenkende Maßnahmen, die den Durchgangsverkehr reduzieren, sowie auf die 
Aufwertung der entlasteten Straßenräume zum Beispiel durch die Schaffung von 
Spielflächen. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Nutzung von Synergieeffekten, 
die in Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Quartiersmanagements entstehen (Senats-
verwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz 2008). 

Die Integration des Lärmminderungsplans in ein Stadtteilentwicklungskonzept hat 
die Stadt Bottrop erprobt. Nachdem schalltechnische Analysen Bedarfe für Lärmminde-

                                                        
23 Das Handbuch steht zur Verfügung unter: http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-medien/mysql_ 
medien.php?anfrage=Kennummer&Suchwort=3685 
24 Entwurf Lärmminderungsplanung für Berlin – Veröffentlichung am 29.5.08 unter: 
http://www.berlin.de/sen/umwelt/laerm/laermminderungsplnaung/download/laermaktionsplan/entwurf_la
ermaktionsplan_berlin.pdf 
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rungsmaßnahmen ergeben hatten, wurde ein Lärmminderungsplan für die Stadtteile 
Ebel und Lehmkuhle erarbeitet. Das integrierte Handlungskonzept umfasst neben 
(städte-)baulichen auch verkehrsbezogene, soziale, ökonomische und ökologische 
Aspekte. In ressortübergreifender Zusammenarbeit von Stadterneuerung, Verkehrs-, 
Bauleit- und Umweltplanung wurden technische sowie stadt- und verkehrsplanerische 
Maßnahmenvorschläge erarbeitet: zum Beispiel Optimierung der Fahrzeugtechnik in 
Bezug auf den Schadstoffausstoß und die Geräuschentwicklung, Veränderung der 
Verkehrsmittelwahl („Modal-Split“) zugunsten eines geringeren Fahrtenaufkommens im 
motorisierten Individualverkehr, gesamtstädtische Reduzierung des Lkw-Verkehrs, 
kleinräumige Ansätze zur Verkehrsverlagerung durch verkehrsplanerische und stra-
ßenverkehrsrechtliche Maßnahmen. Die Wirksamkeit der Interventionen wurde im 
Rahmen der Beteiligung am APUG NRW-Projekt „Vorbeugender Gesundheitsschutz 
durch Mobilisierung der Minderungspotenziale bei Straßenverkehrslärm und Luftschad-
stoffen“ überprüft (vgl. Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen (MUNLV) 2006).  

In der Stadt Düsseldorf ist Lärmminderungsplanung Teil eines gesamtstädtischen 
Verkehrsentwicklungsplans. Der „Masterplan Lärm“ zielt auf die Verbesserung der 
Wohnqualität von Bürgerinnen und Bürgern an stark frequentierten Verkehrsachsen 
und soll die sozialräumlichen Ungleichverteilungen der Lärmeinwirkungen kompensie-
ren. Zum Einsatz kamen verschiedene Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwände, 
lärmarme Fahrbahnbeläge, Rasengleise) und ein „kommunale Schallschutzfensterpro-
gramm“. Synergieeffekte wurden durch die Abstimmung von Lärmminderungsplan und 
Luftreinhalteplanung in den betroffenen Gebieten angestrebt, mit dem Ziel einer Entlas-
tung der Wohnbevölkerung von schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftschadstof-
fe und Lärm. Konkurrierende Maßnahmen der Luftreinhalte- und Lärmminderungspla-
nung können so vermieden werden, zumal beide Instrumente dem vorsorgenden 
Gesundheits- und Umweltschutz verpflichtet sind (Ministerium für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MUNLV) 2006).  

6.2 Mobilität und Mobilitätsarmut unter dem Aspekt sozialräumlich un-
gleich verteilter Luftschadstoffbelastungen  

Mobilität ist eine Grundvoraussetzung gesellschaftlicher, sozialer, politischer und 
wirtschaftlicher Teilhabe. Mobilitätsarmut ist charakterisiert durch eine „(...) verringerte 
Möglichkeit zur Verwirklichung vorhandener Mobilitätsansprüche und -bedürfnisse, die 
zu einer Benachteiligung der Betroffenen in anderen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens führt“ (Runge 2005, 6).  

Problemanalyse 
Mobilität bedingt Verkehrsaufkommen und Straßenverkehr ist eine der Ursachen für 
Lärm und Luftschadstoffe, insbesondere für Partikelemissionen und Stickoxide aus 
Verbrennungsprozessen (Umweltbundesamt 2001, 2004b; Salomon et al. 2006). Hohe 
Feinstaubkonzentrationen (PM10 bzw. PM2,5) sind verbunden mit einem erhöhten 
Morbiditäts- und Mortalitätsrisiko für respiratorische und kardiovaskuläre Erkrankungen 
(z. B. Peters et al. 2005; Brüske-Hohlfeld/Peters 2008; Pope et al. 2009) sowie für 
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Lungenkrebs (Parent et al. 2007). Wohnen in dicht besiedelten Stadtquartieren und in 
unmittelbarer Nähe zu viel befahrenen Straßen stellt ein potenzielles Gesundheitsrisiko 
dar (Wichmann 2008; Hoffmann et al. 2009).  

Die wenigen publizierten Daten (z. B. Braun-Fahrländer 2004; Mielck 2004; Kolah-
gar et al. 2006) zu sozialen Unterschieden im Hinblick auf die Luftschadstoffimmissio-
nen zeigen, dass Gebiete mit höheren Luftschadstoffimmissionen meist überdurch-
schnittlich hohen Verkehrszahlen ausgesetzt sind. Zugleich sind sie durch einen 
niedrigen Sozialstatus gekennzeichnet. Benachteiligungen der Wohnbevölkerung sind 
damit in doppelter Hinsicht vorhanden: Obwohl der eigene Motorisierungsgrad gering 
und der Zugang zu Mobilität für einkommensschwache Haushalte häufig eingeschränkt 
ist, bestehen höhere Luft- und Lärmbelastungen sowie stärkere Verunfallungsgefahren 
bei gleichzeitig schlechter Wohn- bzw. Wohnumfeldqualität (vgl. Lehmbrock et al. 
2007). Diese Entwicklungen stehen dem Prinzip der „Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse“ entgegen, das sowohl im Grundgesetz (Art. 72) als auch im Raumordnungs-
recht (§ 1 Abs. 2 Nr. 6 ROG) verankert ist: Eine gleiche Teilhabe an öffentlichen und 
sozialen Infrastrukturangeboten ist nicht mehr oder nur eingeschränkt gegeben. Unter 
dem Gesichtspunkt demographischer Veränderungen ist mangelnde „Bedarfsgerech-
tigkeit“ eine Barriere, die mit dem Ziel, älteren Menschen solange wie möglich den 
Verbleib im Wohnumfeld zu ermöglichen, nicht vereinbar ist (Beckmann et al. 2005a,b). 

In der Ausgestaltung verkehrspolitischer Programme spielen „soziale Aspekte von 
Mobilität“ (VCÖ 2009) in Deutschland eine untergeordnete Rolle. Einzelne Zielgruppen 
(z. B. Bewohnerinnen und Bewohner ländlicher Regionen, Menschen mit Behinderun-
gen) werden meist unzureichend berücksichtigt. Dies gilt auch für das Grünbuch Ver-
kehr der EU Kommission aus dem Jahr 2007. Im Unterschied hierzu hat die WHO in 
ihrem Bericht über die sozialen Determinanten von Gesundheit die Bedeutung von 
Mobilität und Verkehr für soziale und gesundheitliche Ungleichheit deutlich hervorge-
hoben (WHO 2008).  

Abbildung 2 veranschaulicht den Kreislauf und die Reichweite eingeschränkter Mo-
bilitätsteilhabe, die sich in anderen Bereichen des alltäglichen Lebens wie Arbeit und 
Ausbildung, Gesundheitsversorgung, Bildung fortsetzt. So unterliegt Mobilitätsarmut 
verschiedenen Einflussgrößen auf unterschiedlichen Ebenen. Zu nennen sind die 
Rahmenbedingungen auf der Haushaltsebene (z. B. PKW-Verfügbarkeit, Haushaltsein-
kommen, Arbeitsteilung). Sie unterstützen oder erschweren – gemeinsam mit individu-
ellen Voraussetzungen (z. B. Bildung, Alter, Geschlecht) – die Bewältigung alltäglicher 
Mobilitätserfordernisse. Das Verkehrssystem wirkt dabei als vermittelnde Größe. Als 
Basis für die Überwindung von Entfernungen und die Erreichbarkeit von Orten und 
Aktivitäten verbindet es Ausgangs- und Endpunkt der zurückzulegenden Wege mitein-
ander. Eingeschränkte Mobilitätschancen aufgrund eines unzureichend ausgestatteten 
Verkehrswegenetzes (z. B. im ÖPNV) können sowohl am Ausgangs- als auch am 
Endpunkt von Wegeketten gesellschaftliche Teilhabe limitieren und zu Benachteiligun-
gen – auch in anderen Lebensbereichen – führen. Angestrebte Aktivitäten, wie zum 
Beispiel die Arbeitsaufnahme in einem entfernt gelegenen Stadtteil, die aufgrund 
fehlender eigener PKW-Verfügbarkeit und mangelnder ÖPNV-Angebote nicht realisiert 
werden können, bedeuten auf der Haushalts- und Individualebene Einschränkungen 
und Benachteiligungen unterschiedlicher Art (z. B. Einkommenseinbußen, mangelnde 
Gesundheitsvorsorge, soziale Isolation). 
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Abb. 2: Wirkungskette beschränkender Strukturen und Prozesse (Runge 2005, 8) (mit freundlicher 
Genehmigung der Autorin). 

 
Quelle: Runge 2005, S. 8 (mit freundlicher Genehmigung der Autorin) 

Eine vom Europäische Parlament 2006 beauftragte Studie zum Thema „Women and 
Transport in Europe“25 hat gezeigt, dass die Europäische Mobilitätspolitik dem Kriterium 
des Gender Mainstreaming kaum gerecht wird. Unterschiede im Mobilitätsverhalten 
und in -ansprüchen aufgrund unterschiedlicher Lebenssituationen von Frauen und 
Männern (z. B. Erwerbsarbeit, Familienarbeit, Betreuungsleistungen) werden bei-
spielsweise bei der Entwicklung von Mobilitätsangeboten und Nahverkehrsplänen nur 
unzureichend berücksichtigt (Skutsch et al. 2004).  

                                                        
25 http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2004_2009/documents/dv/tran20060912_womentransportst
udy/tran20060912_womentransportstudy.pdf 

Beispielhafte Erläuterung zu Abbildung 2: Eine allein erziehende Mutter lebt in einer günstigen 
Wohnsiedlung am Stadtrand. Aufgrund ihrer Qualifikation kommt für sie kein Arbeitsort in der Nähe 
infrage, sondern potenzielle Arbeitgeber haben ihre Standorte am anderen Ende der Stadt. Der 
Standort ist über die Autobahn in 15 Minuten zu erreichen, da die Frau jedoch über kein Auto 
verfügt, ist sie auf den öffentlichen Verkehr angewiesen, der für die gleiche Strecke aufgrund 
ungünstiger Routen jedoch bis zu eine Stunde Fahrt pro Wegstrecke benötigt. Die Tagesmutter 
übernimmt die Kinderbetreuung zwar von 8 bis 17 Uhr, aber aufgrund der langen Reisezeit kann 
die Frau Arbeit und Kinderbetreuung nicht vereinen. Am Startpunkt, d. h. ihrem häuslichen Umfeld, 
sind es hier ihre Haushaltssituation, das Einkommen, sowie die Zeitarrangements der Kinder-
betreuung, die die gewünschte Aktivität (Arbeitssuche und -aufnahme) verhindern oder zumindest 
erschweren. Am Zielort ist es der Arbeitgeber mit seiner weit abgelegenen Geschäftsstelle, 
fehlender Kinderbetreuung sowie unflexiblen Arbeitszeiten, die die Teilnahme der Frau am Er-
werbsleben verhindern. Das Verkehrssystem spielt hier insofern eine Rolle, als dass es die 
Überwindung der Distanz im möglichen Zeitrahmen nicht gewährleisten kann. 
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Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Der Luftreinehalteplanung steht durch die Einrichtung von Umweltzonen seit Anfang 
2008 in Deutschland ein neues Instrument zur Reduzierung von Partikelemissionen zur 
Verfügung. In den Umweltzonen gelten Fahrverbote für Fahrzeuge mit besonders 
hohen Partikelemissionen. Es dürfen nur noch emissionsarme Fahrzeuge fahren, die 
mit einer Plakette gekennzeichnet sind. Mit der Ausweisung einer Umweltzone wird das 
Ziel verfolgt, die starken Feinstaubbelastungen in den Umweltzonen zu reduzieren. Sie 
sollen aber auch Anreiz sein, die Fahrzeuge insgesamt zu modernisieren und sowohl 
umwelt- als auch klimafreundlicher zu machen. 

Inwieweit Umweltzonen tatsächlich zu einer signifikanten Reduktion von Feinstaub 
beitragen, ist nach wie vor Gegenstand kontroverser Diskussionen (Wichmann 2008; 
Lee et al. 2007; Friedman et al. 2001). Trotzdem ist die Einführung von Umweltzonen 
grundsätzlich zu unterstützen und als ein wichtiger Beitrag zum Umwelt- und Gesund-
heitsschutz zu bewerten (Umweltbundesamt 2007). Sie lassen einerseits lokal eine 
deutliche Expositionsminderung gesundheitsrelevanter Feinstäuben erwarten. Darüber 
hinaus wird mit der Reduzierung des Verkehrsaufkommens in Städten unter anderem 
auch die Lärmbelastung vermindert.  

Die EU-Feinstaubrichtlinie 80/779/EWG und die Umgebungslärmrichtlinie mit der 
Verpflichtung zur Aufstellung von Lärmaktionsplänen bieten einen Rahmen für ver-
kehrspolitische Maßnahmen. Diese können einen Beitrag zur Förderung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse in sozial und strukturell benachteiligten Stadtteilen leisten. Durch 
die gezielte Reduzierung von verkehrsbedingten Lärmbelastungen können zum Bei-
spiel potenzielle Beeinträchtigungen des Wohnens und der Erholung im Wohnumfeld 
kompensiert werden. Darüber hinaus ist zu erwarten, dass die Einrichtung von Umwelt-
zonen zu einer höheren Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum beiträgt, auf diesem 
Wege sich das subjektive Sicherheitsgefühl der Wohnbevölkerung im Stadtteil erhöht 
und zudem verkehrsbedingte Unfallrisiken mit PKW-Beteiligung reduziert werden. Als 
Beispiel sei hier auf den Lärmaktionsplan von Berlin und die in diesem Zusammenhang 
aufgeführten Maßnahmen hingewiesen. 

Dennoch werden allein die Einführung von Umweltzonen und die Kraftfahrzeugum-
rüstung nicht ausreichen, um die mit dem Straßenverkehr einhergehenden Umwelt- 
und Gesundheitsbelastungen zu reduzieren. Alternativangebote zum motorisierten 
Individualverkehr sowie die Einbindung von Umweltzonen in ein Gesamtkonzept sozial 
und ökologisch ausgerichteter Stadt- und Verkehrsplanung mit konkreten Ziel- und 
Zeitvorgaben scheint am ehesten geeignet, um gleiche Chancen zur Nutzung von 
Infrastrukturen und öffentlichen Räumen – unabhängig von sozialer Lage und Wohn-
standort – zu realisieren. Die Überprüfung von verkehrspolitischen und -planerischen 
Maßnahmen auf ihre sozial und räumlich differenzierten, zielgruppenspezifischen 
Auswirkungen und ihre Genderrelevanz sollte integraler Bestandteil jeglicher 
kommunaler Entscheidungsprozesse sein. 

Im Bereich der sozialwissenschaftlich orientierten Mobilitätsforschung liegen bereits 
umfangreiche Datensätze und Analysen zu Zusammenhängen zwischen Lebensstilen 
und Alltagsmobilität vor. Auch zur Frage, wie räumliche Strukturen und Wohnumfeld-
charakteristika das Verkehrsverhalten bestimmen können, sind Befunde mittlerweile 



 Kapitel 6 64

verfügbar.26 Die Bedeutung des Sozialstatus für die Nutzbarkeit von und den Zugang 
zu Mobilitätsangeboten steht dagegen selten im Zentrum der Untersuchungen. Dies gilt 
insbesondere für Forschungsarbeiten, die Mobilitätsverhalten in Beziehung zu objekti-
ven und subjektiv wahrgenommenen Umwelt- und Gesundheitsbelastungen setzen. 
Partizipative Forschungskonzepte unter Einbeziehung der lokalen Bevölkerung sollten 
deshalb verstärkt eingesetzt werden, um Wissen für eine nachhaltige, sozialverträgli-
che Gestaltung von Mobilitätsangeboten und Verkehrsstrukturen zu generieren. Vor-
rangig ist zu klären, inwieweit benachteiligende Mobilitätschancen als möglicher Indika-
tor für Umweltungerechtigkeit zu werten sind und unter Umständen mit weiteren 
sozialen und räumlichen Ungleichheiten in der Umweltqualität korrespondieren. Die 
Ergebnisse sind im Rahmen integrierter Stadtentwicklungspolitik sowohl unter Pla-
nungsgesichtspunkten als auch unter dem Aspekt des umweltbezogenen Gesundheits-
schutzes und der Gesundheitsförderung zu nutzen.  

Gesundheitlich relevante Belastungssituationen in bestimmten „Hot Spots“ erfordern 
räumlich und sozial differenzierte Maßnahmenpläne. Sie sollen die Luftschadstoff- und 
Lärmimmissionen verringern und zugleich innovative Mobilitätskonzepte beinhalten, die 
den Mobilitätsansprüchen aller Bevölkerungsgruppen entsprechen. Zentrale Ziele der 
Verkehrsplanung sind daher (1) Sicherung von Mobilität im Sinne eines Grundbedürf-
nisses und (2) Gewährleistung der freien Wahl von Verkehrsmitteln. Fehlende Anbin-
dungen an den ÖPNV bei gleichzeitig geringer eigener Motorisierung der Wohnbevöl-
kerung können ungleiche Teilhabechancen am öffentlichen Leben zur Folge haben 
(Lehmbrock et al. 2007).  

In Großbritannien wird dem Zusammenhang zwischen Mobilität und sozialer Be-
nachteiligung unter dem Begriff transport poverty hohe Priorität sowohl auf der (ver-
kehrs-)politischen Agenda als auch in der Forschung eingeräumt. Mit der Entwicklung 
spezifischer Maßnahmen für den Verkehrsbereich wird das Ziel einer sozial gerechte-
ren Gesellschaft und der sozialen Integration verfolgt (Social Exclusion Unit 2003; 
Church et al. 2000). Anhand der Kriterien (finanzielle) Leistbarkeit, Verfügbarkeit, 
Zugänglichkeit und Akzeptanz wurden vom Department for Transport im Jahr 2000 
Mindeststandards für das öffentliche Verkehrssystem in Großbritannien formuliert. Die 
daraus abgeleiteten Maßnahmen sollen seither vor allem in Stadtteilen mit einem 
hohen Anteil sozioökonomisch benachteiligter Personen der Wohnbevölkerung ein 
Minimum an Mobilität gewährleisten. Interventionen umfassen zum Beispiel die barrie-
refreie Gestaltung des Zugangs zu Haltestellen und des Einsteigens in Busse, die 
Gewährleistung der Erreichbarkeit der nächsten Haltestelle innerhalb von 400 Metern 
zur eigenen Wohnung, die Abstimmung von Fahrplänen auf Stoßzeiten oder höhere 
Transparenz bei der Information über Fahrpläne, Fahrtkosten und Verbindungsmög-
lichkeiten (Department for Transport 2000).  

                                                        
26 Hier ist das Projekt „StadtLeben – Integrierte Betrachtung von Lebensstilen, Wohnmilieus, Raum und 
Zeitstrukturen für die zukunftsfähige Gestaltung von Mobilität und Stadt“ zu nennen. Es wurde im 
Rahmen des BMBF Forschungsprogramms „Bauen und Wohnen im 21. Jahrhundert“ in einem interdis-
ziplinären Kooperationsverbund von Forschung und Praxis durchgeführt und 2005 abgeschlossen (vgl. 
Beckmann et al. 2005b). 
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Praxisansätze 

Praxisansatz (1) 
Eine Hintergrundstudie zur „Leipzig-Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ stellt 
gute Praxisbeispiele im Handlungsfeld „Nachhaltiger Stadtverkehr und benachteiligte 
Stadtquartiere für Europa“ vor (Lehmbrock et al. 2007). Die Projekte zeigen, dass die 
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs durch alternative Mobilitätsoptionen 
Schutz der Umwelt bedeutet, zugleich auch Bestandteil umfassender Gesundheitsvor-
sorge ist und einen Beitrag zur Reduzierung sozialer Ungleichheit in der Mobilitätsteil-
habe leisten kann.  

Am deutlichsten bildet sich die Berücksichtigung sozialer Belange bei den Praxis-
beispielen zum „Öffentlichen Nahverkehr für besondere Nachfragergruppen“ ab (ebd.). 
Als Good Practice-Beispiel wird der Nahverkehrsplan der Stadt Berlin angeführt, der 
sich an den Zielen des Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“ orientiert. Ein Schwer-
punkt des Berliner Nahverkehrsplans liegt auf der Sicherung des Zugangs zum ÖPNV 
für alle Bevölkerungsgruppen. Ausgangsbasis ist eine Schwachstellen-Analyse, die 
mittels geographischer Informationssysteme an die britischen „Local Transport Plans“ 
anschließt. Als besondere Nachfragegruppen werden unter anderem die wachsende 
Gruppe immobiler älterer Menschen, behinderte Personen sowie die Wohnbevölkerung 
in Stadtquartieren mit Entwicklungsbedarf identifiziert. Die Standards, Prüfaufträge und 
Maßnahmen des Berliner Nahverkehrsplan 2006- 2009 sollten „dazu beitragen, gleich-
wertige Mobilitätschancen für alle Berlinerinnen und Berliner zu gewährleisten“. Weiter 
heißt es: „Die unterschiedlichen Bedürfnisse spezifischer Nutzergruppen, z. B. von 
älteren Fahrgästen, Eltern, mobilitätseingeschränkten Personen und Frauen, sind 
besonders zu berücksichtigen“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 2010). In der 
Vorlage zur Beschlussfassung über Eckpunkte für den Berliner Nahverkehrsplan heißt 
es: „Ziel ist ein gutes ÖPNV-Angebot für möglichst alle Menschen in Berlin. Dazu 
gehört auch die Beachtung zielgruppenspezifischer Belange. Zu diesen gehören neben 
den Anforderungen von Senioren vor allem die Belange mobilitätseingeschränkter 
Personen sowie von Familien mit Kindern. Die Angebotsvorgaben sollen Mobilität 
unabhängig von Geschlecht und Lebenssituation ermöglichen (Gender Mainstrea-
ming)“ (Abgeordnetenhaus Berlin 2009: 9f.). 

Praxisansatz (2) 
Mit dem bundesweiten Modellversuch „Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme – 
Neue Mobilität in Städten“27 erprobt das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung im Zeitraum von Oktober 2009 bis Dezember 2012 die Idee eines 
„Öffentlichen Fahrrads“ in Form eines flexiblen Fahrradverleihsystems im städtischen 
Raum. Das Vorhaben erfüllt das klimapolitische Ziel der Reduzierung von Schadstoff-
emissionen des motorisierten Individualverkehrs und trägt zudem zur Verkehrsberuhi-
gung durch Verkehrsverlagerung auf das Fahrrad bei. Gleichzeitig werden fahrrad-
freundliche Infrastrukturen in Städten gefördert. Der Modellversuch setzt zudem über 
die Förderung der Fahrradnutzung gezielte Anreize für mehr körperliche Aktivität. 

                                                        
27 Die Ausschreibung ist einsehbar unter URL: http://www.nationaler-radverkehrsplan.de/eu-bund-
laender/bund/modellversuch-fahrradverleihsysteme.phtml. [Zugriff am 12. Mai 2009]. 
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Sozialpolitisch betrachtet ist die Möglichkeit ein Fahrrad – unabhängig vom eigenen 
Wohnstandort – zu leihen gerade für einkommensschwache Haushalte eine gute 
Alternative zum Erwerb eines eigenen Fahrrads. Vergünstigte Leihgebühren für Haus-
halte, die Transferleistungen beziehen, und ein einfacher Zugang zu den Leihfahrrä-
dern wären ein wichtiges zusätzliches Element des Modellversuchs. Städte und Ge-
meinden, die sich zum Beispiel in Kooperation mit Verkehrsverbünden an dem Projekt 
beteiligen, erhalten für den Aufbau der öffentlichen Fahrradverleihsysteme finanzielle 
Unterstützung.28  

6.3  Grün- und Freiräume als gesundheitsförderliche Ressourcen und 
Indikatoren für Wohnumfeldqualität  

Natürliche und naturnahe Grün- und Freiräume umfassen öffentliche Parkanlagen, 
Grünzüge, naturnahe Spiel- und Sportflächen in Wohnquartieren, aber auch ausgewie-
sene Landschaftsschutz- und Naturschutzgebiete. Sie haben ökologische (Kuttler 
1997, Bruse 2003), kulturelle, wirtschaftliche und soziale (Fitzpatrick/LaGory 2000; 
Groenewegen et al. 2006), aber auch gesundheitsförderliche (Jackson 2003, Maas et 
al .2006, 2006; Nielsen/Hansen 2007) Funktionen. Grün- und Freiräume fördern direkt 
und indirekt Gesundheit und Wohlbefinden und sind in diesem Sinne als salutogene 
Ressource29 einzustufen. Insbesondere in hoch verdichteten Stadtgebieten verbessern 
sie das Klima und wirken gleichzeitig als Schadstoffsenke. Angesichts der zu erwarten-
den klimatischen Veränderungen in den nächsten Jahrzehnten ist dieser Aspekt, 
insbesondere im Hinblick auf innerstädtische Hitzeinseln, besonders zu berücksichti-
gen.  

Natur und naturnahe Grünräume in der gebauten Umwelt sind auch Bewegungs- 
und Erholungsräume, die die psychische und physische Gesundheit aller Altersgruppen 
fördern können (z. B. Gebhard 2001; Frumkin 2003), indem sie unterschiedlichste 
Altersgruppen zur Bewegung anregen (z. B. Roemmich et al. 2006; Maas et al. 2008; 
Sugiyama/Ward 2008). So bestimmen Art und Anzahl von grünen Erholungsräumen in 
Städten beispielsweise den Grad der Fahrradnutzung (Abraham et al. 2007). Der 
Zugang zu Grün- und Freiräumen mit natürlichen Elementen bietet insbesondere der in 
Innerstädten lebenden Bevölkerung in der alltäglichen Auseinandersetzung mit unter-
schiedlichen Stressoren einen Ort für passives Entspannen und Ausruhen, aber auch 
für aktive Stressbewältigung (Hartig et al. 2003). Natur und Landschaft übernehmen 
wichtige Ausgleichsfunktionen mit positiven Rückwirkungen auf das Wohlbefinden und 
die psychische Gesundheit (z. B. Hartig/Staats 2003; Frumkin 2003; Orsega-Smith et 
al. 2004).  

Die Organisation „Greenspace Scotland“ hat im Jahr 2008 in einem Literaturreview 
über 80 Studien zum gesundheitsrelevanten Nutzen und zu sozial ausgleichenden 

                                                        
28 Gesamtfördervolumen: zehn Millionen Euro 
29 Die salutogene Sichtweise geht auf den Medizinsoziologen Aaron Antonovsky (1923-1994) zurück 
und wurde in den 1970er Jahren entwickelt. Im Fokus der Salutogenese stehen, im Unterschied zur 
Pathogenese, die Ursachen und Bedingungen zur Herstellung und Erhaltung von Gesundheit. Das 
salutogenetische Konzept als Basis für Gesundheitsförderung betrachtet die Stärkung der individuellen 
und gesellschaftlichen Ressourcen für Gesundheit, Wohlbefinden und Lebensqualität als zentrale 
Voraussetzung, um Gesundheitsrisiken zu reduzieren und potenzielle Krankheiten möglichst zu verhin-
dern (Antonovsky 1997). 
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Funktionen naturnaher grüner Räume ausgewertet. Naturkontakte und der Aufenthalt in 
(innerstädtischen) Grünräumen fördern das Gefühl der sozialen Integration, was wiede-
rum mit einer höheren Bereitschaft einhergeht sich für gemeinschaftliche Belange zu 
engagieren (Greenspace Scotland 2008). Ansprechende und nutzbare grüne Räume 
scheinen zudem eine vorbeugende Wirkung im Hinblick auf Vandalismuserschei-
nungen und Kriminalität zu haben (ebd.). Diese Aspekte sind insbesondere in einer 
multikulturellen und durch hohe Diversität charakterisierten Gesellschaft von Bedeu-
tung. Eine qualitativ gute wohnumfeldbezogene Ausstattung mit Grün- und Freiräumen 
bestimmt zudem als „weicher“ Standortfaktor Qualität und Image einer Stadt oder eines 
Stadtteils (z. B. Bullard 2007).  

Der Zugang zu Grünräumen, die zu Bewegung motivierende Gestaltung städtischer 
Räume, aber auch soziale Treffpunkte im Freien wirken umfassender auf die physische 
und psychische Gesundheit sowie auf das soziale Wohlbefinden als bislang angenom-
men (Maas et al. 2008). Die nachfolgende Abbildung 3 stellt die Zusammenhänge und 
Einflussfaktoren von naturnahen Grün- und Freiräumen in ihrer Bedeutung für Gesund-
heit und Lebensqualität differenziert dar. Die Grafik bildet die Komplexität der potenzi-
ellen direkten und indirekten positiven und negativen gesundheitsbezogenen Wirkun-
gen ab, die mit der Neugestaltung und Aufwertung von natürlichen und naturnahen 
Grünräumen für die Wohnbevölkerung einhergehen können. Deutlich wird, dass natür-
liche und naturnahe Ressourcen im Wohnumfeld der Gesundheit verschiedener Bevöl-
kerungsgruppen mit unterschiedlichen Ansprüchen an Grün- und Erholungsräume zu 
Gute kommen. Neben unmittelbaren Gesundheitseffekten (z. B. durch die Steigerung 
der körperlichen Aktivität) ist beispielsweise die Verbesserung des Kleinklimas nicht nur 
für die Gesundheit von großem Nutzen, sondern leistet darüber hinaus einen Beitrag 
zum Umweltschutz und zur Umweltentlastung. Mittelbare Gesundheitseffekte sind 
zudem durch die Förderung von sozialen Interaktionen zu erwarten. Darüber hinaus 
finden in der grafischen Darstellung (rechte Seite, roter Kasten) potenzielle gesundheit-
liche Belastungen Berücksichtigung. So sind negative Gesundheitseffekte durch Grün- 
und Freiräume dann in Betracht zu ziehen, wenn beispielsweise die erforderlichen 
Instandhaltungsinvestitionen seitens der Kommune unterbleiben oder infolge öffentli-
cher Einsparungen reduziert werden. Ungepflegte und vernachlässigte Grün- und 
Freiräume entwickeln sich nicht selten zu Anziehungspunkten für bestimmte Subgrup-
pen (z. B. Drogenabhängige), die an anderen öffentlichen Plätzen nicht geduldet wer-
den. Auf diesem Wege werden Grünräume, wie zum Beispiel Parkanlagen, für die 
Wohnbevölkerung (insbesondere für Frauen, Kinder und ältere Menschen) zu unsiche-
ren, unattraktiven Orten für Aktivitäten mit gesundheitsförderlichem Charakter. Mit dem 
reduzierten Attraktivitätsniveau der grünen Ressourcen geht häufig eine negative 
Bewertung der Wohn- und Lebensqualität seitens der Wohnbevölkerung einher 
(Greenspace Scotland 2008). 
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Abb. 3: Health Impact Assessment (HIA) in Grün- und Freiräumen (eigene Übersetzung in Anlehnung 
an Greenspace Scotland 2008). 
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Problemanalyse  
Mängel in der Quantität und Qualität naturnaher Grünräume zählen zu den größten 
Defiziten in benachteiligten Stadtteilen (Franke et al. 2007). Beschaffenheit, Ausstat-
tung und Größe von Grünräumen stehen dabei in einem engen Zusammenhang mit 
dem subjektivem Sicherheitsempfinden im Wohnumfeld und dem individuellen Nut-
zungsverhalten (z. B. Spitthöver 2000). Soziale und räumliche Verteilungsfragen sind 
vor allem mit der Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von innerstädtischen Grünräumen 
verknüpft (z. B. Englisch Nature 2003), die eine möglichst hohe Aufenthaltsqualität in 
fußläufiger Entfernung zu Wohnstandorten aufweisen sollten. Sozialräumliche Unter-
schiede berühren daher zentrale Gerechtigkeitsfragen hinsichtlich  
! der Verteilung, 
! des Zugangs, 
! der Nutzungsmöglichkeiten sowie  
! der Qualität von Grün- und Freiräumen als Umwelt- und Gesundheitsressource 

(z. B. Ausstattung mit Schatten und Kühlung spendenden Sitzgelegenheiten, 
Trinkwasserbrunnen). 

Forschungsarbeiten auf europäischer Ebene (z. B. in den Niederlanden) sowie in den 
USA, Kanada und Australien sind mit der Evidenzbasierung des Wirkungszusammen-
hangs von Grünräumen bzw. definierten Elementen in Grünräumen und Landschaften 
und ihren gesundheitlichen Effekten befasst. Die Arbeiten verfolgen nur selten explizit 
die Frage nach Zusammenhängen zwischen Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage 
(Fairburn/Smith 2008). Vor allem in den angloamerikanischen Ländern liegt das Inte-
resse auf der Optimierung und Nutzung von Grün- und Freiräumen als Bewegungs- 
und Erholungsräume und damit auf der Frage nach positiven Gesundheitseffekten. 
Bewegungsförderung, Verminderung von Übergewicht und assoziierte Folgeerkran-
kungen sowie die Prävention von psychischen Erkrankungen stehen im Vordergrund 
(Abraham et al. 2007).30 Deutlich weniger Beachtung finden hingegen wichtige Fragen 
zu Schadstoffimmissionen (z. B. Feinstaubkonzentration PM10 bzw. PM2,5, Stickstoff-
oxide, Ozon), die sich auf die Qualität und damit auf die gesundheitliche Bedeutung 
von Grünräumen niederschlagen. So können hohe Ozonwerte aufgrund Hochstrah-
lungswetterlagen, aber auch erhöhe Stickoxidwerte für empfindliche Personengruppen 
– zum Beispiel ältere Menschen, Personen mit Vorerkrankungen – ein Gesundheitsrisi-
ko darstellen. 

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Kommunale Stadt(teil)entwicklung und städtebauliche Förderprogrammen des Bundes 
und der EU haben sich in der Vergangenheit häufig allein auf die Aufwertung des 
baulich-physischen Wohnumfeldes konzentriert, während natürliche und naturnahe 

                                                        
30 Das Institut für Sozial- und Präventivmedizin der Universität Bern hat eine Übersichtsstudie zu den 
Zusammenhängen zwischen physischen Landschaftselementen (z. B. Bäume, Gewässer, Parks) und 
gesundheitlichen Auswirkungen erstellt (Abraham et al. 2007). Aufgrund der verwendeten Methodik und 
fehlender Evaluierung von Interventionen, lassen die meisten Studien keine direkten Schlussfolgerun-
gen zu Ursachen und Wirkungen (z. B. hinsichtlich gesundheitsbezogener Effekte) zu. Studien mit 
deutlicher empirischer Evidenz basieren zudem oft auf einem Vergleich von Quartieren, die in ihrer 
räumlichen Struktur deutlich differieren.  
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Räume weitgehend unberücksichtigt geblieben sind31. Entsprechend fehlt es an sozial-
räumlich ausgerichteten planerisch-strategischen Instrumenten, um die Potenziale der 
im Wohnumfeld liegenden Umweltressourcen zu berücksichtigen und zum Beispiel 
naturnahe Grün- und Freiräume im Rahmen von Prävention und Gesundheitsförderung 
für unterschiedliche Altersgruppen und soziale Teilgruppen (z. B. Frauen und Männer, 
Migrantinnen und Migranten, Alleinerziehende, Behinderte) nutzbar machen.  

Grün- und Freiräume sollen allen Bevölkerungsgruppen in gleichem Maße zur Ver-
fügung stehen. Ziel muss es daher sein, Kriterien zu entwickeln, die eine Typisierung 
und Bewertung von Grün- und Freiräumen – unter besonderer Berücksichtigung sozial-
räumlich ungleich verteilter Umweltressourcen – ermöglichen (z. B. fußläufige Entfer-
nung von Wohnungen/Häusern, Anbindung an das Wohnquartier, Zugänglichkeit/Bar-
rierefreiheit, zielgruppenorientierte Gestaltungs- und Nutzungsqualität, Ausstattungs-
merkmale, Sicherheit, Sauberkeit). Ein mögliches Instrument bieten die „Lower Level 
Super Output Areas (LSOA)“. In Schottland stehen kleinräumige Daten zur Verfügung, 
die neben Angaben zu den dort lebenden Personen zusätzlich für jedes Areal die 
Größe der natürlichen/naturnahen Flächen wie Parks, Wälder, Flussebenen und Wie-
sen erfassen. Mittels dieser Daten können Typisierungen der Grünräume anhand 
quantitativer und qualitativer Merkmale vorgenommen und diese in Beziehung  
zu Personendaten (wie Einkommenshöhe, Krankheitsinzidenz, Mortalität) gesetzt 
werden. 

Die Planung und Gestaltung von Grün- und Freiräumen stellen hohe Anforderungen 
an eine kommunale Gesamtstrategie. Dies gilt im Besonderen mit Blick auf benachtei-
ligte Gebiete, in denen sich Umweltbenachteiligungen und wirtschaftliche, soziale 
sowie städtebauliche Benachteiligungen überlagern. Neben baulich-investiven Maß-
nahmen und der Stärkung der lokalen Ökonomie ist die Aufwertung des natürlichen 
und gebauten Wohnumfeldes als Aufenthalts-, Spiel- und Kontaktraum zu berücksichti-
gen.  

Sozial- und Gesundheitsplanung sind in Zusammenarbeit mit Freiraumentwicklung 
und Umweltschutzmanagement gefordert, beispielsweise durch integrierte Stadt(teil)-
entwicklung auf Quartiersebene die sozialräumlich differenzierten Anforderungen an 
die Wohn- und Wohnumfeldqualität zu berücksichtigen. Voraussetzung hierfür ist die 
zielgruppenorientierte Bedarfsanalyse durch Beteiligung der Wohnbevölkerung. Im 
Rahmen einer umfassenden Situations- und Problemerkundung gilt es, das Wohnum-
feld in seinen Strukturen (z. B. Infrastrukturangebote, Nutzungsbarrieren und Nut-
zungskonflikte im öffentlichen Raum, Bevölkerungszusammensetzung) zu erfassen und 
gleichzeitig Ressourcen und Potenziale im Wohnquartier aufzuspüren, an die Pla-
nungsansätze und Handlungskonzepte anknüpfen können (z. B. Deinet 2008). 

Voraussetzung ist ein interdisziplinärer, ressortübergreifender Ansatz, der zum Bei-
spiel Verkehrsplanung und Mobilitätsmanagement sinnvoll verbindet. Hierbei ist Fol-
gendes erforderlich:  

 
 

                                                        
31 Im Zuge der integrierten Ansätze zur Stadtteilerneuerung und -entwicklung, wie sie zum Beispiel 
durch die Programme „Soziale Stadt“ auf der Bundesebene oder im Rahmen der länderbezogenen 
Stadterneuerungsinitiativen gefördert werden, zeichnet sich diesbezüglich eine innovative Tendenz ab. 
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! Ausweisung und der Ausbau von Grün- und Freiräumen wie Parks, Grünzügen, 
grünen Wegquerungen, die als Teil kommunalen Mobilitätsmanagements  

o die Bewegungsfreundlichkeit des Wohnumfeldes fördern, 
o die Infrastruktur für Fahrrad- und Fußgängerverkehr fördern, 
o einen aktiven Beitrag zum Umwelt- und Gesundheitsschutz leisten 

können und 
o den öffentlichen Raum aufwerten. 

! Entwicklung eines kleinräumigen Monitoringsystems, das es ermöglicht,  
o Nutzungsansprüche/-verhalten im Altersverlauf zu beobachten und mit 

Daten aus anderen Politikressorts zu verknüpfen (z. B. Gesundheits-
daten, Daten zur Luftqualität und Lärmbelastung) und 

o Gebiete mit defizitären oder fehlenden Grün- und Freiräumen zu iden-
tifizieren. 

! Formulierung nationaler („Mindest“)Standards für die gleichmäßige, flächende-
ckende Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen Grün- und Freiräumen, vor al-
lem in benachteiligten Quartieren mit allgemein niedrigen Investitionsanreizen. 

! Sensibilisierung der kommunalen Entscheidungsträger für die Bedeutung wohnum-
feldbezogener grüner Erholungs- und Bewegungsräume in ihrem Beitrag zur Stabi-
lisierung von benachteiligten Wohnquartieren sowohl in sozialer als auch in öko-
nomischer und ökologischer Hinsicht. 

! Optimierung der erforderlichen rechtlichen, organisatorischen und finanziellen 
Rahmenbedingungen für die Schaffung und die Instandhaltung von wohnungsna-
hen grünen Freiräumen (z. B. Pflege von Parks). 

Praxisansatz 
Der Neuordnung und Aufwertung von Grün- und Freiräumen sowie der Anbindung von 
Wohnquartieren und Stadtteilen an die umgebende Landschaft werden in zahlreichen 
Projekten und Programmen sozialer Stadt(teil)entwicklung eine hohe Priorität einge-
räumt. Maßnahmen der Wohnumfeldgestaltung oder -erneuerung werden in der Regel 
flankiert von ergänzenden Angeboten im Wohnquartier oder Stadtteil. 

Einen innovativen Weg hat die Stadt Zürich eingeschlagen und eine Strategie zur 
Gesundheitsförderung erarbeitet, die Teil des Grünbuches der Stadt ist. Hier wurden 
Infrastrukturen in städtischen Grünräumen geschaffen, die speziell auf Bewegungsför-
derung und Steigerung der körperlichen Aktivität abzielen.  

Die aktive Beteiligung der Wohnbevölkerung an der Planung, Umsetzung und In-
standhaltung/Pflege von Grünräumen ist eine Voraussetzung, um dauerhafte Verbes-
serungen und eine Stabilisierung der Quartierssituation zu erzielen. Ein Beispiel bietet 
die Stadt Jena (Stadtteil Lobeda-West) in Thüringen mit dem Projekt Von der Platten-
siedlung zum durchgrünten Stadtteil. Das Projekt ist angesiedelt in einer Großwohn-
siedlung mit über 22.000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Gravierende infrastrukturel-
le Defizite, städtebauliche und verkehrliche Mängel gaben bereits in den 1990er Jahren 
Anlass dazu, Qualität und Image des Stadtteils durch gezielte Wohnumfeldmaßnahmen 
zu erhöhen. Neben zahlreichen weiteren Interventionen wurde viel Wert auf die Schaf-
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fung von Grünzonen und bespielbaren Rasenflächen gelegt. Gemeinschaftsgärten und 
ein Naturerlebnisgarten verbesserten die Grünraumversorgung der Wohnbevölkerung. 
Anfallender Erdaushub wurde genutzt, um kostengünstig den Bau einer grünen Brücke 
über die Autobahn zu realisieren, die einerseits dem Lärmschutz und andererseits der 
Grünvernetzung von Stadtteil und Landschaftsumgebung dient. In der Bewertung der 
innovativen Elemente des integrierten Sanierungsprojektes wird vor allem die „Erhö-
hung der ökologischen, funktionalen, sozialen und stadtgestalterischen Qualität“32 
betont. Daneben sind der besondere Wert in der Erschließung des Quartierumfeldes 
zur Naherholung und die Sicherung des Landschaftsraumes hervorzuheben.  

Eigener gestaltbarer Freiraum außerhalb der Wohnungen steht Mieterinnen und 
Mietern gerade in Hochhäusern kaum zur Verfügung. Gemeinschaftsgärten bieten 
Möglichkeiten zum Anbau von Gemüse und sind gleichzeitig Bewegungs- und Erho-
lungsräume. Als Initiative für nachhaltige Stadtentwicklung oder als Integrationsprojekte 
haben Gärten mittlerweile in vielen deutschen Städten Verbreitung gefunden. Hinter 
Begriffen wie „Internationale Gärten“, „Interkulturelle Gärten“, „Gemeinschaftsgärten“, 
„Bewohnergärten“ und „Schulgärten“ verbergen sich meist stadtteil- oder wohnquar-
tiersbezogene Initiativen mit unterschiedlichen Beteiligungsformen und Zielgruppen  
(z. B. Erwerbslose, Ältere, Migrantinnen und Migranten). 

In Berlin hat sich als Teil nachhaltiger Stadtentwicklung die Initiative „Urban Garde-
ning“ in Form eines Netzwerkes etabliert. Ihr Vorbild sind die sog. „Community Gar-
dens“ in New York, wo Bewohnerinnen und Bewohner benachteiligter Viertel unbebau-
te Grundstücke zu Selbstversorgergärten umbauen. Die Berliner Initiative unter 
Federführung der Organisation „workstation berlin“ basiert auf der Integration unter-
schiedlichster Gruppen innerhalb der Wohnbevölkerung. Sie zielt auf die Aktivierung, 
Erschließung und Stärkung gemeinsamer Handlungsmöglichkeiten („Empowerment“). 
Als längerfristige Ziele werden unter anderem alternative Formen der Selbstversorgung 
zur finanziellen Entlastung benannt, verbunden mit dem Aufbau eines umweltschonen-
den Netzwerkes zur Reduktion von Transportkosten für Nahrungsmittel.33  

Im Bezirk Marzahn-Hellersdorf (Berlin) mit einer Fläche von ca. 300 ha wurden rück-
läufige Bevölkerungszahlen als Chance erkannt und die Freifläche einer leer stehenden 
Kindertagesstätte als Grünland verpachtet. Ein ansässiges Wohnbauunternehmen stellt 
seither auf dieser Fläche seinen Mieterinnen und Mietern in den angrenzenden Wohn-
blocks 39 Parzellen (Größen zwischen 65 und 160 m²) für die Gestaltung von Kleingär-
ten zur Verfügung. Für Boden und Wassernutzung ist von den Mieterinnen und Mietern 
eine Jahrespauschale von 100 Euro (2004) zu entrichten. Im Innenbereich der Wohn-
blocks wurden zudem ein Spielplatz, eine Parkanlage und eine Kommunikationsinsel 
als Gemeinschaftsflächen angelegt. Durch die Verbesserung der Aufenthalts- und 
Nutzungsqualität im Wohnumfeld ist eine Stärkung des Zusammenhalts und der Selbst-
organisation in der Nachbarschaft zu beobachten sowie eine ausgeprägte Ortsbindung 
der Wohnbevölkerung. Die Leerstandsquote im Wohnblock der Großwohnsiedlung 
konnte auf diesem Weg erheblich gesenkt werden.34 Rückläufige Bevölkerungszahlen, 

                                                        
32 vgl. ausführliche Projektdarstellung unter: http://www.werkstatt-stadt.de/de/projekte/34/ 
33 URL: http://www.workstation-berlin.org/index.php?option=com_content&view=category&layout= 
blog&id=4&Itemid=14 
34 Weitere Informationen zum Projekt in Berlin-Marzahn-Hellersdorf „Die Laube kommt zum Mieter - 
Kleingärten anstelle einer Kindertagesstätte“ unter URL: http://www.werkstatt-stadt.de/de/projekte/65/ 



Wohnumfeld im Kontext von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage 73

vor allem in Großwohnsiedlungen, sind also nicht per se als negative Entwicklungen zu 
bewerten. Sie bieten durchaus wertvolle Potenziale für die Wohnquartiersentwicklung. 

In den meisten deutschen Städten fehlt bislang die erforderliche politische Rücken-
deckung zur Einrichtung von Gemeinschaftsgärten. Als Vorbild kann Berlin dienen, da 
hier bereits ein Senatsbeschluss vorliegt, der die Anlage von zwei Gemeinschaftsgär-
ten pro Stadtbezirk einfordert. Diese werden ausdrücklich als Orte für den Natur- und 
Umweltschutz benannt und in ihrem Nutzen für das Stadtbild, ihrem Wert für ökologi-
sche Funktion als Räume für soziale Integration und als wichtige Elemente nachhaltiger 
Stadtentwicklung hervorgehoben.  

6.4 Zusammenführung von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage – Hand-
lungsrahmen auf der Planungsebene 

Stadtentwicklungspolitik kann über verkehrspolitische Maßnahmen wie die Reduzie-
rung von Individualverkehr, den Ausbau von Infrastrukturen für das Zufußgehen und 
Radfahren und die Umwidmung von Parkraum in Spielflächen und Begegnungsräume 
die Handlungsfelder Umwelt, Gesundheit und Soziales miteinander verbinden und 
einen zentralen Beitrag zur Reduzierung sozialer und gesundheitlicher Ungleichheiten 
leisten. Dies trägt zur Verringerung der bevölkerungsbezogenen Krankheitslasten bei, 
erhöht die Lebensqualität und steigert die Gesundheitsgewinne. Die Aufgabe sozial-
strukturelle Lebensverhältnisse in Stadtteilen/Wohnquartieren zu verbessern ist durch 
eine chancengleiche, umwelt- und sozialverträgliche Mobilitätssicherung (Umweltbun-
desamt 2001; Runge 2005) zu flankieren.  

Derzeit dominiert ein eher pathogenetisches Verständnis – im Sinne von Gefahren-
abwehr und Belastungsreduzierung – die aktuelle Planungspraxis (Riedel 2008). Dem 
Vorsorgeprinzip wird häufig allein durch die Berufung auf gesetzlich vorgeschriebene 
Grenzwerte Rechnung getragen, während gesundheitsfördernde Ansätze in der klassi-
schen Stadtplanung kaum Berücksichtigung finden. Im Unterscheid hierzu sind in den 
Programmen integrierter Stadtteilentwicklung und -erneuerung Entwicklungsfortschritte 
erkennen. Das Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ bringt beispielsweise Gesund-
heitsthemen in die Stadtteilentwicklung ein und verankert quartiersbezogene Gesund-
heitsförderung als Querschnittsaufgabe in Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbe-
darf. Der Kooperationsverbund Gesundheitsförderung bei sozial Benachteiligten mit 16 
Landesvertretungen („Regionalen Knoten“) könnte hier als Bindeglied zwischen den 
Handlungsfeldern „Soziale Ungleichheit“, „Stadtteilentwicklung“ sowie Umwelt, Ge-
sundheit und soziale Lage fungieren. 

Der Setting-Ansatz35 mit praxisnahen Anknüpfungspunkten auf Quartiersebene 
(z. B. in Kindergärten, Schulen) bietet die Möglichkeit, auch in nicht primär auf Ge-
sundheit fokussierten Handlungsfeldern gesundheitliche Aspekte frühzeitig in Pla-

                                                        
35 Der Setting-Begriff umfasst Lebensbereiche und Lebensumwelten (wie Schule, Wohnumfeld oder 
Arbeitsplatz), in denen Menschen ihren Alltag gestalten und leben. Settings haben sich im Rahmen der 
Gesundheitsförderung als bedeutsame Orte für zielgruppenorientierte, niedrigschwellige Interventionen 
erwiesen. Charakteristisch für den sog. Setting-Ansatz ist die gleichzeitige Berücksichtigung individuel-
len Verhaltens und struktureller Verhältnisse. Ressourcenorientierung, Partizipation, Vernetzung, 
Befähigung/Aktivierung sind weitere markante Merkmale des Setting-Ansatzes. In Programmen und 
Projekten der sozialen Stadt(teil)entwicklung findet der Setting-Ansatz zunehmende Verwendung, da er 
sich vor allem für schwer erreichbare Zielgruppen (z. B. sozial benachteiligte Bevölkerungsteile) als 
erfolgreich erwiesen hat. 
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nungsvorhaben einzubeziehen.  
Vor der Entwicklung neuer Ansätze und Strategien ist es wichtig, bereits vorhandene 
Strukturen zu nutzen. Ein gutes Beispiel hierfür ist der im Jahr 2007 vom Bundesland-
wirtschaftsministerium (BMELV) und Bundesgesundheitsministerium (BMG) ins Leben 
gerufene Nationale Aktionsplan „IN FORM – Initiative für eine gesunde Ernährung und 
mehr Bewegung“36. Bis zum Jahr 2020 verfolgt die Initiative in erster Linie das Ziel, 
dem Auftreten chronischer, lebensstilassoziierter Erkrankungen (z. B. Übergewicht, 
Diabetes mellitus, Metabolisches Syndrom) durch Informationsvermittlung entgegen-
zuwirken. Im Rahmen von IN FORM tragen beispielsweise die Aktivitäten der landes-
weiten Regionalen Knoten des „Kooperationsverbundes Gesundheitsförderung bei 
sozial Benachteiligten“37 dazu bei, die Erreichbarkeit der Zielgruppen in sozial benach-
teiligten Quartieren zu erhöhen und deren Information zu verbessern. 

Bei der Entwicklung von Interventionsmaßnahmen ist besonders zu beachten, dass 
bereits im Vorfeld eine Analyse der Bevölkerungsstruktur und der spezifischen Charak-
teristika der (potenziellen) Zielgruppen erfolgen muss, um ihren besonderen Anforde-
rungen und Gewohnheiten, aber auch Möglichkeiten gerecht werden zu können. Infor-
mationen zu Geschlecht, Haushaltszusammensetzung, Einkommen, Bildungsniveau, 
Gesundheitsstatus etc. sind Voraussetzungen, um den Erreichbarkeit der Zielgruppe 
und damit die Wirksamkeit von Interventionen zu verbessern.  

                                                        
36 URL: http://www.in-form.de/ 
37 URL: http://www.gesundheitliche-chancengleichheit.de/ 
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7 Methodisches Spektrum zur Weiterentwicklung und Umsetzung 
des Themenfeldes Umwelt, Gesundheit und soziale Lage 

7.1 Integrierte Berichterstattung 

Um die Wirkungszusammenhänge von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage zu 
erkennen, sind kleinräumige Berichterstattung und Indikatoren als Beurteilungsgrund-
lage notwendig, die Daten zur Gesundheit, zur sozialen Lage und zur Umweltqualität 
integrieren (Süß et al. 2007). Sie bilden die notwendige Basis für die in Deutschland 
weitgehend fehlende gesundheitsbezogene Risikobewertung von sozialen und räumli-
chen Unterschieden in der Umweltqualität. Gleichzeitig sind sie Grundlage für strategi-
sche politische Entscheidungen, Initiativen für soziale Chancengleichheit und nachhal-
tige Stadt(teil)entwicklung.  
Problemanalyse 
Die Berichterstattung zu Umwelt, Gesundheit und Soziales erfolgt derzeit weitgehend 
unabhängig. Schwierigkeiten bereitet die Zusammenführung verschiedener Datensätze 
aufgrund unterschiedlicher methodischer Vorgehensweisen, voneinander abweichen-
der Erhebungszyklen sowie unterschiedlicher Detaillierungsgrade der erhobenen 
Daten. Eine weitere Voraussetzung für die Zusammenführung von Daten aus der 
Umwelt-, Sozial- und Gesundheitsberichterstattung ist zudem die Lösung datenschutz-
rechtlicher Fragen (z. B. Identifizierungspotenziale von Einzelpersonen und Haushalten). 

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Eine systematische integrierte Berichterstattung in der Praxis ist ein entscheidender 
Schritt in Richtung 
! Monitoring38 im Sinne von Dauerbeobachtung (z. B. als Grundlage für die Entwick-

lung neuer bzw. angepasster infrastruktureller Angebote im Bereich Verkehr/Mobili-
tät), 

! Herstellung von Transparenz bei der Überprüfung der Ziele (z. B. Gesundheitsför-
derung) und Wirkungen von Maßnahmen (Lärmaktionspläne, Umweltzonen) und 

! inter- und intrakommunale Vergleiche hinsichtlich Umweltqualität, sozialer Prob-
lemlagen und umweltbezogener Gesundheitslasten.  

Hierzu sind neue Formen kommunaler und ressortübergreifender Kooperationsstruktu-
ren zwischen Gesundheits-, Umwelt- und Sozialverwaltungen notwendig. Besonders 
wichtig ist die ämter- und ressortübergreifende Nutzbarkeit eines integrierten Berichter-
stattungssystems für kommunale Politik und Verwaltung. Das Berichterstattungssystem 
soll 
! an bestehende Strukturen anknüpfen und diese wirkungsvoll erweitern, 

                                                        
38 Aufgabe und Bedeutung des Monitorings werden in der alltäglichen Praxis zu wenig erkannt. Vor 
allem kleineren Kommunen fehlt das erforderliche personelle Know-how zum Aufbau eines Monitoring-
Systems. 



 Kapitel 7 76

! durch ein intranet-basiertes Informations- und Kommunikationssystem unterstützt 
werden und 

! sich Geographischer Informationssysteme bedienen, um spezifische soziale und 
räumliche Ausprägungen von Umweltqualität in Verbindung mit Daten zum Ge-
sundheitsstatus und zur sozialen Lage abzubilden. 

Ausgehend von bereits verfügbaren kommunalen und landesweit etablierten Berichts-
systemen in den Handlungsfeldern Umwelt, Gesundheit und Soziales sollten zunächst 
relevante Indikatoren ermittelt, systematisiert und auf ihre themenspezifische Anwend-
barkeit hin analysiert werden. 

Praxisansatz 
Ziel des Projektes „Gesundheit als integrierendes Leitziel in der Konzeption und Erpro-
bung eines regionalen Berichtssystems nachhaltiger Entwicklung“ in Zusammenarbeit 
mit 10 Verbundstädten aus dem deutschen Gesunde Städte-Netzwerk war es, Grund-
lagen für eine integrierte nachhaltigkeitsorientierte Berichterstattung zu schaffen. 
Ausgehend von einem einfachen Standard-Berichtsmodell aus einem isolierten Politik-
sektor (z. B. Gesundheit) wurde im Projektprozess durch die Verknüpfung mit den 
Daten aus den Bereichen Umwelt und Soziales eine Stufenleiter integrierter Berichter-
stattung ein „Ideal-Modell“ entwickelt. Auf Basis kleinräumiger Analysen formuliert das 
„Ideal-Modell“ integrierter Berichterstattung Vorschläge für interdisziplinäre Maßnah-
men, Programme sowie Ziele in verschiedenen Politik- und Verwaltungsressorts (Süß 
et al. 2004). Abbildung 4 veranschaulicht die Aufgaben auf den einzelnen Berichtsebe-
nen der Stufenleiter. 
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Abb. 4: Stufenleiter der Integration (entnommen aus Süß et al. 2007) (mit freundlicher Genehmigung 
der Autoren). 

7.2 Indikatoren als Grundlage für Berichterstattung, Monitoring und Politik 

Aussagekräftige Indikatoren, die Bezug nehmen auf umweltbezogene, sozialräumliche 
und gesundheitsrelevante Aspekte, sind wesentliche strategische Elemente der Um-
welt-, Sozial- und Gesundheitspolitik. Sie ermöglichen nicht nur die Ableitung datenba-
sierter Informationen für Planungs- und Entscheidungsprozesse, sondern bieten einen 
gemeinsamen Orientierungsrahmen für Prioritätensetzung und Zielformulierung unter-
schiedlicher Akteure. Zudem unterstützen sie die Entwicklung und Umsetzung von 
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Maßnahmen zur Verminderung bestehender Unterschiede in der Umweltqualität. Als 
Evaluationsinstrument dienen sie der Bewertung und der Gewährleistung von Transpa-
renz.  

Problemanalyse 
International wird eine Vielzahl von qualitativ und quantitativ unterschiedlichen Indikato-
ren zu Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage verwendet. Sowohl das jeweils zugrun-
deliegende Begriffsverständnis, die Heterogenität von verwendeten Erhebungsmetho-
den, Quellen und Maßeinheiten als auch Unterschiede in den räumlich-zeitlichen 
Bezugsebenen behindern einen umfassenden Überblick. Hinzu kommt, dass die Indi-
katoren meist in einem speziellen Programmrahmen verwendet werden (z. B. Sanie-
rung von Stadtteilen, Verkehr/Transport, Programme zur Förderung von Grün- und 
Freiräumen) und daher mit sehr unterschiedlichen Aufgaben, Zielen und Fachdiszipli-
nen assoziiert sind.  

Die vielfältigen Indikatorensysteme nachhaltiger Entwicklung erscheinen insgesamt 
wenig geeignet für die Anwendung auf das Themenfeld Umwelt, Gesundheit und 
soziale Lage, da sie in erster Linie an ökologischen und ökonomischen Parametern 
orientiert sind und sozialräumliche Faktoren vernachlässigen. Die auf EU-Ebene zur 
Umsetzung der Nationalen Aktionsprogramme Umwelt und Gesundheit verfügbaren 
Indikatoren für „Environmental Health“ sind durch eine pathogenetische Ausrichtung 
charakterisiert und an ausgewählten Umweltmedien bzw. Expositionsquellen orientiert. 
Sie eignen sich daher ebenfalls, insbesondere aus der Perspektive „Umwelt als Res-
source“, nur begrenzt zur Übertragung. 

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Die Entwicklung eines strukturellen Modells für die Auswahl von Indikatoren zur Ver-
knüpfung von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage wäre ein wichtiger Schritt in 
Richtung einer bundeseinheitlichen, rechtlich verbindlichen integrierten Berichterstat-
tung, die die drei Handlungsfelder gleichwertig berücksichtigt. Für Environmental 
Justice und Environmental Equity wurde vor allem in den USA, Großbritannien und 
Schottland eine Vielzahl von quantitativen und qualitativen Indikatoren entwickelt. Sie 
sind hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit und Nutzbarkeit für die Situation in Deutschland 
zu prüfen. Hierzu sind die folgenden Schritte notwendig: 
! Formulierung von Anforderungen, die an Indikatoren zu stellen sind, 
! Sichtung bereits angewandter Indikatorensätze auf nationaler und internationaler 

Ebene, 
! Erstellung einer Synopse der relevanten Indikatorensätze aus den Bereichen 

Umwelt, Gesundheit, soziale Lage und Stadtentwicklung, 
! Bewertung der ausgewählten Indikatorensätze, 
! Entwicklung und Abstimmung eines Vorschlags von relevanten Indikatoren zwi-

schen Akteuren aus den Bereichen Umwelt, Gesundheit, Soziales, Politik, Planung 
und Stadtentwicklung. 
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Praxisansatz 
Konkrete Anknüpfungspunkte für die Entwicklung von Indikatoren bietet das Indikato-
ren-Set des WHO-Netzwerkes Healthy Cities. Bemerkenswert sind die thematisch 
breite Ausrichtung und die Berücksichtigung der räumlichen Dimension. Diese erfolgt in 
Verbindung mit Indikatoren zu Gesundheit, zur Gesundheitsversorgung, zur kommuna-
len Lebensqualität und zu sozioökonomischen Faktoren.  

Im Auftrag des Städtenetzes Soziale Stadt NRW haben Kersting et al. (2008) im 
Rahmen der Studie „Soziale Kontextbedingungen der Stadtteilentwicklung“ über einen 
Zeitraum von drei Jahren eine differenzierte Erhebung von 50 Indikatoren für die klein-
räumige Ebene in 20 Städten und 40 Programmgebieten der Sozialen Stadt vorge-
nommen. Die Ergebnisse demonstrieren eindrucksvoll die Aussagekraft kleinräumiger 
Beobachtungen der sozialen, infrastrukturellen, gesundheitlichen und ökologischen 
Entwicklungen bzw. Veränderungen anhand objektivierbarer Daten. Die Autorinnen und 
Autoren der Studie bewerten das Instrument der Kontextindikatoren als durchaus 
einsatzfähig zur Dauerbeobachtung von Trends auf der Stadtteilebene (z. B. Verände-
rungen in der Bevölkerungszusammensetzung). Es kann die Funktion eines Analyse- 
und Steuerungsinstruments wahrnehmen oder/und als Frühwarnsystem mit präventiver 
und Politik beratender Funktion zum Einsatz kommen (ebd.). Die Untersuchungsergeb-
nisse weisen darauf hin, verstärkt und kontinuierlich Daten auf kleinräumiger Ebene  
(z. B. Baublockebene) zu erheben. Anknüpfend an diese Überlegungen bietet sich aus 
der Public Health-Perspektive die Möglichkeit, flächendeckend und somit für jede Stadt 
gesundheits- und umweltbezogene Gebietsprofile zu erstellen. Diese könnten in kom-
munalen Planungsprozessen – zum Beispiel im Bereich der Stadtteilentwicklung, im 
Immissionsschutz, in der Verkehrsplanung oder im Öffentlichen Gesundheitsdienst – 
als zusätzliche Grundlage und Informationsbasis dienen. Die besonderen Möglichkei-
ten des Verfahrens bestehen darin, vorausschauend zu erkennen, in welchen Stadttei-
len soziale Unterschiede bei gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen und Umwelt-
ressourcen anzunehmen sind und entsprechende Interventionen erfordern. Dies 
ermöglicht  
! politische und planerische Entscheidungen auf konkrete umweltbezogene Prob-

lem- und Bedarfslagen auszurichten, 
! die Reichweite und Wirksamkeit von Angeboten und Maßnahmen (z. B. zur Ge-

sundheitsförderung) durch einen ressortübergreifenden Ressourceneinsatz zu 
verbessern, 

! sicherzustellen, dass Angebote und Maßnahmen in erster Linie den Bevölkerungs-
gruppen zugutekommen, die tatsächlich von höheren Umweltbelastungen und ge-
ringerer Wohnumfeldqualität betroffen sind.  

Stadtentwicklungsprogramme wie das Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf – Soziale Stadt“ haben in diesem Bereich bereits umfassende 
Vorarbeit geleistet, an die es anzuknüpfen gilt. Der Berliner Sozialstrukturatlas zeigt 
seit Jahren, dass in Berlin kleinräumig vorhandene Trends sozialräumlicher Polarisie-
rung von Armut eng mit einem sozialen Gradienten in der Lebenserwartung und dem 
Gesundheitsstatus zusammenhängen. Als Reaktion auf diese Entwicklungen ist in 
Berlin bereits in den 1990er Jahren im Auftrag der Senatsverwaltung für Stadtentwick-
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lung ein kontinuierliches Stadtbeobachtungssystem39 eingeführt worden. Es erfasst die 
sozialräumliche Entwicklung auf der Ebene von aktuell 447 Planungsräumen Berlins 
(definiert als „Lebensweltlich orientierten Räume“) anhand von ausgewählten Indikato-
ren im Zeitverlauf (Häussermann et al. 2009). Das seither kontinuierlich weiterentwi-
ckelte und verbesserte „Monitoringsystem Soziale Stadtentwicklung“ gilt bundesweit als 
vorbildliches, nachahmenswertes Instrument zur Beobachtung von Entwicklungen und 
Problemlagen in den Quartieren und bildet die Grundlage für soziale und städtebauli-
che Maßnahmen. 

7.3 Verträglichkeitsprüfungen – Impact Assessments 

Die gesetzlichen Grundlagen des Umweltrechts setzen die Rahmenbedingungen für 
den Schutz der menschlichen Gesundheit. Mit der EU-Richtlinie zur Umweltverträglich-
keit (UVP-Gesetz) wurde im Jahr 1990 eine wichtige Grundlage für den Einsatz der 
Umweltverträglichkeitsprüfung geschaffen, die eine Bewertung von Planungsvorhaben 
unter methodischen und inhaltlichen Aspekten ermöglicht. Mit der EG-Richtlinie über 
die Prüfung der Umweltauswirkungen von Plänen und Programmen aus dem Jahr 2001 
und der im Zuge dessen eingeführten Strategischen Umweltprüfung (SUP) wurde auch 
gesundheitlichen Belangen ein höherer Stellenwert eingeräumt.  

Explizit auf Gesundheit zielt die sogenannte Gesundheitsverträglichkeitsprüfung 
(Health Impact Assessment – HIA) (Kemm et al. 2004; Welteke et al. 2007). HIA dient 
in erster Linie dazu, mögliche positive wie negative gesundheitliche Auswirkungen von 
Strategien, Projekten oder politischen Vorhaben innerhalb und außerhalb des Gesund-
heitssektors bereits im Vorfeld für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen und Lebens-
bereiche abzuschätzen, bei der Planung zu berücksichtigen und Vorschläge zur Ver-
besserung zu formulieren (O´Reilly et al. 2006). Daneben kann HIA aber auch im Sinne 
einer „Durchführungsanpassung“ (z. B. bei laufenden Vorhaben, bei der Überprüfung 
von bestehenden Richtlinien) zum Einsatz kommen und zur Reflexion von Problemlö-
sungsstrategien anhalten.40 Dieser Prozess kann dazu beitragen, die umwelt-, sozial- 
und gesundheitsbezogene Qualität politischer Entscheidungen in Richtung voraus-
schauender Wirkungsbilanzierung von Strategien und Projekten (z. B. Wohnraumpoli-
tik, Flächennutzungsplänen, Privatisierungen) zu verbessern und den Einsatz von 
Ressourcen zu optimieren. 

Wodarg (1989) publizierte den ersten Aufsatz zur Gesundheitsverträglichkeitsprü-
fung. In den 1990er Jahren griffen verschiedene Ländergesetze zum Öffentlichen 
Gesundheitsdienst den Gedanken einer Mitwirkung an Planungsverfahren auf. Ein 
erstes Projekt wurde in den frühen 1990er Jahren im Rahmen des Nordrhein-West-
fälischen Forschungsverbundes Public Health vom damaligen Bundesministerium für 
Forschung und Technologie (BMFT) gefördert. Dieses Projekt entwickelte entspre-
chende Methoden und ein zehn Schritte umfassendes Verfahren, legte exemplarische 
Anwendungen vor, führte mehrere Workshops durch und erarbeitete, gemeinsam mit 

                                                        
39 Weitere Informationen unter 
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/basisdaten_stadtentwicklung/monitoring/index/html. 
40 Einsatzgebiete des HIA sind zum Beispiel Verkehrsplanung, umweltbezogener Gesundheitsschutz in 
der Stadtentwicklung, Wasser- und Abwasserwirtschaft, Sanitärversorgung, Landwirtschaft und Ernäh-
rung. 
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anderen Autoren und Autorinnen, eine erste deutsche Buchpublikation (Kobusch 1997). 
Nach Abschluss des Projektes erfolgten von Seiten des Landesinstitutes für Gesund-
heit und Arbeit (LIGA).NRW und seiner Vorläufereinrichtung (Landesinstitut für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst lögd NRW) weitere exemplarische Anwendungen und 
Veranstaltungen (z. B. Nationaler HIA-Workshop 2001) (Fehr 2010). 

Im Laufe der letzten Jahre entstanden auf internationaler Ebene vielfältige Formen 
von Wirkungsbilanzierungen, so zum Beispiel Gesundheitsbilanzen (HIA), Umweltver-
träglichkeitsprüfungen (EIA), Strategische Umweltprüfungen (SEA), Social Impact 
Assessment (SIA) bis hin zu Sustainability Impact Assessment (SIA2) und weitere 
Formen (ebd.). Ziel aller Wirkungsbilanzierungen ist es, die potenziellen Chancen, aber 
auch unerwünschte gesundheitliche, ökologische, soziale oder wirtschaftliche Folgen 
geplanter Interventionen umfassend zu analysieren (ebd.).  

Prospektive „Environmental Impact Assessments (EIA)“ und „Health Impact As-
sessments (HIA)“ kommen regelmäßig in der Gesetzesfolgenabschätzung zur Anwen-
dung: Sie haben vor allem in den USA und Kanada Tradition (Kemm 2006). Die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO), aber auch die Europäische Union haben gesund-
heitliche Wirkungsbilanzen mit hohen Erwartungen belegt. Die Europäische Union hat 
sich seit langem zum Schutz der menschlichen Gesundheit ausdrücklich verpflichtet41 
und dazu einige Meilensteine gesetzt. Die Europäische Kommission fördert seit gerau-
mer Zeit entsprechend wissenschaftliche Studien zu gesundheitlichen Wirkungsbilan-
zen (Fehr 2010). Wie das von der WHO initiierte und von der EU geförderte PHASE-
Projekt42 feststellte, können gesundheitliche Wirkungsbilanzen Entscheidungsträger auf 
verschiedene Weise unterstützen, zum Beispiel bei der Auswahl von Handlungsoptio-
nen, bei der Minimierung negativer und Optimierung positiver Gesundheitswirkungen 
sowie bei Reduzierung gesundheitlicher Benachteiligungen gefährdeter, marginalisier-
ter Gruppen (ebd.). 

Auf europäischer Ebene wird HIA vor allem in Skandinavien und Großbritannien 
eingesetzt, so zum Beispiel im Kontext der Nachhaltigkeitsdebatte und zur Abschät-
zung der gesundheitlichen Auswirkungen des Klimawandels (z. B. Ståhl et al. 2006; 
Matthies/Menne 2009). Innovative Wege geht die London Healthy Urban Development 
Unit. Sie untersucht die Zusammenhänge zwischen Stadtplanung und Gesundheit und 
hat hierfür verschiedene HIA-Tools entwickelt. Zum Einsatz kommen Geographische 
Informationssysteme zur Erfassung und Kartierung vorhandener Infrastrukturen sowie 
zur Planung neuer bzw. zum Ausbau erforderlicher Angebote, die allen Bevölkerungs-
gruppen gleichermaßen zur Verfügung stehen und zugänglich sind. Die London Health 
Commission (LHC) bezeichnet HIA als wertvolles Instrument zur Verbesserung der 
Informationslage über soziale und räumliche Ungleichheiten. Sie betont jedoch nach-
drücklich, dass die Ergebnisse systematisch über ein kontinuierliches Monitoring zu 
verfolgen und adäquate Kommunikationsinstrumente zur praktischen Umsetzung 
erforderlich sind (LHC 2003). 

                                                        
41 EU-Vertrag von Maastricht Art.129, EG-Vertrag von Amsterdam, Titel XIII Gesundheitswesen, mit 
Artikel 152: (1) 
42 PHASE steht als Akronym für “Promoting and Supporting Integrated Approaches for Health and 
Sustainable Development at the Local Level across Europe” 
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Problemanalyse 
Inzwischen existiert in mehreren Ländern (z. B. Großbritannien, Niederlanden, USA, 
Australien, Neuseeland) eine sich stetig ausdifferenzierende „Kultur“ gesundheitlicher 
Wirkungsbilanzen (Fehr 2010). Obwohl das erste Forschungs- und Entwicklungsprojekt 
zu HIA bereits in den Jahren 1992 bis 1996 in Deutschland durchgeführt wurde (Fehr et 
al. 2004), ist ein systematischer Einsatz von HIA in Deutschland aktuell nicht zu beo-
bachten. An einzelnen Stellen bestehen zwar seit einigen Jahren kontinuierliche Aktivi-
täten, um innerhalb von Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVP) dem Thema Gesund-
heit gerecht zu werden. Allerdings ist hierüber öffentlich nur wenig zu erfahren (ebd.). 
International ist das methodische Vorgehen bei der Durchführung von Verträglichkeits-
prüfungen sehr heterogen ist. Walker et al. (2005) identifizieren 20 verschiedene Typen 
von Verträglichkeitsprüfungen, die allein in Großbritannien im Bereich von Environmen-
tal Justice Verwendung finden.  

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Die Ergebnisse eines HIA‘s können einen Beitrag zum gesundheitsbezogenen Umwelt-
schutz leisten. Wie auch die renommierte WHO-Kommission zu Sozialen Determinan-
ten von Gesundheit (Commission on Social Determinants of Health, CSDH) feststellte, 
bieten HIA´s zudem ausgezeichnete Möglichkeiten zur Gesundheitsvorsorge/ 
-förderung und insbesondere auch zur Minderung gesundheitlicher Benachteiligungen 
(ebd.). Ein eigenständiges HIA für alle Planungsvorhaben ist daher zu fordern. Die 
gesetzliche Absicherung, wie bei der Umweltverträglichkeitsprüfung, ist dabei ein 
notwendiger erster Schritt. Erforderlich für ein gutes HIA sind unter anderem 
! Arbeitsteilung zur Zusammenführung unterschiedlicher Expertisen, 
! die Verwendung eines normierten Verfahrens (ähnlich der Vorgehensweise im 

Rahmen der UVP/SUP) und 
! die Partizipation aller Bevölkerungsgruppen. 

Angesichts der demographischen Veränderungen in vielen Teilen Deutschlands ist HIA 
nicht ausschließlich auf urbane Ballungsgebiete zu beschränken. Entwicklungen in 
kleineren Städten und ländlichen Regionen sind vor dem Hintergrund regionaler Ve-
ränderungs- und Schrumpfungsprozesse ebenfalls zu berücksichtigen. Abwanderungs-
tendenzen, die Auswirkungen auf Gebäudezustand, Wohnumfeldqualität und soziale 
Infrastrukturen (wie das System der Gesundheitsversorgung) haben, begründen in die-
sem Bereich vorsorgendes politisches Handeln, um sozialräumliche Abwärtsentwick-
lungen und Beeinträchtigungen von Wohnqualität zu verhindern. 

Praxisansatz 
Das in den USA von der Environmental Protection Agency (EPA) entwickelte Modell 
des Health Equity Impact Assessment (HEIA)43 nimmt Bezug auf soziale Verhältnisse, 
Umweltprobleme und Standortfragen in Kommunen (z. B. Harris-Roxas 2004). Es 
bietet im Rahmen von kommunaler Planung Orientierung und anpassungsfähige 
Instrumente für ein sektorenübergreifendes Assessment  unter besonderer Berücksich-

                                                        
43 In Canada und Australien als Equity Focussed Health Impact Assessment bezeichnet 
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tigung empfindlicher Bevölkerungsgruppen (z. B. zur Analyse der Wohnumfeldbedin-
gungen oder zur Sicherstellung der Partizipation der Wohnbevölkerung). Machbarkeits-
studien zur Frage der Anpassung verfügbarer Konzepte und Instrumente aus verschie-
denen europäischen Ländern sollten die Übertragbarkeit für Deutschland prüfen.  

Die „HIA-Guidelines“44 von Greenspace Scotland berücksichtigen ausdrücklich mög-
liche Unterschiede in der sozialen und räumlichen Verteilung der Umweltqualitäten. Sie 
bieten praxisbezogene Beispiele und Anregungen für das strategische Vorgehen in der 
Phase der Planung und Gestaltung von Grün- und Freiräumen. HIA dient dabei auch 
der Entscheidungsfindung und Planungsoptimierung, um die gesundheitsförderlichen 
Funktionen von Grün- und Freiräumen auszuschöpfen.  

7.4 Einsatz von Geographischen Informationssystemen 

Als wertvolle Ergänzung qualitativer und quantitativer Verfahren haben sich räumliche 
Methoden und Ansätze der angewandten Geographie etabliert. Geographische Infor-
mationssysteme (GIS) bieten vielfältige Möglichkeiten, Gebietsprofile oder Gebietstypi-
sierungen zu erstellen. Darüber hinaus kann die Entwicklung der Umweltsituation und 
der Lebensverhältnisse in Verbindung mit gesundheitlichen und sozialen Problemlagen 
im Zeitverlauf sowie auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen dokumentiert werden. 
GIS werden mittlerweile in allen Ländern, die mit entsprechenden Themen befasst sind, 
intensiv genutzt und kontinuierlich weiterentwickelt.  

Problemanalyse 
Geographische Informationssysteme nutzen komplexe raumbezogene Daten. Die Inter-
pretation der Daten gestaltet sich daher häufig schwierig. Zusammenhänge zwischen 
Grenzwertüberschreitungen, potenziellen Gesundheitsrisiken und möglichen Schutz-
maßnahmen sowie Vorsorgestrategien, die gerade für die allgemeine Bevölkerung von 
Bedeutung sind, bleiben meist wegen methodischer Schwierigkeiten unbeantwortet. 
Erschwerend kommt hinzu, dass der Wert, aber auch die Nutzung von GIS-Daten bei 
den verschiedenen Berufsgruppen wenig bekannt ist. Darüber hinaus liegen GIS-Daten 
nur selten sozial differenziert vor.  

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Die soziale Lage ist in der Regel kein kausaler Faktor für bestimmte gesundheitliche 
Beeinträchtigungen, sondern lediglich ein Indikator für Lebensstile und Lebensverhält-
nisse. Eine gezielte Beeinflussung bestehender Rahmenbedingungen braucht Beo-
bachtungs- und Bewertungsgrundlagen. Sie müssen geeignet sein, die (stadträumli-
chen) Verteilungen von Umweltbelastungen und Umweltressourcen zu untersuchen, 
um zum Beispiel Wohnquartiere mit dringlichem Handlungsbedarf zu identifizieren und 
dort zu intervenieren.  

Da methodische Konzepte zur Erfassung und Bewertung von Fragen im Themen-
kontext Umwelt, Gesundheit und soziale Lage in Deutschland weitgehend fehlen, sind 
GIS als Beobachtungs- und Bewertungsgrundlage für sozialräumliche Unterschiede in 
der Umweltqualität weiterzuentwickeln. GIS sollten sukzessive Eingang in kommunale 

                                                        
44 vgl. URL: http://greenspacescotland.org.uk 
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Berichterstattungssysteme finden, da diesen in der Politikberatung und als Basis für 
soziale Stadt(teil)entwicklungskonzepte eine besondere Bedeutung zukommt.  

Forschungsbedarf besteht in Deutschland hinsichtlich der Differenzierung und ver-
gleichenden Betrachtung einzelner Sozialindikatoren, des Zusammenspiels von 
Expositionsvariation und Effektmodifikation bei der Wirkung der sozialen Lage auf die 
umweltbezogene Gesundheit und des Ausmaßes der sozialen Ungleichheit bei Um-
weltbelastungen und umweltbezogener Gesundheit in verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen und Regionen. Innovative Ansätze der Mehrebenenmodellierung und der 
Expositionserfassung unter Einbezug von Geoinformationssystemen sind daher syste-
matisch zu verfolgen.  

Praxisansatz 
In den Niederlanden werden im Rahmen integrierter Stadtteilprogramme („stedelijk 
beheer“) auf der Ebene der Wohnquartiere („Buurt“-Ebene) systematisch kleinräumige 
Daten gesammelt, die in einer detaillierten Raumanalyse mittels geographischer Infor-
mationssysteme ausgewertet werden. So können neben baulich-technischen sozio-
ökonomische Merkmale miteinander in Beziehung gesetzt und umweltbezogene Prob-
lemlagen differenziert erfasst und analysiert werden. Als Evaluierungs- und Moni-
toringsysteme („Buurtmonitoring“) bieten sie wichtige Entscheidungsgrundlagen für die 
Stadtteilentwicklung (Haars 2001; Fischer/Foißner 2002). 

Im Mittelpunkt eines Modellvorhabens der Berliner Senatsverwaltung für Gesund-
heit, Umwelt und Verbraucherschutz, der Humboldt-Universität zu Berlin, der Techni-
schen Universität Berlin, der Universität Leipzig sowie dem Helmholtz Zentrum für 
Umweltforschung (Leipzig) steht die GIS-gestützte Ermittlung des Zusammenhangs 
zwischen Sozialstruktur und Umweltqualität (Luft, Lärm, Freiraumversorgung, Bioklima) 
in Teilbereichen Berlins. Durch die Integration verschiedener Datenquellen45 und den 
Einsatz von GIS wurden räumliche Korrelationsanalysen vorgenommen (u. a. Lärmbe-
lastung und Sozialstruktur auf Basis von definierten Verkehrszellen). So konnten 
Verkehrszellen identifiziert werden, die sowohl durch eine Häufung sozialer Problemla-
gen als auch überproportional durch Straßenverkehrslärm belastet sind. Im Weiteren 
sollen der räumliche Ansatz auf die Untersuchung verkehrsbedingter Luftschadstoffe 
und wohnungsnaher Grünräume ausgeweitet und eine Verknüpfung mit Gesundheits-
daten realisiert werden (Klimeczek/Luck-Bertschat 2008).  

7.5 Zielgruppenspezifische Kommunikation  

Wissen und Informationen über umweltbedingte Gesundheitsgefahren und Gesund-
heitsgewinne müssen zielgruppenspezifisch vermittelt werden. Zielgruppenorientierte 
Kommunikation von Gesundheitsrisiken und -chancen muss auf unterschiedliche 
Bevölkerungsgruppen – differenziert nach sozialer Lage (Bildung, Einkommen, Ge-
schlecht, Alter, Lebensphase) – ausgerichtet sein (Kuckartz/Rheingans-Heintze 2006). 
 
 

                                                        
45 Daten aus dem Umweltatlas, dem Monitoring Soziale Stadtentwicklung sowie aus raumbezogenen 
Informationsquellen der Stadtentwicklungsplanung, Stadterneuerung und Grünflächenplanung 
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Problemanalyse 
Die überwiegend mittelschichtsorientierte Umwelt- und Gesundheitskommunikation 
schließt in der Regel unzureichend an die Sprache, Alltagswelt und Informationskom-
petenz der Bevölkerungs(teil)gruppen an, die tatsächlich von Umweltungerechtigkeit 
betroffen sind. Diejenigen, die zu den wichtigsten Adressaten gehören, werden in der 
Praxis nur unzulänglich erreicht. Unterschiedliche Lebensstile wirken hier als interve-
nierende Größen: Sie beeinflussen nicht nur das Wissen und das Bewusstsein, son-
dern auch die Handlungsebene. Eine Analyse bereits verfügbarer, in anderen Themen-
bereichen eingesetzter Kommunikationsstrategien nach Kriterien wie Anschaulichkeit, 
Verständlichkeit, Zielgruppen- und Problemorientierung sowie Motivationsgehalt steht 
für den Bereich Umwelt, Gesundheit und soziale Lage noch aus. 

Handlungsfelder und politischer Zielsetzungen 
Wichtigster Faktor bei der Kommunikation von umweltbedingten Gesundheitsrisiken 
und -chancen ist die Berücksichtigung der alltäglichen Lebenssituation. Maßnahmen 
sollten einen engen Lebensweltbezug haben. Interventionen scheitern häufig daran, 
dass sie nicht an der spezifischen Lebenswelt und dem Alltag der Menschen ansetzen 
(Wewer/Pape 2007). 

Voraussetzung für eine effektive Ansprache ist die Orientierung an den Bedürfnis-
sen der Zielgruppe, ihrer subjektiven Problembewertung sowie die Berücksichtigung 
der bevorzugten Kommunikationskanäle und -mittel. Schicht- und milieuspezifische 
Unterschiede sind in der Entwicklung und Umsetzung von Kommunikationsstrukturen 
sowie in Informations-, Beratungs-, Motivations- und Bildungsansätzen abzubilden. 
Niedriger Bildungsstand, schwierige soziale Lebensverhältnisse, mangelnde Sprach-
kenntnisse und kulturelle Barrieren sind Indikatoren, die auf „schwer erreichbare Bevöl-
kerungsgruppen“ verweisen. Besonders bei dieser Zielgruppe ist es notwendig, dass 
Interventionen im unmittelbaren Lebensumfeld angesiedelt sind und ohne Verhaltens-
appelle auskommen. Grundsätzlich sollte nicht nur über potenzielle Gefahren informiert 
werden. Entscheidend ist es, Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen und Gestaltungs-
kompetenzen zu fördern. Beteiligung („Partizipation“) und Befähigung („Empower-
ment“46) (Vetter 2008) im Sinne einer Unterstützung notwendiger Verhaltens- und 
Verhältnisänderungen (z. B. innerhalb der eigenen Wohnung oder im Wohnumfeld) 
erhöhen die Wahrscheinlichkeit, vor allem die „schwer ansprechbaren“ Zielgruppen zu 
erreichen (Korczak 2009: 33ff.). 

Kommunikationsstrategien sollten jedoch nicht nur auf der individuellen Ebene an-
setzen. Stadtteile und Nachbarschaften wirken auf die Einstellungen und Wohnzufrie-
denheit der Bevölkerung (Schnur 2008). Sie bilden den Orientierungsrahmen für ver-
antwortliches, umwelt- und gesundheitsförderliches Handeln. Stadtteile und Nachbar-
schaften sollten daher als wichtiger Bezug zur Lebenswelt des Einzelnen in zielgrup-
penspezifischen Kommunikationsansätzen stärkere Berücksichtigung finden.  

                                                        
46 Empowerment meint die Einflussnahme auf die strukturell ungleiche Verteilung von Ressourcen und 
Entscheidungsmacht und zielt auf eine Veränderung bzw. Förderung von Teilhabechancen an materiel-
len und immateriellen Ressourcen zugunsten schwächerer Bevölkerungsgruppen. 
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Exkurs: Aus- und Weiterbildung 
Erfolge in der Kommunikation von Umweltgerechtigkeit und damit bei der Implementie-
rung des Themas in unterschiedliche Berufs- und Handlungsfelder werden davon 
abhängen, inwieweit es gelingt, das Themenfeld in Ausbildungs- und Weiterbildungs-
curricula zu verankern. Während in einigen Fachbereichen entsprechende Inhalte 
bereits in Lehrveranstaltungen verschiedener Studiengänge (z. B. Gesundheitswissen-
schaften/Public Health (Universität Bielefeld), Nachhaltigkeit (Universität Bremen), 
Soziologie (Universität München), Stadtplanung (TU-Dresden)) aufgegriffen werden, 
sind in anderen relevanten Studiengängen wie (Umwelt-)Medizin und Soziale Arbeit 
kaum entsprechende Aktivitäten zu erkennen. 

In den USA existieren eigene Studienprogramme zu Environmental Justice, die zu 
einem Bachelor- oder Mastertitel führen. Ein Beispiel hierfür ist die University of Michi-
gan, die eine eigene Fakultät „Environmental Justice“ eingerichtet hat. Die vermittelten 
Inhalte bieten für die Aufnahme des Themas in deutsche Studiengänge zahlreiche 
Anregungen. Vor allem in Schottland wurden (u. a. von der Organisation Friends of the 
Earth) zur Implementierung von Environmental Justice Arbeitshilfen entwickelt, die in 
Weiterbildungsangeboten und Schulungen zum Einsatz kommen. Eingeführt wurde 
zudem ein zertifizierter Fernlern-Hochschulkurs zu Environmental Justice.  

Natur- und technikwissenschaftliche Studienfächer, ebenso wie Ingenieur-, Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften, sollten das Thema Umwelt, Gesundheit und soziale 
Lage nutzen, um die in der Praxis notwendige Interdisziplinarität bereits in der Ausbil-
dung zu fördern. Die an zahlreichen Hochschulen zu beobachtenden disziplinübergrei-
fenden Anstrengungen zur Integration des Leitbildes „Nachhaltige Entwicklung“ in 
Lehre und Forschung (u. a. Universitäten Bielefeld, Universität Lüneburg) bieten hierfür 
ideale Voraussetzungen.  

Praxisansätze 
Konzepte und Projekte der aufsuchenden Beratung und gemeinschaftliche Aktionen, 
die häufig im Bereich des Quartiersmanagements angesiedelt, sind geeignet, Kommu-
nikation und Wissensvermittlung zielgruppen- und lebenslagenorientiert zu organisie-
ren. Gelungene Beispiele sind vor allem dort zu finden, wo verschiedene Handlungsfel-
der miteinander vernetzt und über Beteiligungsprozesse Umweltbelastungen gemein-
sam mit sozialen Problemen behandelt werden. Hervorzuheben sind zum Beispiel 
Aktivitäten, die im Rahmen des Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit München 
in den „Soziale Stadt“-Gebieten (z. B. Berg am Laim) initiiert wurden und zum Teil bis 
heute weiter geführt werden. Projekte an Schulen und in zentralen Stadtteileinrichtun-
gen (z. B. Horte, Jugendtreffs), die sowohl an Heranwachsende als auch an Eltern 
adressiert waren (z. B. Projekt „Fit und gut drauf!“), zeichnen sich durch Kommunikati-
onsansätze aus, die nicht vornehmlich auf die Vermittlung von Wissen und Information 
ausgerichtet sind. Sie vermitteln in erster Linie über gemeinsame Erfahrungen, wie die 
Erkundung des Stadtteils unter dem Aspekt des Wohlfühlens („Wohlfühl-Ralley“), 
gesundheitsrelevante Inhalte (Mertens 2010). Das Projekt „Umweltgerechtigkeit – von 
Geburt an“ des „Women in Europe for a Common Future e.V. (WECF), das vom Bun-
desumweltministerium und Umweltbundesamt gefördert wurde, war auf Familien aus 
sozial benachteiligten Stadtteilen und insbesondere auf Familien mit Migrationshin-
tergrund ausgerichtet. Mit zweisprachigen Informationsmaterialien zur gesundheitsför-
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derlichen Gestaltung des häuslichen Wohnraums für Neugeborenen gelang es, diese 
Zielgruppe adäquat zu erreichen. Junge und werdende Eltern mit niedrigem Sozialsta-
tus wurden in Kooperation mit verschiedenen Einrichtungen in den Quartieren über 
umweltbedingte Gesundheitsrisiken (z. B. Schimmelpilzbildung und Wohnungsfeuchte, 
Einsatz von umwelt- und gesundheitsbelastenden Alltagsprodukten) beraten. Zusätz-
lich wurden Schulungen für Multiplikatorinnen (u. a. Hebammen, Stadtteilmütter) durch-
geführt. Ein Multiplikatorenleitfaden und umfangreiches Informationsmaterial steht nach 
Abschluss des Projekts interessierten Einrichtungen zur Verfügung47. 

Eine Zusammenstellung von Good Practice-Beispielen für erfolgreiche zielgruppen-
spezifische Kommunikation wäre als nützliche Arbeitshilfe für die in der Praxis Tätigen 
und vor allem für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren geeignet.  

7.6 Beteiligung  

Ergebnisse – vor allem aus den USA und Großbritannien – zeigen, dass Interventionen 
umso wirksamer sind, je größer die Beteiligung der Zielgruppe(n) an allen Phasen 
eines Entscheidungs- und Veränderungsprozesses ist. Hierzu gehören die Problemde-
finition, aber auch die Programmplanung/-entwicklung, die Durchführung sowie die 
Qualitätssicherung/Evaluation (Stephens 2007). 

Problemanalyse  
Die Notwendigkeit und der Nutzen einer systematischen Einbeziehung von Zielgrup-
pe(n) haben sich gerade auf der kommunalen Ebene in Stadtentwicklungsprogrammen 
und Quartiersprojekten als unabdingbare Voraussetzung für den Erfolg erwiesen. Im 
Zuge der lokalen Agenda 21-Prozesse sowie in Stadtentwicklungsprogrammen existie-
ren zahlreiche neue Bemühungen, um eine Beteiligung der Betroffenen an der Formu-
lierung von Problemfeldern sowie an der Suche nach Lösungsansätzen und Hand-
lungsstrategien zu erreichen. Allerdings ist das Verständnis von Beteiligung heterogen 
und besteht nicht selten aus einer reinen Informationspolitik mit dem Ziel der Legitima-
tion. Gängige Beteiligungsverfahren sind zudem häufig sozialselektiv (Niedermeyer 
2001), da Beteiligungsbereitschaft und Beteiligungsfähigkeit unter anderem wesentlich 
bestimmt sind durch das Bildungsniveau. Mit höheren formalen Bildungsabschlüssen, 
zunehmendem Alter und Berufsstatus steigt vor allem die Beteiligungsbereitschaft von 
Männern. Eine vom baden-württembergischen Sozialministerium durchgeführte Studie 
zum bürgerschaftlichen Engagement konnte zeigen, dass Bildungsferne und sozial 
Benachteiligte mit der Beteiligung an öffentlichen Belangen überfordert sind. Sie sehen 
sich oft nicht in der Lage, konkrete Gestaltungsaufgaben im Stadtteil zu übernehmen. 

Handlungsfelder und politische Zielsetzungen 
Die Förderung partizipativer Strukturen kann der Beteiligungsgerechtigkeit einen deut-
lich höheren Stellenwert verleihen. Zudem tragen Beteiligungsverfahren dazu bei, die 
Akzeptanz von Maßnahmen (z. B. Förderung der nichtmotorisierten individuellen 
Mobilität im Quartier) zu verbessern. Grundlage für eine Beteiligung ist die zielgrup-
penorientierte Ermöglichung von Partizipation. Als ein strategisches Instrument in der 

                                                        
47 URL: http://www.wecf.eu/english/about-wecf/issues-projects/projects/umweltgerechtigkeit.php  
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Planung, Umsetzung, Aus- und Bewertung von Interventionen sowie in der Optimierung 
des Austauschs zwischen Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft geht Beteiligung 
über einen formalen Rechtsanspruch mit oftmals symbolischem Charakter (z. B. Öffent-
lichkeitsbeteiligung an Lärmaktionsplänen) hinaus. Beteiligung fördert nachweislich 
sozialverträgliche Lösungsansätze, schafft Akzeptanz und Vertrauen durch mehr 
Transparenz und motiviert zu eigenverantwortlichem Handeln (Stephens 2007). Dies 
gilt auch für umwelt- und gesundheitspolitisch wünschenswerte Ziele, wie der Verzicht 
auf Pkw-Nutzung zugunsten von Zufußgehen oder Radfahren.  

Letztlich sind partizipatorische Prozesse nur begrenzt standardisierbar, was die 
Formulierung von allgemeingültigen Empfehlungen und Umsetzungsratschlägen er-
schwert. Mit Blick auf die Zielgruppe sozioökonomisch benachteiligter Personen ist zu 
beachten, dass die Bewältigung alltäglicher Probleme oft nur wenig Raum für Engage-
ment lässt. Die politische und planerische Ebene muss daher die unterschiedlichen 
Möglichkeiten und Grenzen der Mitwirkung verschiedener Bevölkerungsgruppen gezielt 
berücksichtigen (Ueltzhöffer 2000). 

Praxisansätze  
Beispiele für gelungene Bürgerbeteiligungen finden sich in Deutschland unter anderem 
in Lokale Agenda 21-Aktivitäten, im Gesunde Städte-Netzwerk sowie in den Projekten 
des Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“. Zu nennen sind die lokalen 
Modellprojekte zu Umwelt und Gesundheit, die im Rahmen des Aktionsprogramms 
Umwelt und Gesundheit (APUG) der drei Bundesministerien Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz realisiert wurden. Hierzu zählen unter anderem die beiden Projekte 
wie „Moving Kids-Bewegungsförderung in gestaltbaren Umwelten“48 oder „Kindsein in 
Mahrzahn“49. Sie haben gezeigt, dass Kinder sehr genaue Vorstellungen von der 
Gestaltung ihres Lebensumfeldes und Wohnraumes haben und hohe Motivation für 
eine Beteiligung an der Umsetzung entsprechender Veränderungen mitbringen.  

Bürgerbeteiligung ist in Deutschland noch kein eigenständiges Ziel von Evaluatio-
nen. Bislang wird die Frage, ob und inwieweit Bürgerbeteiligung überhaupt Gegenstand 
von Evaluation sein sollte kontrovers diskutiert (Loss et al. 2007). Es fehlt an entspre-
chenden Evaluationsstandards und Zielparametern bzw. Indikatoren. Zudem sind 
Fragen der Zuständigkeit und Verantwortlichkeiten sowie der Finanzierung für eine 
solche Evaluation in der Regel unklar. Vielversprechend sind erste methodische Ent-
wicklungsansätze, die eine „Messung“ bzw. Bewertung der Bürgerbeteiligung anhand 
verschiedener Beteiligungsstufen und als Teil einer Prozess- und Ergebnisevaluation in 
Stadtteilprojekten und Stadtentwicklungsprozessen ermöglichen (ebd.). Anknüpfungs-
punkte bieten hier zum Beispiel Stufenmodelle, die explizit zur Bewertung der Bürger-
beteiligung (Community Action Programme) in den USA entwickelt wurden (z. B. 
Arnstein 1969). 

Eine in Deutschland noch weithin unbekannte Form der Partizipation ist der interna-
tionale Ansatz des „Community-based participatory research“ (CBPR). In der Environ-

                                                        
48 Moving Kids: Gefördert vom BMG im Rahmen des APUG. Verantwortlich für die Umsetzung war das 
Hamburger Forum Spielräume im Institut für urbane Bewegungskulturen e.V., Fachbereich Sportwis-
senschaft der Universität Hamburg (Laufzeit: 01.11.2003 – 30.04.2005). 
49 Kindsein in Mahrzahn: Gefördert vom BMG im Rahmen des APUG. Verantwortlich für die Umsetzung 
war das Kinder- und Jugendbüro Marzahn-Hellersdorf e.V. (Laufzeit: 08/2003 – 12/2003). 
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mental Justice und in der Public Health-Forschung hat CBPR vor allem in den USA und 
in Großbritannien einen hohen Stellenwert (z. B. Coburn 2005). Im Sinne partizipativer 
Forschung werden gemeinsam mit Bewohnerinnen und Bewohnern Ursachen lokaler 
Umwelt- und Gesundheitsprobleme in Wohnquartieren und Nachbarschaften unter-
sucht und kooperative Handlungsstrategien erarbeitet. Im Zentrum dieses Vorgehens 
stehen Befähigung (Empowerment) und Kompetenzentwicklung (capacity building) 
durch Beteiligung. Durch die gleichberechtigte Zusammenarbeit von Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern, Praxisakteuren sowie Bewohnerinnen und Bewohnern soll 
der Transfer wissenschaftlicher Ergebnisse in praxisorientiertes Handeln gefördert 
werden. CBPR ist ein auf Stärken- und Ressourcennutzung angelegter Prozess, der 
Struktur gebende Maßnahmen anstoßen und langfristig sichern soll (Minkler/Waller-
stein 2002; O´Fallon/Dearry 2002). Wesentliche Aufgaben liegen in der Beantwortung 
folgender Fragen: 
! Wie sind „schwierig zu beteiligende Gruppen“ charakterisiert? 
! Welche Methoden und Bausteine werden bereits mit welchem Erfolg eingesetzt?  
! Kann Partizipation im Zuge strategischer umweltbezogener und soziallagenorien-

tierter Gesundheitsverträglichkeitsprüfung gefördert werden und wenn ja, wie? 
! Wo sind die Grenzen von Beteiligung auf der lokalen Ebene? 
! Wie können Diversity-Management und Gender Mainstreaming in Beteiligungsan-

sätzen angemessen verankert werden? 

Beteiligungsorientierte Forschungsvorhaben werden zum Beispiel in den Sozialwissen-
schaften im Rahmen qualitativer Sozialraumerkundungen und -analysen häufig ge-
nutzt. Die Datenerhebungen beziehen sich meist auf definierte Regionen („Wohnstand-
orte“) bzw. die dort lebende Bevölkerung. Zudem sind Erhebungen dieser Art nicht 
allein auf einzelne Schadstoffe und Belastungsparameter fixiert. Im Sinne kumulativer 
Expositionen können der soziale Lebenskontext, die objektiv messbare Umweltqualität 
sowie potenzielle Belastungspfade (z. B. bestimmte Verhaltensroutinen, Wohnstand-
ortmerkmale) einbezogen und mit subjektiven Bewertungen sowie Belastungsempfin-
dungen in Beziehung gesetzt werden. Allein die direkte Beteiligung der Wohnbevölke-
rung an der Informationsgewinnung und die Formulierung praxisnaher Forschungs-
fragen können bereits als präventives Element wirken. Beispielsweise wird die Auf-
merksamkeit auf bestimmte Lebensbedingungen und Verhaltensweisen gelenkt, die 
der Veränderung bedürfen oder es werden Handlungskompetenzen als Gesundheits-
ressourcen bewusst gemacht. Die Einbindung lokaler Einrichtungen (z. B. Schulen, 
Stadtteiltreffpunkte) dient der Vertrauensbildung und fördert zudem die Beteiligung der 
Wohnbevölkerung. Ein weiterer Vorteil des beteiligungsorientierten Vorgehens ist die 
Beschleunigung der Umsetzung von Forschungsergebnissen in zielgruppenspezifische 
Interventionsmaßnahmen.  
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8 Resümee und Ausblick  

8.1 Herausforderungen und Aufgaben der Implementierung des The-
menfeldes Umwelt, Gesundheit und soziale Lage in Deutschland 

Das Gutachten des Sachverständigenrates im Gesundheitswesen aus dem Jahr 2007 
betont, dass der Zusammenhang zwischen sozialer Lage und den individuellen Ge-
sundheitschancen eine umfassende Perspektive erfordere. Diese müsse die vielfältigen 
Ursachen und Folgen sozialer und gesundheitlicher Benachteiligung gemeinsam 
betrachten, mit dem Ziel gleichberechtigte Teilhabechancen an gesunden Lebens- und 
Umweltbedingungen zu realisieren. Umwelt-, Gesundheits- und Sozialpolitik sind in 
diesem Sinne gemeinsam gefordert, über vorsorgende Handlungsansätze zur Verbes-
serung von Lebensverhältnissen dem weiteren sozialen Auseinanderdriften der gesell-
schaftlichen Gruppen entgegenzuwirken. Die Kommunen stehen vor der Herausforde-
rung, für den Umgang mit absehbaren Entwicklungen – wie Bevölkerungsverluste, 
soziale Polarisierung, infrastrukturelle Unterversorgung ländlicher Regionen und sozia-
ler Brennpunktviertel – differenzierte Konzepte und Strategien zu entwickeln.  

Sozial bedingte Ungleichheit von Umwelt- und Gesundheitsbelastungen zu reduzie-
ren und gesundheitliche Chancengleichheit zu fördern, erfordert gemeinsame Anstren-
gungen und die Kompetenzen verschiedener Ressorts und Handlungsfelder. Das 
vorliegende Strategiepapier zeigt auf, dass gerade im Bereich von Public Health, Stadt- 
und Raumplanung sowie Verkehrs- und Umweltpolitik ein weites Spektrum an Res-
sourcen und Steuerungsmöglichkeiten vorhanden ist, das es zu aktivieren und zu 
bündeln gilt. 

Die Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen für alle Teilräume und alle Be-
völkerungsgruppen – im Sinne von „Infrastrukturgerechtigkeit“ (Stronegger/Freidl 2004) 
– ist und bleibt zentrales Qualitätskriterium jeglicher Planungen und politischer Ent-
scheidungen, die Einfluss auf die Lebensbedingungen der Bürgerinnen und Bürger 
nehmen. Die Umwidmung ehemaliger Brachflächen, Stadtteilaufwertung durch Grün-
räume, Mobilitätsmanagement sowie energieeffiziente Bestandssicherung und Moder-
nisierung sind nur einige der Themen, die aktuell vorrangig im Rahmen der Stadtent-
wicklungspolitik bearbeitet werden. Sie reagiert damit auf sozialräumliche Unterschiede 
in der Wohnumfeld- und Lebensqualität. Zielgruppenspezifische Problemlagen und 
Potenziale vor Ort, in den Wohnquartieren und Stadtteilen, müssen Ausgangspunkt für 
Planungen und Interventionen sein, eingebettet in eine politische Gesamtstrategie.  

Stadtentwicklung, Raumplanung und Umweltpolitik verfügen über zahlreiche rechtli-
che und politische Instrumente zur Minderung und Vermeidung sozialräumlicher Un-
gleichverteilungen von Umweltbelastungen und -ressourcen. Sowohl die gesetzlich 
vorgeschriebenen Fachplanungen – wie Landschaftsplanung, Verkehrswegeplanung, 
Lärmminderungs- und Luftreinhalteplanung – als auch rechtlich nicht verbindliche 
Planungsansätze (z. B. sozialräumliche Analyse) können positive Wechselwirkungen 
entfalten und unter Vorsorgegesichtspunkten einen wichtigen Beitrag leisten, um 
soziale Teilhabe und gesundheitliche Chancengleichheit über die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse zu fördern. 
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Das vorliegende Strategiepapier bietet eine gute Grundlage, um die identifizierten 
Handlungsansätze und Kompetenzen der verschiedenen Fachrichtungen weiter zu 
bündeln und in einem nächsten Schritt in einer „Leitlinie Umwelt, Gesundheit und 
soziale Lage“ für die Akteure auf Bundes- und Länder-, aber insbesondere auf lokaler 
Ebene, strategisch aufzubereiten. Eine nachhaltige Etablierung von Umwelt, Gesund-
heit und sozialer Lage als politisches Handlungsfeld könnte auf diese Weise in verbind-
licher Weise gelingen. Eine „Leitlinie Umwelt, Gesundheit und soziale Lage“ könnte vor 
allem in den Kommunen und bei den Akteuren vor Ort als wichtige Orientierungs- und 
Entscheidungshilfe dienen. Mit dem Strategiepapier sind erste mögliche Bausteine 
einer „Leitlinie Umwelt, Gesundheit und soziale Lage“ entwickelt worden. 

8.2 Ausblick  

Die im vorliegenden Strategiepapier aufgeführten planungspraktischen und forschungs-
theoretischen Ansätze zeigen vielfältige Möglichkeiten auf, um den Themenbereich 
Umwelt, Gesundheit und soziale Lage als wichtiges „neues“ Handlungsfeld besser in 
Wissenschaft, Politik und Praxis zu integrieren. Sie stellen den politischen Akteuren 
und Entscheidungsträgern handlungsrelevante technische, strategische und operative 
Informationen zur Verfügung und sind gleichzeitig die Grundlage, um konkrete Hand-
lungsprinzipien und Maßnahmenbündel aus interdisziplinärer Perspektive zur Verringe-
rung gesundheitlicher Chancenungleichheit gemeinsam umzusetzen. 

Die BMU/UBA-Fachtagung Umweltgerechtigkeit im Oktober 2008 hat erstmals eine 
Plattform geboten, das Themenfeld Umwelt, Gesundheit und soziale Lage einer breiten 
Fachöffentlichkeit zu präsentieren. Akteure aus unterschiedlichen Arbeitsfeldern und 
Fachdisziplinen kamen zusammen, um sich zunächst über den Forschungsstand in 
Deutschland auszutauschen und erste Handlungsansätze zur Reduzierung sozial 
ungleicher umweltbedingter Gesundheitschancen zu diskutieren. 

Das Strategiepapier stellt einen Wegweiser dar, wie der begonnene Prozess erfolg-
reich weitergeführt werden kann. Ziel könnte die Entwicklung einer „Leitlinie Umwelt, 
Gesundheit und soziale Lage“ sein. Hierzu bietet es sich zunächst an, die im Strategie-
papier dokumentierten nationalen und kommunalen Handlungsfelder sowie die politi-
schen Zielsetzungen auf einer Veranstaltung einem größeren Akteurskreis vorzustel-
len. Die im vorliegenden Strategiepapier identifizierten relevanten Handlungsfelder, 
Zielsetzungen und erfolgreichen Praxisansätze verdeutlichen die große Bandbreite der 
Fachdisziplinen und Arbeitsbereiche, die in den weiteren Prozess eingebunden werden 
sollten. Auch die zahlreichen Nichtregierungsorganisationen – von Umweltverbänden 
über Gewerkschaften zu kirchlichen Organisationen50 – sind wichtige Multiplikatorinnen 
und Multiplikatoren. Deren vielfältige Aktivitäten zu Umwelt, Gesundheit und soziale 
Lage zeigen bereits deren Sensibilität für das Thema. Durch die Bündelung der Res-
sourcen und die Zusammenarbeit der relevanten Akteure kann es gelingen, die Dis-
kussion Umwelt, Gesundheit und soziale Lage von der analytischen Ebene zur konkre-
ten Handlungsebene überzuleiten und gemeinsam dem Ziel gleichwertiger Lebens-
bedingungen und gesundheitlicher Chancengleichheit näher zu kommen. 

                                                        
50 Das Katholisch Soziale-Institut Bad Honnef hat bereits 2007 eine Tagung zum Thema „Umweltge-
rechtigkeit als neue Dimension der sozialen Frage im 21. Jahrhundert“ veranstaltet. 
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Anhang 

Abkürzungsverzeichnis 
 
APUG Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
ARL Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung 
BMFT Bundesministerium für Forschung und Technologie 
BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
BUND Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
CEHAPE Children Environment Health Actionplan for Europe 
DUH Deutsche Umwelthilfe e.V. 
EIA Environmental Impact Assessments 
EPA Environmental Protection Agency 
EU Europäische Union 
GBE Gesundheitsberichterstattung 
GIS Geographische Informationssysteme 
HIA Health Impact Assessment 
HBM Human Biomonitoring 
KiGGS Kinder- und Jugendgesundheitsstudie des Robert Koch-Instituts 
KUS Kinder-Umwelt-Survey des Umweltbundesamtes 
LARES Large Analysis and Review of European Housing and Health Status 
LIGA NRW Landesinstitut für Gesundheit und Arbeit Nordrhein-Westfalen 
lögd NRW Landesinstitut für den Öffentlichen Gesundheitsdienst 

Nordrhein-Westfalen (Vorläufereinrichtung des LIGA NRW) 
NRO Nichtregierungsorganisationen 
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 
RKI Robert Koch-Institut 
SEA Strategic Environment Assessment 
SIA Social Impact Assessment 
SIA2 Sustainability Impact Assessment 
UBA Umweltbundesamt 
UBE Umweltberichterstattung 
VCÖ Verkehrsclub Österreich 
WECF Women in Europe for a Common Future e.V. 
WHO World Health Organization 
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